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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Kurzfassung 

Der vorliegende Bericht untersucht die Auswirkungen des Mindestlohns auf Armut. Dabei stehen 

folgende Fragestellungen im Fokus: Wie hat sich Armut über die Zeit verändert? Gibt es einen kausalen 

Effekt des Mindestlohns auf Armut? Wie wirken sich unterschiedliche Höhen des Mindestlohns auf 

Haushaltsnettoeinkommen und Armut aus? 

Der wesentliche Beitrag dieser Studie besteht darin, an die international wachsende Literatur 

anzuknüpfen und den Einfluss des Mindestlohns auf Armut und Einkommensungleichheit zu 

untersuchen. Insbesondere zeigen wir auf, welche Auswirkungen eine Erhöhung des Mindestlohns auf 

12 Euro auf die Verteilung der verfügbaren Einkommen und das Armutsrisiko hätte. 

Für die empirischen Analysen werden die Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) verwendet. 

Die Daten bilden die Basis für die deskriptiven Analysen, in denen aufgezeigt wird, wie sich das 

Armutsrisiko über die Zeit und für unterschiedliche Personen und Haushalte verändert hat. Darüber 

hinaus wird regionale und individuelle Variation in der Betroffenheit vom Mindestlohn genutzt, um zu 

schätzen, ob der Mindestlohn Auswirkungen auf die Einkommensverteilung und das Armutsrisiko hat. 

Für die ex-ante Analysen von weiteren Erhöhungen des Mindestlohns verwenden wir das 

Mikrosimulationsmodell STSM, das alle wesentlichen Regelungen des Steuer- und Transfersystems in 

Deutschland abbildet und auf Basis der Daten des SOEP Haushaltsnettoeinkommen berechnet. 

Die deskriptive Analyse zeigt, dass die Mindestlohneinführung 2015 von einem Anstieg der 

durchschnittlichen Stundenlöhne begleitet wurde, wodurch sich der Anteil der Beschäftigten mit 

Stundenlöhnen von unter 10 Euro an allen Beschäftigten verringert hat. Gleichzeitig ließ dieses 

Lohnwachstum die Armutsrisikoschwelle steigen. Für das Jahr 2010 beträgt die Armutsrisikoschwelle 

rund 12 Tausend Euro jährlich, bis ins Jahr 2018 steigt die Armutsrisikoschwelle auf über 14 Tausend 

Euro. Dieser Anstieg, der über der Inflationskorrektur liegt, erzeugt eine mechanische Vergrößerung 

des Einkommensbereichs, unter dem relative Armut gemessen wird, und wirkt somit der potenziellen 

positiven Wirkung des Mindestlohns auf Armut entgegen. Die Armutsrisikoquote liegt im Zeitverlauf 

bei rund 16 bis 17 Prozent. Sie ist höher für Haushalte, in denen abhängig Beschäftigte leben, die 

Stundenlöhnen unter 10 Euro verdienen: Hier liegt die Armutsrisikoquote im Jahr 2010 bei rund 18 

Prozent und steigt bis ins Jahr 2018 auf etwa 30 Prozent an. Während innerhalb der Haushalte ohne 

Armutsgefährdung der durchschnittliche Anteil von Personen in abhängiger Beschäftigung über die 

Zeit bei rund 50 Prozent liegt, ist dieser durchschnittliche Anteil geringer für Haushalte, die 

armutsgefährdet sind: Im Jahr 2010 waren durchschnittlich etwa 20 Prozent der Personen in 

armutsgefährdeten Haushalten abhängig beschäftigt, im Jahr 2018 waren es durchschnittlich rund 30 
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Prozent. Gemessen an allen armutsgefährdeten Haushalten ist der Anteil der armutsgefährdeten 

Haushalte, in den mindestens eine Person mit Stundenlöhnen unter 10 Euro lebt, im Zeitverlauf 

gesunken: Während im Jahr 2010 in knapp 80 Prozent der armutsgefährdeten Haushalte mindestens 

eine Person im Haushalt einen Stundenlohn von unter 10 Euro verdiente, ist dieser Anteil auf unter 60 

Prozent im Jahr 2018 gesunken. 

Die kausale Analyse zeigt kein eindeutiges Bild. Auf der regionalen Ebene wird kein nennenswerter 

Zusammenhang zwischen der Mindestlohneinführung in 2015 und dem Armutsrisiko festgestellt. Auf 

der individuellen Ebene wird jedoch ein Effekt der Mindestlohneinführung auf das Armutsrisiko in der 

Gruppe der Betroffenen (Personen, die 2014 unter 10 Euro pro Stunden verdienten) von bis zu minus 

5 Prozentpunkten geschätzt. Placebo- und Robustheitsanalysen auf Individual- und Haushaltsebene 

bestätigen diese Schätzung. Die Mindestlohnreform wirkt auf der individuellen Ebene besonders stark 

bei Paaren mit und ohne Kindern, Personen mit tertiärer Bildung, deutschen StaatsbürgerInnen und 

jüngeren Erwerbstätigen. 

Auf Basis des Mikrosimulationsmodells wurde gezeigt, dass die Erhöhung des Mindestlohns auf 12 

Euro pro Stunde spürbare Effekte auf Haushaltseinkommen und die Reduktion von Armut haben kann. 

Der Großteil der vom Mindestlohn Betroffenen befindet sich in den unteren Dezilen der 

Einkommensverteilung der Haushalte. Die Bruttolöhne steigen im ersten Dezil um 24,1 Prozent. Der 

Anstieg im zweiten Dezil ist mit knapp 11,3 Prozent etwas niedriger. Insgesamt steigen die Bruttolöhne 

im Durchschnitt um 1,4 Prozent. Die höheren Bruttolöhne werden gemindert durch die 

Einkommensteuer und Sozialversicherungsbeiträge, die um etwa 1,2 Prozent steigen. Ferner gehen die 

Leistungen aus Grundsicherung, Wohngeld und Kinderzuschlag im Durchschnitt um knapp 7 Prozent 

zurück. Dabei fallen die Wirkungen über die Dezile unterschiedlich aus. Absolut reduzieren sich die 

Transfers am stärksten in den untersten Dezilen. Insgesamt zeigt sich, dass die Erhöhung des 

Mindestlohns trotz steigender Einkommensteuer und Sozialbeiträge sowie sinkender 

Transferzahlungen die Haushaltsnettoeinkommen im Durchschnitt um 0,7 Prozent erhöht. In den 

untersten drei Dezilen ist der Einkommenseffekt mit 1,5 bis 2,7 Prozent am größten. 

Niedrigverdienende ArbeitnehmerInnen im unteren Bereich der Einkommensverteilung profitieren 

also spürbar von der Mindestlohnerhöhung. Diese Einkommenswirkungen haben Effekte auf 

unterschiedliche Armutsmaße. Laut Simulationen reduziert sich im Basisszenario durch einen 

Mindestlohn von 12 Euro die Armutsrisikoquote um knapp 5 Prozent. In weiteren Simulationen wird 

gezeigt, wie sich die Wirkungen durch mögliche Effekte auf Beschäftigte in höheren Lohngruppen, 

Nicht-Einhaltung des Mindestlohngesetzes, und mögliche negative Beschäftigungseffekte verändern. 

Es kann gezeigt werden, dass sich auch bei unterschiedlichen Annahmen die Armutsmaße reduzieren. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Auch unter der Annahme von negativen Beschäftigungseffekten sinkt die Armutsrisikoquote bei einem 

Mindestlohn von 12 Euro um etwa 3 Prozent. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Einleitung 

Die Einführung wie auch Erhöhungen eines Mindestlohns bewirken eine Anpassung der Stunden- und 

Monatslöhne, sowie der Haushaltsnettoeinkommen. In der politischen Debatte wird die Regulierung 

des unteren Segments der Stundenlöhne ausschlaggebend für die Reduktion der Ungleichheit im 

unteren Bereich der Verteilung der Monatslöhne verstanden und häufig mit einer Verbesserung der 

finanziellen Situation gemessen durch die Haushaltsnettoeinkommen der Niedriglohnbeschäftigten 

gleichgesetzt. Der Zusammenhang wird politisch unter dem Schlagwort „keine Armutslöhne“ 

diskutiert: Ein(e) in Vollzeitbeschäftigte(r) sollte nicht unterhalb der Armutsschwelle leben müssen und 

infolgedessen auf unterstützende wohlfahrtsstaatliche Transfers angewiesen sein. Mit diesem 

Argument werden in der aktuellen Diskussion deutliche Erhöhungen des Mindestlohnniveaus 

gefordert. Um informierte politische Entscheidungen zu treffen, ist daher eine Evaluation der 

Mindestlohneffekte auf die Verteilung der verfügbaren Haushaltsnettoeinkommen und die 

Auswirkungen auf das Armutsrisiko nötig. 

Das zentrale Ziel dieser Studie ist es, die Auswirkungen des Mindestlohns auf Armut zu untersuchen. 

Dabei stehen drei Fragestellungen im Fokus: 

 Wie hat sich Armut über die Zeit entwickelt und wie stark sind Personen im Niedriglohnbereich von 

Armut betroffen? 

 Gibt es einen kausalen Effekt des Mindestlohns auf Armut? 

 Wie wirken sich unterschiedliche Höhen des Mindestlohns auf Haushaltsnettoeinkommen und 

Armut aus? 

Bei allen Fragen werden unterschiedliche Definitionen und Konzepte der Armutsmessung verwendet. 

Darüber hinaus werden die Effekte für unterschiedliche Gruppen, zum Beispiel nach Region, 

Geschlecht, Familienstand und Alter aufgezeigt. 

Diese Studie ergänzt und erweitert den bisherigen Forschungsstand zu den Auswirkungen von 

Mindestlöhnen. Im Hinblick auf die Umverteilungswirkung und -effektivität des Mindestlohns in 

Deutschland besteht nach wie vor erheblicher Forschungsbedarf, insbesondere im Bezug auf die 

Diskussion um die zukünftig anvisierte Anpassung des Mindestlohns auf 12 Euro, die „Armutslöhne“ 

ausschließen soll. Vollzeitbeschäftigte sollen weder von Armut bedroht noch auf unterstützende 

Sozialleistungen angewiesen sein. Unsere Studie setzt bei den Analysen von Bruckmeier und Becker 

(2018) und Backhaus und Müller (2020) an. Die Studie von Bruckmeier und Becker (2018) fokussiert 

auf ALG II AufstockerInnen und findet insignifikante Effekte des Mindestlohns. Backhaus und Müller 

(2020) analysieren die Auswirkungen des Mindestlohns auf Einkommensungleichheit und Armut für 

12 



      
 

 

            

        

            

            

           

             

          

              

              

            

                 

               

               

            

               

           

              

          

         

 

Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

die gesamte Bevölkerung. Sie beleuchten eine Reihe von Mechanismen, die den Zusammenhang 

zwischen niedrigen Löhnen und geringen Einkommen erklären. 

Der wesentliche Beitrag dieser Studie besteht darin, an die international wachsende Literatur 

anzuknüpfen und den Einfluss des Mindestlohns auf Armut und Einkommensungleichheit kausal zu 

untersuchen. Mittlerweile stehen hierzu mehr Daten und durch die Mindestlohnerhöhungen der 

ersten Runde auch zusätzlich eine institutionelle Variation zur Verfügung. Darüber hinaus sollen die 

Simulationsstudien erweitert werden, um weitere Veränderungen und Erhöhungen des Mindestlohns 

in Deutschland zu analysieren. Insbesondere zeigen wir auf, wie sich eine Erhöhung des Mindestlohns 

auf 12 Euro auf die Verteilung der verfügbaren Einkommen und das Armutsrisiko auswirken würde. 

Für die empirischen Analysen werden die Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) verwendet 

(s. Beschreibung in Kapitel 2). Die Daten bilden die Basis für die deskriptiven Analysen (Kapitel 3), in 

denen aufgezeigt wird, wie sich das Armutsrisiko über die Zeit und für unterschiedliche Personen und 

Haushalte verändert hat. In Kapitel 4 nutzen wir regionale und individuelle Variation aus, um zu 

schätzen, ob der Mindestlohn Auswirkungen auf die Einkommensverteilung und das Armutsrisiko hat. 

In Kapitel 5 untersuchen wir die Effekte von einer weiteren Erhöhung des Mindestlohns. Für diese ex-

ante Analysen verwenden wir das Mikrosimulationsmodell STSM, das alle wesentlichen Regelungen 

des Steuer- und Transfersystems in Deutschland abbildet und auf Basis der Daten des SOEP 

Haushaltsnettoeinkommen berechnet. Mit diesem Modell können wir die Auswirkungen von 

Veränderungen des Mindestlohns auf die Einkommensverteilung und relevante Armutsmaße 

abschätzen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

2 Datengrundlage 

2.1 Sozio-oekonomisches Panel 

Eine belastbare empirische Evaluation der Einführung und Erhöhung des Mindestlohns stellt 

verschiedene Herausforderungen an die zugrundeliegenden Daten. Anforderungen an eine ideale 

Datengrundlage („Soll“) sind unter anderem, dass diese die relevante Untersuchungspopulation 

repräsentiert und exakte Informationen zu Arbeitszeiten und Entlohnung im Sinne des 

Mindestlohngesetzes sowie der folgenden Rechtsprechung beinhalten sollte. Außerdem soll die 

Datenbasis dazu geeignet sein, Armutsmerkmale im Haushaltskontext zu definieren, und die 

Aggregation dieser Merkmale auf der regionalen Ebene erlauben. Das Sozio-oekonomische Panel 

(SOEP) eignet sich aus folgenden Gründen gut für die vorgenommene Analyse: 

1. Datenliefernde Einheit: Die SOEP-Daten stammen aus Haushaltsbefragungen, beinhalten dennoch 

auch Informationen über einzelne Haushaltsmitglieder. Darüber hinaus liegen Informationen zur 

regionalen Einteilung der Haushalte auf unterschiedlichen Aggregationsebenen vor (bis auf die 

regionale Ebene von Postleitzahlen). 

2. Repräsentierte Grundgesamtheit: Beim SOEP handelt es sich um eine freiwillige Zufallsstichprobe 

von Privathaushalten, die jedes Jahr wieder befragt werden. 

3. Informationsgehalt zentraler Variablen 

a. Entgelt: Angaben über das monatliche Bruttoarbeitsentgelt und Sonderzahlungen 

b. Arbeitszeit: Angaben zu den vertraglich vereinbarten und geleisteten Arbeitszeiten sowie 

Überstunden (bezahlt/unbezahlt) 

c. Informationen zu sonstigen Einkommen und Haushaltsvariablen zur Simulation des 

Haushaltsnettoeinkommens 

Somit eignen sich die SOEP-Daten ideal, um Veränderungen in Armutsrisiko in Folge der 

Mindestlohnreform empirisch zu untersuchen, weil diese Datenquelle Individuen in ihrem 

Haushaltskontext erfasst, d.h. es besteht eine eindeutige Überführung zwischen den Stunden- und 

Monatslöhnen der Individuen und solchen Charakteristiken ihrer Haushalte, die für Messung des 

Armutsrisikos relevant sind. Obwohl Arbeitseinkommen eines Individuums als Teil des Einkommens 

seines Haushalts zählt, ist die Wirkung der Stundenlohnanpassung auf Haushaltseinkommen nicht 

eindeutig. Dies liegt zum einen daran, dass eine Stundenlohnerhöhung nicht im gleichen Maße in die 

Erhöhung der Monatslöhne einhergeht, weil es parallel ein Rückgang der gearbeiteten Stundenzahl 

stattfinden kann (Mindestlohnkommission 2018). Außerdem kann es gleichzeitig zum Rückgang in 

anderen Komponenten des Haushaltseinkommens kommen, wie bspw. Transferleistungen. Eine 

direkte Erfassung dieser diversen Charakteristiken ist erforderlich um die potentielle Wirkung des 

Mindestlohns auf Haushaltseinkommen und Armutsrisiko in Detail empirisch nachzuvollziehen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

2.2 Messung von Armut 

Für die Analysen ist es zentral, wie Armut definiert und gemessen wird. Armut ist ein komplexes, 

mehrdimensionales soziales Phänomen, das sich einer eindeutigen Messung entzieht. In den 

entwickelten Industrieländern wird Armut in der Regel relativ gemessen, das heißt im Verhältnis zum 

aggregierten gesellschaftlichen Einkommensniveau. Die gängige statistische Operationalisierung ist 

die Messung des Armutsrisikos, das anhand des laufenden verfügbaren Einkommens gemessen wird. 

Danach gelten Personen als armutsgefährdet, wenn ihr bedarfsgewichtetes verfügbares Einkommen 

geringer als 60 Prozent des Medianeinkommens in der Bevölkerung ist. Zur Bestimmung des 

bedarfsgewichteten verfügbaren Einkommens (Äquivalenzeinkommen) wird zunächst das verfügbare 

Haushalteinkommen herangezogen. Dieses setzt sich zusammen aus dem verfügbaren Einkommen 

aller Haushaltsmitglieder, zuzüglich imputierter Mieteinnahmen, sofern der Haushalt über 

Wohneigentum verfügt.1 Dann wird das Gesamteinkommen des Haushalts durch die gewichtete 

Haushaltsgröße geteilt. Mit der verwendeten Skala sind Annahmen über die Skaleneffekte im Haushalt 

verbunden. Eine häufig verwendetet Variante ist die modifizierte OECD-Skala. Bei dieser betragen die 

Gewichte 1,0 für das erste erwachsene Haushaltsmitglied, 0,5 für jedes weitere Haushaltsmitglied im 

Alter von 14 Jahren und darüber sowie 0,3 für jede jüngere Person. Daneben gibt es weitere Maße, 

um die Armutslagen näher zu bestimmen. So lässt sich der durchschnittliche Abstand zur 

Armutsrisikoschwelle (Armutslücke) für Personen unterhalb der Schwelle bestimmen. 

Neben diesen statistischen Maßzahlen ist es im Kontext des Mindestlohns auch von Interesse, ob 

Personen aufgrund staatlich definierter Bedarfsschwellen berechtigt sind, Transfers zu beziehen. Das 

schließt insbesondere den Bezug von ALG II und Wohngeld ein. Für die Analyse werden ebenfalls 

bedarfsgewichtete Transfers verwendet. Diese ergeben sich aus den jeweiligen Transfers des 

Haushalts, welche durch die gewichtete Haushaltsgröße geteilt werden. Im Vergleich zu den 

statistischen Armutsmaßen gibt es diverse Unterschiede und die Quoten sind nicht direkt vergleichbar. 

Unter anderem werden implizit andere Äquivalenzskalen angenommen, die Definition des Haushaltes 

(bei Mehrpersonenhaushalten) kann sich unterscheiden (z.B. Bedarfsgemeinschaft bei ALG II oder 

Mischhaushalte bei Wohngeld) und es wird bei den Transferleistungen auch das Vermögen 

berücksichtigt. Zudem sind die Bedarfsschwellen regional unterschiedlich und variieren mit den jeweils 

anerkannten Kosten der Unterkunft bzw. den Mieten und Mietenstufen beim Wohngeld. Im Kontext 

1 Unter imputierten Mieteinnahmen wird ein Schätzwert der hypothetischen Miete, die ein Haushalt zahlen würde, wenn er 
kein Wohneigentum hätte, sondern eine vergleichbare Unterkunft gemietet hätte. Dieses Konzept wird genutzt, um die 
Unterschiede zwischen verfügbaren Einkommen von MieterInnen und WohneigentümerInnen auszugleichen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

des Mindestlohns kommt der Transferabhängigkeit eine besondere Bedeutung zu, da eine Begründung 

für den Mindestlohn auch die Reduktion von Transferabhängigkeit im Niedriglohnbereich darstellt. 

Es ist zu beachten, dass die SOEP-Daten in jedem Befragungsjahr die Angaben zum aktuellen 

Stundenlohn der Personen und die Angaben zum Haushaltseinkommen beziehungsweise zu 

sämtlichen öffentlichen Transfers aus dem Vorjahr erfassen. Somit werden in den Analysen auch die 

Armutsmaße aus dem Vorjahr erfasst. Die nachfolgenden deskriptiven und kausalen Analysen 

beziehen sich auf das aktuelle Befragungsjahr, weshalb sich der aktuelle Stundenlohn und 

Einkommensvariablen des jeweiligen Vorjahres gegenüberstehen. Eine Harmonisierung der 

Beobachtungszeiträume durch Verschiebung der Vorjahres-Variablen in das entsprechende Jahr wäre 

technisch zwar möglich, aber aus mehreren Gründen nicht empfehlenswert. Zum einen würde dies die 

Nutzung der Gewichte erschweren, die in diesem Fall aus zwei unterschiedlichen Jahren kommen 

würden. Zum anderen würde ein Teil der Beobachtungen durch Panelsterblichkeit verloren gehen. 

Somit wird bei der Interpretation der Koeffizienten berücksichtigt, dass sich einige Variablen auf das 

Vorjahr beziehen. Dabei ist zusätzlich auf den Aufbau des SOEP-Fragebogens zu achten, in dem die 

Abfrage der Vorjahreswerte neben der Abfrage der aktuellen Monatswerte steht, was einen 

Ankereffekt auslösen kann. Das heißt, die Befragten orientieren sich bei ihren Antworten auf die 

aktuellen Monatswerte und somit bewusst oder unbewusst ihre Angabe zu Vorjahreswerten anpassen. 

Inwieweit dieser Effekt bei NiedriglohnbezieherInnen in anderem Ausmaß auftritt als bei anderen 

Gruppen, ist unbekannt. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

3 Entwicklung der Stundenlöhne und des Armutsrisikos über die Zeit 

3.1 Einschränkung der Stichproben 

Für die Analysen in Kapitel 3 und 4 werden die SOEP Daten v35 aus den Jahren 2010-2018 verwendet. 

Tabelle 1 enthält die Übersicht über die Anzahl der Beobachtungen (Individuen und Haushalte) in den 

jeweiligen Wellen der Befragung. Die vollständige Datenlieferung in den Stichproben, die vor 2015 

eingeführt wurden, enthält 20.000 bis knapp 31.000 befragte Individuen pro Jahr. 

In den deskriptiven Analysen wird zwischen drei Stichproben unterschieden. Die Stichprobe Alle 

schließt nur Personen ohne valide demographische Informationen und ohne Gewichte aus; diese 

Stichprobe ist weitestgehend angelehnt an die Datengrundlage des Mikrosimulationsmodells STSM 

und dient den geplanten Vergleichen zwischen den Ergebnissen des STSM und der empirischen 

Analyse. Die zentralen Stichproben für die empirische Analyse erfordern jedoch weitere 

Einschränkungen. So enthält die Stichprobe aB (abhängig Beschäftigte) nur Individuen, die berechtigt 

sind, den Mindestlohn zu beziehen (d.h. alle anspruchsberechtigten abhängig Beschäftigten in allen 

Branchen,2 jedoch werden bspw. Selbstständige und Auszubildende nicht in die Stichprobe integriert) 

und valide Angaben zur Berechnung des vertraglichen Stundenlohns gemacht haben (d.h. berichteten 

oder imputierten Monatslohn3 und berichtete vertragliche Arbeitsstunden). Die Stichprobe aB<10 

(abhängig Beschäftigte mit Stundenlöhnen < 10 Euro) schränkt zusätzlich ein auf die Untergruppe der 

abhängig Beschäftigten mit vertraglichen Stundenlöhnen unter 10 Euro im jeweiligen Befragungsjahr. 

Die Einschränkung dieser Stichprobe bezieht sich explizit nicht auf die genaue Mindestlohngrenze (8,50 

Euro in 2015-2016 und 8,84 Euro in 2017-2018) aus folgenden Gründen: a) die naturgemäße Unschärfe 

bei der Berechnung des Stundenlohns auf der Basis des Monatslohns und der gearbeiteten 

Arbeitsstunden, b) die „Überschwappung“ des Effekts der Mindestlohneinführung und –erhöhung 

über die gesetzliche Mindestlohngrenze (Spillover-Effekte). In den Jahren 2010-2018 stehen somit in 

der Stichprobe der abhängig Beschäftigten kumuliert ca. 100.000 Beobachtungen von Individuen aus 

72.000 Haushalten zu Verfügung. Die Stichprobe abhängig Beschäftigte <10 Euro enthält kumuliert 

knapp 23.000 Beobachtungen von Individuen aus ca. 20.000 Haushalten. 

2 Das impliziert, dass Wirtschaftszweige mit branchenspezifischen Mindestlöhnen nicht ausgeschlossen werden, weil die 
Ausnahmen für diese Branchen sich nur auf die ersten zwei Jahre nach der Reformeinführung beziehen und weil Tariflöhne 
in diesen Branchen im Zuge der Mindestlohneinführung neu verhandelt wurden und ebenfalls gestiegen sind. 

3 Antwortverweigerungen für die monatlichen Erwerbseinkommen werden im SOEP mittels statistischer Verfahren ersetzt. 
Das Imputationsverfahren besteht im Grunde im Auffüllen der fehlenden Angaben einiger Befragten mit den validen Angaben 
anderer Befragten nach der komplexen Angleichung dieser Gruppen nach einer Mehrzahl diverser anderer Charakteristiken. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Für die Kausalanalyse auf regionaler Ebene werden nur solche Regionen einbezogen, welche in jedem 

Jahr mindestens 30 Beobachtungen auf Personenebene aufweisen (siehe Abschnitt 4.4). Für die 

Stichprobe der abhängig Beschäftigten stehen unter dieser Einschränkung rund 100.000 

Beobachtungen von Individuen aus 72.000 Haushalten und 92 Raumordnungsregionen (ROR) pro Jahr 

(828 insgesamt) zur Verfügung. 

Tabelle 1 Personen in Haushalten nach Jahr 

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 Gesamt 

0) Grundsample 26.584 28.572 27.831 30.776 27.238 25.287 23.338 22.032 20.337 231.995 

… in HH'en 15.320 16.718 16.411 17.967 15.912 14.780 13.729 12.893 11.996 135.726 

1) Mit demographischen Angaben 26.584 28.570 27.829 30.775 27.238 25.287 23.338 22.032 20.337 231.990 

… in HH'en 15.320 16.718 16.411 17.967 15.912 14.780 13.729 12.893 11.996 135.726 

2) Ohne Null-Gewichte (Sample: 
Alle) 16.637 21.894 25.192 25.681 27.082 25.138 23.210 21.914 20.231 206.979 

… in HH'en 9.462 12.554 14.777 15.166 15.821 14.697 13.653 12.821 11.936 120.887 

3) Mit Lohn-Info (ggf. imputiert) 7.696 11.040 12.707 12.902 14.181 13.023 12.274 11.585 10.944 106.352 

… in HH'en 5.310 7.764 9.067 9.179 9.961 9.138 8.559 8.037 7.582 74.597 

4) Mit Eligibility-Beschänkung 
(Sample: aB) 7.437 10.604 12.238 12.403 13.663 12.540 11.780 11.193 10.563 102.421 

… in HH'en 5.168 7.509 8.771 8.882 9.653 8.878 8.298 7.837 7.375 72.371 

5) Lohn <10 EUR (Sample: aB<10) 1.838 2.586 2.970 2.862 3.357 2.801 2.446 2.161 1.868 22.889 

… in HH'en 1.594 2.249 2.605 2.541 2.946 2.490 2.190 1.938 1.677 20.230 

6) Sample: aB, ROR mit n >= 30 7.334 10.462 12.094 12.273 13.530 12.426 11.678 11.091 10.458 101.346 

...in HH'en 5.087 7.398 8.662 8.783 9.554 8.790 8.219 7.765 7.297 71.555 

...in ROR 92 92 92 92 92 92 92 92 92 828 

Anmerkungen: HH – Haushalte; ROR – Raumordnungsregionen. 0) Grundsample: SOEP v35 aus den Jahren 2010-2018 mit 
Stichproben, die vor 2015 eingeführt wurden. 1) Grundsample mit demografischen Angaben: Beobachtungen aus dem 
Grundsample mit validen Angaben zu demografischen Merkmalen. 2) Alle: Beobachtungen aus dem Grundsample mit 
validen Angaben zu demografischen Merkmalen und Gewichten. 3) Alle mit Lohn-Info: Beobachtungen aus dem Sample Alle 
mit validen Informationen zum vertraglichen Stundenlohn (d.h. berichteten oder imputierten Monatslohn und berichtete 
vertragliche Arbeitsstunden). 4) aB: abhängig Beschäftigte bzw. Individuen, die berechtigt sind, den Mindestlohn zu 
beziehen und mit validen Informationen zum vertraglichen Stundenlohn. 5) aB<10: Beobachtungen aus dem Sample aB mit 
einem vertraglichen Stundenlohn < 10 Euro im jeweiligen Befragungsjahr. 6) aB, ROR mit n >= 30: Beobachtungen aus dem 
Sample aB in ROR mit insgesamt mindestens 30 Beobachtungen in jedem Befragungsjahr. Die Anzahl der ROR ist konstant 
über die Zeit, da nur jene ROR einbezogen werden, welche in jedem Befragungsjahr mindestens 30 Beobachtungen 
aufweisen. 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

3.2 Beschreibung der Stichproben 

Die Beschreibung der Stichproben Alle, aB und aB<10 in den Jahren 2010-2018 befindet sich in Tabelle 

2. Der Großteil der Personen in den Haushalten in der Stichprobe Alle hat die deutsche 

Staatsbürgerschaft. Etwa 20 Prozent leben in Ost- und 80 Prozent in Westdeutschland. Frauen und 

Männer sind etwa gleich häufig vertreten. Am häufigsten sind Paare mit Kindern in der Stichprobe 

enthalten (40 Prozent), gefolgt von Paaren ohne Kinder (30 Prozent) und Alleinerziehenden bzw. Ein-

Personen-Haushalten (jeweils 10 Prozent). Der durchschnittliche Bruttostundenlohn liegt bei 17 Euro, 

das äquivalenzgewichtete Jahreshaushaltseinkommen bei rund 25.000 Euro. 20 Prozent der Personen 

in der Stichprobe Alle leben in armutsgefährdeten Haushalten, mit einer durchschnittlichen 

Armutslücke von rund 3000 Euro pro Jahr.4 Rund 10 Prozent der Personen aus der Stichprobe kommen 

aus Haushalten mit ALG II-Bezug im Vorjahr der Befragung; unter diesen Haushalten liegt der 

äquivalenzgewichtete Betrag an ALG II bei rund 4300 Euro jährlich. Die äquivalenzgewichtete Summe 

der öffentlichen Transfers liegt – unter allen Personen in der Stichprobe - bei rund 1700 Euro jährlich. 

Die Personen in der Stichprobe Alle weisen durchschnittlich eine Lebenszufriedenheit von 7,3 auf, 

welche sich auf ähnlichem Niveau wie die durchschnittliche Zufriedenheit mit der Arbeit befindet (7,1). 

Hingegen ist die durchschnittliche Zufriedenheit mit dem persönlichen Einkommen (dem 

Haushaltseinkommen) mit 6,2 (6,7) geringer. 60 Prozent der Personen sorgen sich um ihre 

wirtschaftliche Situation, 40 Prozent sorgen sich um ihre Arbeitsplatzsicherheit. 

Personen aus der Stichprobe aB<10 haben erwartungsgemäß andere Charakteristika als Personen aus 

der Stichprobe aB. Beispielsweise sind in der Stichprobe aB<10 mehr Ostdeutsche und Frauen sowie 

weniger Paare mit Kindern. Sie haben im Durchschnitt einen niedrigeren Stundenlohn, leben in 

Haushalten mit niedrigerem äquivalenzgewichteten Haushaltseinkommen mit mehr Abstand zur 

Armutsrisikoschwelle und beziehen häufiger öffentliche Transfers wie ALG II oder Wohngeld. Zudem 

weisen sie durchschnittlich eine geringere Zufriedenheit mit dem Leben, dem persönlichen 

Einkommen und dem Haushaltseinkommen auf und sorgen sich häufiger um die wirtschaftliche 

Situation und die eigene Arbeitsplatzsicherheit. 

Es ist zu beachten, dass fehlende Angaben in einzelnen inhaltlich relevanten Variablen (Item-Non-

Response) zu weiteren Einschränkungen der Stichproben führen. 

4 Unter Armutsabstand versteht man die Differenz zwischen dem Haushaltseinkommen und der jährlichen Armutsschwelle. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Tabelle 2 Deskriptive Statistiken, Personenebene, ungewichtet 

Alle aB aB<10 

Durch 

schnitt 
N 

Durch 

schnitt 
N 

Durch 

schnitt 
N 

Deutsche Staatsbürgerschaft 
Ostdeutschland 

Frauen 

Ein-Personen-HH'e 

(Ehe-)Paare ohne Kind 

Alleinerziehende 

Paare mit Kind(ern) 
Mehrgenerationen-HH und sonstige 

Std.lohn: vertraglich (mit imputierten Löhnen) 
Äquiv. HH-Eink., mit Mietimp. 
Armutsrisikoquote 

Armutsabstand 

Armutsschwelle, jährlich 

Öff. Transfers im HH (äquiv.) 
ALG II-Bezug, Inzidenz 

ALG II-Bezug, Summe 

Wohngeld-Bezug, Summe 

Wohngeld-Bezug, Inzidenz 

Zufriedenheit Leben 

Zufriedenheit persönliches Einkommen 

Zufriedenheit HH-Einkommen 

Zufriedenheit Arbeit 
Sorgen wirtschaftliche Situation 

Sorgen Arbeitsplatzsicherheit 

0,90 

0,20 

0,50 

0,10 

0,30 

0,10 

0,40 

0,00 

17,00 

24.529,40 

0,20 

2.990,30 

12.877,80 

1.716,00 

0,10 

4.322,40 

1.107,80 

0,00 

7,30 

6,20 

6,70 

7,10 

0,60 

0,40 

206.979 

206.979 

206.979 

206.979 

206.979 

206.979 

206.979 

206.979 

106.352 

206.979 

206.979 

32.925 

206.979 

188.723 

201.724 

17.161 

5.507 

204.472 

206.434 

200.180 

203.841 

129.259 

206.033 

126.649 

0,90 

0,20 

0,50 

0,10 

0,20 

0,10 

0,60 

0,00 

17,10 

25.275,90 

0,10 

2.562,80 

12.900,00 

1.655,90 

0,00 

3.239,00 

904,90 

0,00 

7,40 

6,60 

6,90 

7,10 

0,70 

0,40 

102.421 

102.421 

102.421 

102.421 

102.421 

102.421 

102.421 

102.421 

102.421 

102.421 

102.421 

10.413 

102.421 

94.004 

100.313 

4.525 

2.333 

101.409 

102.224 

102.091 

101.463 

100.703 

102.117 

100.997 

0,90 

0,30 

0,60 

0,10 

0,20 

0,10 

0,50 

0,00 

7,00 

18.296,30 

0,30 

2.819,30 

12.828,70 

2.066,30 

0,10 

3.445,10 

981,30 

0,10 

7,20 

5,50 

6,10 

7,10 

0,80 

0,50 

22.889 

22.889 

22.889 

22.889 

22.889 

22.889 

22.889 

22.889 

22.889 

22.889 

22.889 

6.003 

22.889 

19.861 

21.804 

2.852 

1.146 

22.366 

22.839 

22.745 

22.420 

22.009 

22.784 

22.365 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Abbildung 1 zeigt die Anteile der fünf unterschiedlichen Haushaltstypen an der Stichprobe Alle: 1) Ein-

Personen-Haushalte, 2) (Ehe-)Paare ohne Kind, 3) Alleinerziehende, 4) Paare mit Kind(ern), 5) 

Mehrgenerationen-Haushalte und sonstige Haushalte. Abbildung (a) bezieht sich auf Personen-

Beobachtungen und zählt die Anteile der Personen, die im jeweiligen Haushalttyp leben, wobei 

Abbildung (b) nur die Anteile der jeweiligen Haushalte misst. „Ein-Personen-Haushalt“ ist der häufigste 

Haushaltstyp. Die meisten erwachsenen Befragten leben entweder in einem Haushaltstyp 

„(Ehe-)Paare ohne Kind“ oder „Paare mit Kind(ern)“. Beide Abbildungen zeigen, dass der Haushaltsmix 

sich in den relevanten Beobachtungsjahren kaum ändert. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 1 Anteile einzelner Haushaltstypen über die Zeit gemessen am: (a) Anteil der Personen 
(Stichprobe Alle), (b) Anteil der Haushalte (Stichprobe Alle) 

(a) gemessen am Anteil der Personen (b) gemessen am Anteil der Haushalte 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Während des Beobachtungszeitraums hat das SOEP einzelne Spezialstichproben eingeführt. Um die 

Verzerrung der Studienergebnisse zu vermeiden, werden für die Analyse nur diejenigen Stichproben 

genutzt, die vor der Einführung des Mindestlohns im SOEP erstmalig auftauchen. Somit ist die 

Migrationsstichprobe M1 in der Analyse enthalten, während spätere Stichproben ausgeschlossen sind. 

Nichtsdestotrotz stellt sich die Frage, ob die Eigenschaften der Stichproben nach der Verwendung der 

im SOEP beinhalteten Gewichte über die Zeit stabil sind. Abbildung 2 zeigt, dass sich der Anteil der 

deutschen StaatsbürgerInnen – berechnet für das jeweilige Befragungsjahr unter Verwendung der 

Gewichtung – kaum über die Jahre verändert. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 2 Anteil deutscher StaatsbürgerInnen in der 
Stichprobe Alle, unter Verwendung der 
Gewichte 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

3.3 Stundenlöhne und Armutsmerkmale im Zeitverlauf 

Im ersten Schritt untersuchen wir die Entwicklung der Stundenlöhne, der verfügbaren Einkommen, des 

Armutsrisikos und der Transferquoten über die Zeit. Dabei liegt unser Fokus auf Personen mit 

niedrigen Stundenlöhnen und ihren Haushalten. Die Veränderungen über die Zeit bilden die 

aggregierte Entwicklung ab, vor deren Hintergrund die Effekte der Einführung und Erhöhung des 

Mindestlohns untersucht werden können. Diese deskriptive Evidenz gibt erste wichtige Hinweise, ob 

der Mindestlohn zu sichtbaren Änderungen geführt hat. 

Ferner nutzen wir die Daten, um die Entwicklung der im Abschnitt 2.2 beschriebenen Armutsmaße zu 

analysieren. Hierbei ist es wichtig, die unterschiedlichen Definitionen zu betrachten. Der Mindestlohn 

hat zunächst direkte Auswirkungen auf niedrige Stundenlöhne, daher werden die Maße, die sich auf 

diesen Bereich konzentrieren, stärker reagieren. Der Mindestlohn kann aber auch zu indirekten 

Effekten über die gesamte Lohnverteilung führen, daher werden auch andere Maße ausgewertet. 

Dieses Vorgehen ordnet die empirische Basis der folgenden kausalen Untersuchungen. Die deskriptive 

Analyse hat keinen Anspruch auf eine kausale Interpretation, auffällige Änderungen werden in der 

Kausalanalyse überprüft. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Entwicklung der Stundenlöhne 

Die vertraglichen Stundenlöhne,5 die im Fokus dieser Analyse stehen, entwickelten sich positiv über 

den Beobachtungszeitraum hinweg. Abbildung 3 zeigt, dass der Durchschnittslohn in der Stichprobe 

aB von rund 16 Euro im Jahr 2010 auf rund 19 Euro im Jahr 2018 gestiegen ist. 

Abbildung 3 Durchschnittslohn der mindestlohnberechtigten 
Beschäftigen über die Zeit (Stichprobe aB) 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Durch das stetige Wachstum der Löhne ist auch der Anteil der Beschäftigten mit vertraglichen 

Stundenlöhnen von unter 10 Euro zurückgegangen. Abbildung 4 (a) zeigt, dass der Anteil der Personen 

aus der Stichprobe aB<10 an der Stichprobe aB von rund 26 Prozent im Jahr 2010 auf rund 16 Prozent 

im Jahr 2018 gesunken ist. Abbildung 4 (b) zeigt, dass der Anteil der Haushalte mit mindestens einer 

Person aus der Stichprobe aB<10 an den Haushalten mit mindestens einer Person aus aB von 30 

Prozent im Jahr 2010 auf rund 20 Prozent im Jahr 2018 gesunken ist. 

5 Vertragliche Stundenlöhne werden berechnet indem Monatslöhne durch die vertraglichen Wochenstunden und die 
durchschnittliche Anzahl der Wochen in einem Monat (4,33) geteilt werden. Als Alternative bieten die SOEP-Daten an, 
tatsächlich gearbeitete Wochenstunden zu verwenden. Obwohl die absoluten Werte dieser zwei Alternativen zu Messung 
der Stundenlöhne sich naturgemäß unterscheiden, zeigen sie in der empirischen Analyse sehr ähnliche Korrelationsmuster 
mit anderen Variablen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 4 (a) Anteil der Beschäftigten mit Löhnen unter10 Euro (aB<10) an allen Beschäftigten 
(aB), (b) Anteil der Haushalte mit mindestens einer beschäftigten Person mit Löhnen 
unter 10 Euro (aB<10) an Haushalten mit mindestens einer beschäftigten Person (aB) 

(a) Personenebene (b) Haushaltsebene 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Auch der durchschnittliche Lohnabstand zur 10-Euro-Grenze unter den Personen mit Stundenlöhnen 

unter dieser Grenze ist über die Zeit leicht gesunken: von 3,2 Euro 2010 auf 2,8 Euro 2018 (Abbildung 

5). Diese nur leichte Verbesserung des Lohnabstands deutet darauf hin, dass einige Beschäftigte unter 

der 10-Euro-Grenze von der Einführung und Erhöhung des Mindestlohns kaum profitiert haben. Neben 

dem möglichen Messfehler bei der Stundenlohnberechnung ist dies potenziell auf Nicht-Einhaltung 

des Mindestlohngesetzes (Non-Compliance) zurückzuführen. Im Weiteren wird dieser Aspekt nicht 

thematisiert, da er nicht zum Leistungsumfang dieser Studie gehört. 

Abbildung 5 Durchschnittlicher Lohnabstand zu 10 Euro unter den 
mindestlohnberechtigten Personen mit Stundenlohn 
unter 10 Euro (Stichprobe aB<10) 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 6 Anzahl der Personen mit Stundenlöhnen unter 10 Euro in 
Haushalten mit mindestens einer Person aus aB<10 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Die obigen Vergleiche der Statistiken auf Personen- und Haushaltsebene verdeutlichen, dass die 

Eingriffstiefe der Mindestlohnreform auf Personenebene sehr gut die Eingriffstiefe der Reform auf der 

Haushaltsebene spiegelt. Abbildung 6 zeigt, dass ein durchschnittlicher Haushalt mit Personen aus 

aB<10 in 90 Prozent der Fälle tatsächlich nur eine Person mit Stundenlohn unter 10 Euro beinhaltet, 

und nur in 10 Prozent der Fälle zwei oder mehr Personen mit Stundenlohn unter 10 Euro. Angesichts 

der niedrigen Beobachtungszahlen in den beiden Gruppen stufen wir die getrennte Betrachtung der 

Haushalte mit mehr als einer Person mit Stundenlohn unter 10 Euro als nicht realisierbar ein. 

Abbildung 7 (a) zeigt für die Stichprobe Alle den Anteil der armutsgefährdeten Haushalte mit Personen 

mit Löhnen unter 10 Euro an allen armutsgefährdeten Haushalten im Zeitverlauf. Die Abbildung 

verdeutlicht, dass innerhalb der armutsgefährdeten Haushalte der Anteil der Haushalte, in denen 

mindestens eine Person einen Stundenlohn unter 10 Euro verdient, über die Zeit gesunken ist. 

Während im Jahr 2010 noch in knapp 80 Prozent der armutsgefährdeten Haushalte mindestens eine 

Person im Haushalt einen Stundenlohn von unter 10 Euro verdiente, ist dieser Anteil auf unter 60 

Prozent im Jahr 2018 gesunken. Ein ähnliches Bild ergibt sich bei der Betrachtung von Abbildung 7 (b), 

welche den durchschnittlichen Anteil der Personen mit Löhnen unter 10 Euro an allen Personen im 

Haushalt zeigt, wenn ausschließlich die armutsgefährdeten Haushalte in der Stichprobe Alle betrachtet 

werden. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 7 (a) Anteil der armutsgefährdeten Haushalte mit Person(en) mit Löhnen unter 10 Euro an 
allen armutsgefährdeten Haushalten (Stichprobe Alle), (b) Durchschnittlicher Anteil der 
Person(en) mit Löhnen unter 10 Euro an allen Personen im Haushalt (HH-Durchschnitt 
unter allen armutsgefährdeten Haushalten in der Stichprobe Alle) 

(a) Anteil an armutsgefährdeten Haushalten (b) Durchschnittlicher Anteil in 
armutsgefährdeten Haushalten 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Verfügbares äquivalenzgewichtetes Einkommen 

Um die Einkommensunterschiede in verschiedenen Stichproben zu illustrieren, werden in der 

Abbildung 8 die Verteilungen von äquivalenzgewichteten Einkommen in den Stichproben Alle, aB und 

aB<10 in den Jahren 2010, 2014, 2015 und 2018 verglichen. Sowohl in den Jahren vor 

Mindestlohneinführung (2010 und 2014) als auch danach (2015 und 2018) zeigen die Verteilungen in 

den Stichproben Alle und aB einen ähnlichen Verlauf. Die Verteilung in der Stichprobe der 

Beschäftigten mit Löhnen unter 10 Euro (aB<10) unterscheidet sich davon erwartungsgemäß deutlich, 

da mehr Personen in dieser Stichprobe in ärmeren Haushalten leben. Über die Zeit ist in dieser 

Stichprobe eine leichte Bewegung der Verteilung nach rechts in Richtung höhere Einkommen zu sehen. 

Dennoch bedeutet dies nicht zwangsläufig, dass diese Verbesserung auf die Mindestlohneinführung 

beziehungsweise -erhöhung zurückzuführen ist, denn sie ist womöglich auch durch das allgemeine 

Lohnwachstum über die Zeit zu erklären. 

Der Anteil des Haushaltsarbeitseinkommens am Gesamteinkommen des Haushalts (jeweils brutto) 

wird in Abbildung 9 (a) für Haushalte mit mindestens einem abhängig Beschäftigten und in Abbildung 

9 (b) für Haushalte mit mindestens einem abhängig Beschäftigten mit Löhnen unter 10 Euro 

vergleichend dargestellt. Die Abbildung zeigt, dass in beiden Gruppen das Arbeitseinkommen den 

überwiegenden Anteil des Haushaltseinkommens ausmacht. Zugleich ist der Anteil des 

Haushaltsarbeitseinkommens in Haushalten mit mindestens einer Person aus der Stichprobe aB < 10 

geringer als in Haushalten mit mindestens einer Person aus der Stichprobe aB. In den Haushalten mit 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

mindestens einer Person aus der Stichprobe aB ist der Anteil des Arbeitseinkommens am 

Gesamteinkommen des Haushalts mit rund 96 Prozent über die Zeit weitestgehend unverändert. In 

den Haushalten mit mindestens einer Person aus der Stichprobe aB < 10 sinkt dieser Anteil leicht von 

rund 95 Prozent im Jahr 2010 auf rund 94 Prozent im Jahr 2018. 

Abbildung 8 Einkommensverteilung in den Stichproben Alle, aB, aB<10 in den ausgewählten Jahren 
vor der Mindestlohneinführung (2010 und 2014) und danach (2015 und 2018) 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Abbildung 9 Anteil des Haushaltsarbeitseinkommens (brutto) am Haushaltsgesamteinkommen 
(brutto) in (a) Haushalten mit mindestens einem abhängig Beschäftigten, (b) Haushalten 
mit mindestens einem abhängig Beschäftigten mit Löhnen unter 10 Euro 

(a) Haushalte mit Person(en) aus aB (b) Haushalte mit Person(en) aus aB<10 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Für die Analyse der Armutsentwicklung ist die Zuordnung der Personen mit Stundenlöhnen von unter 

10 Euro in die Dezile der Haushaltseinkommen von besonderer Relevanz, denn diese zeigt, wie 

wohlhabend Haushalte sind, in denen MindestlohnbezieherInnen leben. Abbildung 10 zeigt – für 

Personen eingeteilt nach fixen Dezilen ihres Haushaltseinkommens (Vorjahr) in der Stichprobe aB – 

den Anteil derjenigen mit einem aktuellen Stundenlohn von unter 10 Euro. In allen Jahren ist der Anteil 

von Personen mit Stundenlohn unter 10 Euro im ersten Dezil des Haushaltseinkommens am höchsten 

und nimmt stetig in höheren Dezilen ab. Dennoch sind Beschäftigte mit Löhnen unter 10 Euro auch in 

höheren Dezilen vertreten. Beispielsweise hatten im Jahr 2010 30 Prozent der Personen aus dem 

5. Dezil einen Stundenlohn von unter 10 Euro. Durch das stetige Lohnwachstum betrug dieser Anteil 

im Jahr 2018 nur noch ca. 20 Prozent. 

Abbildung 10 Anteil der Personen mit Stundenlohn unter 10 Euro an den Dezilen der Verteilung 
der Haushaltseinkommen 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Armutsrisiko- und Transferquoten 

Die Entwicklung des Armutsrisikos über die Zeit wird mit verschiedenen Merkmalen analysiert. 

Abbildung 11 (a) zeigt die Entwicklung der Armutsrisikoschwelle (60 Prozent des Medianeinkommens 

im jeweiligen Jahr) über die Zeit – in Deutschland insgesamt und unterteilt nach Ost- und 

Westdeutschland. Wie bereits bei Stundenlöhnen festgestellt, ist auch hier ein Wachstum über die Zeit 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

zu beobachten – von ca. 12.000 Euro im Jahr 2010 auf über 14.000 Euro im Jahr 2018. Da die 

Armutsrisikoschwelle relativ zum Einkommensniveau berechnet wird, das sich zwischen Ost- und 

Westdeutschland unterscheidet, verlaufen Armutsrisikoschwellen in diesen beiden Regionen auf 

unterschiedlichem Niveau und steigen über die Zeit, insbesondere nach der Einführung des 

Mindestlohns 2015. So steigt die Armutsrisikoschwelle in Westdeutschland von circa 12.500 Euro in 

2010 auf fast 15.000 Euro in 2018. In Ostdeutschland erfolgt ein Wachstum von etwa 10.500 Euro in 

2011 auf 12.000 Euro im Jahr 2018. Für die Vergleichbarkeit mit anderen Studien wird im Folgenden 

auf einheitliche Armutsrisikoschwelle zurückgegriffen, ohne eine regionale Aufteilung. 

Abbildung 11 (b) vergleicht die empirisch beobachtete Entwicklung der Armutsrisikoschwelle in 

Deutschland (Linie „empirisch“) mit der Armutsrisikoschwelle aus dem Jahr 2010 (Linie „AS 2010“), 

auch nach der Korrektur um die Inflationswerte (Linie „AS 2010 mit Inflation“). Die Abbildung zeigt, 

dass die empirisch beobachtete Entwicklung bis 2014 der 2010er Armutsrisikoschwelle mit 

Inflationskorrektur entsprach. Nach der Einführung des Mindestlohns stieg die empirisch beobachtete 

Armutsrisikoschwelle über die reine Inflationskorrektur hinaus an. Der Effekt des Mindestlohns auf das 

Armutsrisiko kann durch diesen mechanischen Effekt einer wegen steigender Löhne am Median 

ansteigenden Armutsrisikoschwelle unterschätzt werden. Um diesen mechanischen Effekt zu 

berücksichtigen, wird in der kausalen Analyse sowohl die empirische Armutsrisikoschwelle als auch die 

um die Inflation fortgeschriebene Armutsrisikoschwelle aus dem Jahr 2010 verwendet. 

Abbildung 11 Entwicklung der Armutsrisikoschwelle über die Zeit in Euro pro Jahr 

(a) getrennt nach Ost-/Westdeutschland (b) Varianten der Armutsschwelle 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Gemessen an der empirisch beobachteten Schwelle lassen sich die Anteile der armutsgefährdeten 

Personen aus den verschiedenen Stichproben berechnen. Abbildung 13 zeigt die Armutsrisikoquote 

für Personen aus der Stichprobe Alle, aus der Stichprobe aB, sowie aus der Stichprobe aB<10. Die 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Armutsrisikoquote für Personen aus der Stichprobe Alle liegt über die Zeit weitestgehend konstant bei 

rund 15 Prozent. Innerhalb der Gruppe der abhängig Beschäftigten (Stichprobe aB) ist die 

Armutsrisikoquote geringer. Sie steigt hier im Zeitverlauf von rund 8 Prozent im Jahr 2010 auf rund 10 

Prozent im Jahr 2018. Erwartungsgemäß haben abhängig Beschäftigten mit Löhnen von unter 10 Euro 

(Stichprobe aB<10) das insgesamt höchste Armutsrisiko. Hier steigt die Armutsrisikoquote im 

Zeitverlauf von rund 22 Prozent auf etwa 30 Prozent im Jahr 2018. Es ist zu beachten, dass sich das 

Armutsrisiko aus dem äquivalenzgewichteten Haushaltseinkommen ergibt, während die Einteilung in 

die Stichproben aB und aB<10 über die individuelle Beschäftigung beziehungsweise den individuellen 

Stundenlohn erfolgt. 

Abbildung 12 Armutsrisiko über die Zeit für verschiedene Stichproben: Personen aus der 
Stichprobe Alle, abhängig Beschäftige (Stichprobe aB), abhängig Beschäftigte mit 
Löhnen unter 10 Euro (Stichprobe aB<10) 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Um das Armutsrisiko auf Haushaltsebene abzubilden, sind die Armutsrisikoquoten für verschiedene 

Stichproben auf Ebene der Haushalte in Abbildung 13 dargestellt. Betrachtet werden Haushalte mit 

jeweils mindestens einer Person aus der Stichprobe Alle, aB, oder aB<10. Die Armutsrisikoquote in 

Haushalten mit Person(en) aus der Stichprobe Alle liegt über die Zeit bei rund 16 bis 17 Prozent. In 

Haushalten mit abhängig Beschäftigten ist die Armutsrisikoquote auch auf Ebene von Haushalten 

geringer als in der Gesamtheit. Sie steigt auch hier im Zeitverlauf von rund 7 Prozent im Jahr 2010 auf 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

rund 11 Prozent im Jahr 2018. Haushalte mit abhängig Beschäftigten mit Löhnen von unter 10 Euro 

weisen das insgesamt höchste Armutsrisiko auf. Hier steigt die Armutsrisikoquote im Zeitverlauf von 

rund 18 Prozent auf etwa 30 Prozent im Jahr 2018. Insgesamt ergeben die Betrachtungen des 

Armutsrisikos auf Personenebene und auf Haushaltsebene ein ähnliches Bild: Während das 

Armutsrisiko für abhängig Beschäftigte insgesamt vergleichsweise gering ist, ist es für abhängig 

Beschäftigte mit Löhnen unter 10 Euro vergleichsweise hoch und im Zeitverlauf steigend. 

Abbildung 13 Armutsrisiko in Haushalten über die Zeit für verschiedene Stichproben: Haushalte 
mit Person(en) aus der Stichprobe Alle, Haushalte mit Person(en) aus der 
Stichprobe aB, Haushalte mit Person(en) aus der Stichprobe aB<10. 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Eine alternative Betrachtung ergibt sich aus der Darstellung des Armutsrisikos und des 

durchschnittlichen Anteils von abhängig Beschäftigten in Haushalten. Abbildung 14 zeigt, dass 

innerhalb der Haushalte ohne Armutsgefährdung der durchschnittliche Anteil von Person(en) in 

abhängiger Beschäftigung über die Zeit bei rund 50 Prozent liegt. Hingegen ist dieser durchschnittliche 

Anteil deutlich geringer für Haushalte, die armutsgefährdet sind. Der Anteil ist jedoch zunehmend im 

Zeitverlauf: Während im Jahr 2010 nur durchschnittlich etwa 20 Prozent der Person(en) in 

armutsgefährdeten Haushalten abhängig beschäftigt waren, sind es im Jahr 2018 durchschnittlich rund 

30 Prozent. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 14 Armutsrisikoquote und durchschnittlicher Anteil abhängig Beschäftigter in 
Haushalten über die Zeit (Stichprobe Alle) 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Die Verteilung des Armutsrisikos lässt sich auch nach Haushaltstypen und nach Stichproben 

berechnen. Abbildung 15 (a) zeigt die Anteile armutsgefährdeter Personen nach Haushaltstypen in der 

Stichprobe der anspruchsberechtigten Beschäftigten (aB), während Abbildung 15 (b) den gleichen 

Anteil in der Stichprobe der anspruchsberechtigten Beschäftigten mit Stundenlöhnen unter 10 Euro 

(aB<10) ausweist. Beide Abbildungen machen deutlich, dass unter Ein-Personen-Haushalten und 

Alleinerziehenden das Armutsrisiko am höchsten ist. Dabei sind Personen mit Stundenlöhnen unter 10 

Euro mit einer größeren Wahrscheinlichkeit armutsgefährdet: Beispielsweise betrug dieser Anteil von 

Personen mit Stundenlöhnen unter 10 Euro aus Ein-Personen-Haushalten fast im gesamten 

Beobachtungszeitraum über 40 Prozent. Was den zeitlichen Verlauf angeht, kann im 

Beobachtungszeitraum keine Minderung des Armutsrisikos festgestellt werden. Im Gegenteil, für 

manche Personengruppen wächst das Armutsrisiko deutlich, wie beispielsweise für die Ein-Personen-

Haushalte mit Stundenlöhnen unter 10 Euro (Abbildung 15 (b)). 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 15 Armutsrisiko nach Haushaltstypen über die Zeit (a) Personen aus 
Stichprobe aB, (b) Personen aus Stichprobe aB<10 

(a) Personen aus aB (b) Personen aus aB<10 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Auch die vergleichende Betrachtung des Armutsrisikos gemessen nach Haushalten (statt Personen in 

bestimmten Haushaltstypen) zeigt ein ähnliches Bild (Abbildung 16). Das Armutsrisiko steigt in der 

Tendenz für alle Haushaltstypen, ist aber am höchsten und steigt über die Zeit am meisten für Ein-

Personen-Haushalte, die unter 10 Euro pro Stunde verdienen. 

Eine potenziell wichtige Dimension des Armutsrisikos ist das Geschlecht. Abbildung 17 zeigt den Anteil 

von Frauen und Männern, die in Haushalten unter Armutsrisiko leben (a) aus der Stichprobe aB, (b) 

aus der Stichprobe aB<10. Abbildung 17 (a) zeigt, dass das Armutsrisiko bei mindestlohnberechtigten 

Beschäftigten in unterschiedlichen Jahren zwischen sechs und 11 Prozent liegt. Das Risiko ist für Frauen 

etwas höher als für Männer und steigt für beide Geschlechter über die Zeit. Bei den Beschäftigten mit 

vertraglichen Stundenlöhnen unter 10 Euro in Abbildung 17 (b) fällt auf, dass das Armutsrisiko für 

Männer höher ist als das für Frauen. Das kann sich daraus ergeben, dass Männer seltener 

Zweitverdiener in ihren Haushalten sind und somit gleicht das Einkommen anderer 

Haushaltsmitglieder ihre Lohneinkünfte weniger gut aus, wenn sie in einem Job mit einem niedrigen 

Stundenlohn beschäftigt sind. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 16 Armutsrisiko nach Haushaltstypen über die Zeit (a) für Haushalte mit Person(en) aus 
Stichprobe aB, (b) für Haushalte mit Person(en) aus Stichprobe aB<10 

(a) Haushalte mit Personen aus aB (b) Haushalte mit Personen aus aB<10 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Abbildung 17 Entwicklung des Armutsrisikos nach Geschlecht (a) in der Stichprobe aB, (b) in der 
Stichprobe aB<10 

(a) aB (b) aB<10 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Ergänzend zur Armutsrisikogefährdung wird der Bezug von öffentlichen Transfers betrachtet. 

Abbildung 18 zeigt die jährliche Summe der öffentlichen Transfers (a) für Personen aus der Stichprobe 

aB, (b) für Personen aus der Stichprobe aB<10, aufgeteilt nach Haushaltstypen. Wenngleich zwischen 

den Stichproben und Haushaltstypen Niveauunterschiede zu sehen sind, wird nicht viel Dynamik in der 

Summe der Transfers über die Zeit festgestellt. Für Ein-Personen-Haushalte aus der Stichprobe aB<10 

ist eine Steigerung der Transfersumme von 1000 Euro im Jahr 2010 auf 1500 Euro im Jahr 2018 zu 

verzeichnen. 

Abbildung 18 Summe der öffentlichen Transfers im Haushalt, (a) in der Stichprobe aB, (b) in der 
Stichprobe aB<10 

(a) aB (b) aB<10 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Der Bezug von ALG II wird in Abbildung 19 nach Personen in unterschiedlichen Haushaltstypen 

dargestellt (a) für die Stichprobe aB, (b) für die Stichprobe aB<10. Nach der Einführung des 

Mindestlohns ist ein Rückgang im ALG II-Bezug unter den Alleinerziehenden, insbesondere bei 

Stundenlöhnen unter 10 Euro, festzustellen. Gleichzeitig stieg der Anteil der ALG II-BezieherInnen, die 

der Kategorie „Mehrgenerationen-Haushalte und sonstige“ angehören. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 20 zeigt zusätzlich die Entwicklung der jährlichen Bezugssumme von ALG II für 

unterschiedliche Haushaltstypen und für die Stichproben (a) aB und (b) aB<10. Vor allem unter den 

Beschäftigten mit Stundenlöhnen unter 10 Euro (Abbildung 20 (b)) ist die Bezugssumme über die Zeit 

gewachsen. In beiden Stichproben ist dies vor allem bei Ein-Personen-Haushalten der Fall. 

Abbildung 19 ALG II-Bezug, Inzidenz, (a) in der Stichprobe aB, (b) in der Stichprobe aB<10 

(a) aB (b) aB<10 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Als weiteres Maß für staatliche Transferleistungen wird der Bezug von Wohngeld betrachtet. 

Abbildung 21 (a, b) zeigt, dass diese Leistung in den betrachteten Samples vor allem von 

Alleinerziehenden in Anspruch genommen wurde, insbesondere dann, wenn sie Löhne unter 10 Euro 

pro Stunde beziehen. Über die Zeit sank der Anteil der WohngeldbezieherInnen, auch bereits vor 

Einführung des Mindestlohns. 

Bei der jährlichen Bezugssumme des Wohngeldes ist eine leichte Steigerungstendenz ab 2015 zu 

beobachten, sowohl in der Stichprobe aB als auch in aB<10, wie in Abbildung 22 (a, b) ersichtlich wird. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 20 ALG II-Bezug, Summe, (a) in der Stichprobe aB, (b) in der Stichprobe aB<10 

(a) aB (b) aB<10 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Abbildung 21 Wohngeldbezug, Inzidenz, (a) in der Stichprobe aB, (b) in der Stichprobe aB<10 

(a) aB (b) aB<10 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 22 Wohngeldbezug, Summe, (a) in der Stichprobe aB, (b) in der Stichprobe aB<10 

(a) aB (b) aB<10 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Deprivationsmaße 

Im SOEP werden diverse Informationen abgefragt, die als Deprivationsmaße dienen können. Unten 

befindet sich die Übersicht der Merkmale, die mit Armut im Zusammenhang stehen und in gleicher 

Form vor und nach der Mindestlohneinführung 2015 im Fragebogen vorkommen. 

 Zufriedenheit mit dem persönlichen Einkommen/mit dem HH Einkommen/mit der Arbeit/mit dem 

Leben insgesamt (jährlich, 2010-2018) 

 Sorgen um eigene wirtschaftliche Situation/um Sicherheit des Arbeitsplatzes (jährlich, 2010-2018) 

Abbildung 23 zeigt die durchschnittliche Zufriedenheit mit dem Leben nach Haushaltstyp in den 

Stichproben (a) aB und (b) aB<10. In beiden Stichproben weisen Ein-Personen-Haushalte über die Zeit 

die geringste mittlere Zufriedenheit auf, wohingegen Paare mit Kindern und 

Mehrgenerationenhaushalte durchschnittlich am zufriedensten sind. Abbildung 24 zeigt eine analoge 

Grafik für die Zufriedenheit mit dem persönlichen Einkommen: Über die Zeit hinweg sind 

Alleinerziehende durchschnittlich am wenigsten zufrieden mit ihrem persönlichen Einkommen, 

wohingegen in der Stichprobe aB Paare ohne Kinder am zufriedensten sind, in der Stichprobe aB<10 

sind dies Personen aus Mehrgenerationenhaushalten, sowie Paare mit und ohne Kinder. Ein ähnliches 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Bild zeigt sich bei der Zufriedenheit mit dem Haushaltseinkommen (Abbildung 25). Bei der 

Zufriedenheit mit der Arbeit liegen keine deutlichen Unterschiede zwischen Haushaltstypen vor. Mit 

Blick auf Sorgen um die wirtschaftliche Situation (Abbildung 27) berichten Alleinerziehende von 

größeren Sorgen als andere Haushaltstypen. Unter den Beschäftigten mit Löhnen unter 10 Euro 

besteht kein deutlicher Unterschied zwischen den verschiedenen Haushaltstypen. Mit Blick auf Sorgen 

um die Arbeitsplatzsicherheit (Abbildung 28) lassen sich keine systematischen Unterschiede zwischen 

verschiedenen Haushaltstypen feststellen. 

Abbildung 23 Zufriedenheit mit dem Leben (a) in der Stichprobe aB, (b) in der Stichprobe aB<10 

(a) aB (b) aB<10 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 24 Zufriedenheit mit dem persönlichen Einkommen (a) in der Stichprobe aB, (b) in der 
Stichprobe aB<10 

(a) aB (b) aB<10 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Abbildung 25 Zufriedenheit mit Haushalts-Einkommen (a) in der Stichprobe aB, (b) in der 
Stichprobe aB<10 

(a) aB (b) aB<10 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 26 Zufriedenheit mit der Arbeit (a) in der Stichprobe aB, (b) in der Stichprobe aB<10 

(a) aB (b) aB<10 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Abbildung 27 Sorgen um die wirtschaftliche Situation (a) in der Stichprobe aB, (b) in der 
Stichprobe aB<10 

(a) aB (b) aB<10 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 28 Sorgen um die Arbeitsplatzsicherheit (a) in der Stichprobe aB, (b) in der 
Stichprobe aB<10 

(a) aB (b) aB<10 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

3.4 Zwischenfazit 

 Der Mindestlohn entfaltet seine Wirkung primär bei den Beschäftigten mit Stundenlöhnen unter 

10 Euro. Im Vergleich zu höheren Lohnsegmenten sind folgende Gruppen häufiger im Segment 

der Stundenlöhne unter 10 Euro zu beobachten: ausländische StaatsbürgerInnen, Ostdeutsche, 

Frauen und Alleinerziehende. Im Durchschnitt leben Beschäftigte mit geringen Löhnen in 

Haushalten mit niedrigerem äquivalenzgewichteten Haushaltseinkommen, mit mehr Abstand zur 

Armutsrisikoschwelle, beziehen mehr öffentliche Transfers und empfangen häufiger ALG II-

Leistungen oder Wohngeld. 

 Über die Zeit ist die Zusammensetzung der Haushalte in den Stichproben der empirischen Analyse 

stabil. Der häufigste Haushaltstyp ist der “Ein-Personen-Haushalt”. Die meisten Personen leben 

als (Ehe-)Paare mit oder ohne Kinder. 

 Zwischen den Jahren 2010 und 2018 steigt der durchschnittliche Stundenlohn von knapp 16 auf 

fast 19 Euro pro Stunde. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

 Der Anteil der Personen mit Stundenlöhnen unter 10 Euro an allen mindestlohnberechtigten 

Beschäftigten sinkt von knapp 26 Prozent im Jahr 2010 auf 16 Prozent im Jahr 2018. Ähnlich stark 

(um 10 Prozentpunkte von circa 30 auf circa 20 Prozent) sinkt der Anteil der Haushalte mit 

Beschäftigten mit Stundenlöhnen unter 10 Euro. 

 Im gleichen Zeitraum sinkt der durchschnittlicher Lohnabstand zur 10-Euro-Grenze bei diesen 

Beschäftigten nur leicht von 3,2 Euro auf 2,8 Euro. 

 Der Anteil der Beschäftigten mit Stundenlöhnen unter 10 Euro unterscheidet sich nach 

Haushaltseinkommen. Der Anteil von Personen mit Stundenlohn unter 10 Euro im ersten Dezil des 

Haushaltseinkommens ist am höchsten und nimmt stetig in höheren Dezilen ab. Dennoch sind 

Beschäftigte mit Löhnen unter 10 Euro auch in höheren Dezilen häufig vertreten: Beispielsweise 

hatten im Jahr 2010 30 Prozent der Haushalte aus dem 5. Dezil Haushaltsmitglieder mit 

Stundenlohn von unter 10 Euro. Im Jahr 2018 hatten 20 Prozent der Haushalte aus dem 5. Dezil 

Haushaltsmitglieder mit Stundenlohn von unter 10 Euro. 

 Die Armutsrisikoschwelle stieg zwischen 2010 und 2018 von circa 1200 Euro auf circa 1400 Euro. 

Nach der Mindestlohneinführung 2015 liegt dieses Wachstum deutlichüber der Inflationsrate. 

 Das Armutsrisiko ist höher unter den Beschäftigten mit Stundenlöhnen unter 10 Euro als in 

anderen Lohnsegmenten. Besonders hoch ist die Armutsgefährdung unter Ein-Personen-

Haushalten und unter den Alleinerziehenden. 

 Die Steigerung der Armutsrisikoschwelle nach der Mindestlohneinführung verursacht einen 

mechanischen Anstieg des Anteils der Haushalte unter der Armutsrisikoschwelle - dem am 

weitesten verbreiteten Merkmal der relativen Armut. Aus diesem Grund reicht das Armutsrisiko 

alleine nicht aus, um den Effekt des Mindestlohns auf Armut zu messen. Deshalb werden 

zusätzlich Merkmale wie öffentliche Transfers oder Deprivationsmaße berücksichtigt. 

 Die Summe der öffentlichen Transfers zeigt keine eindeutige Entwicklungstendenz im Zeitraum 

zwischen 2010 bis 2018. Bei Ein-Personen-Haushalte nehmen öffentliche Transfers in diesem 

Zeitraum zu. 

 Der Anteil der ALG-II-BezieherInnen entwickelt sich zwischen den Jahren 2010 und 2018 in 

einzelnen Haushaltstypen ohne einheitliche Dynamik. Die Höhe der Leistungen nimmt dabei in 

fast allen Haushaltstypen nach der Einführung des Mindestlohns zu. 

 Über den gesamten Zeitraum 2010 bis 2018 sinkt der Anteil der Alleinerziehenden mit 

Wohngeldbezug, aber nicht in anderen Haushaltstypen. Die Summe des Wohngeldbezugs steigt in 

allen Haushaltstypen nach 2015. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

 Deprivationsmaße (Zufriedenheit mit persönlichem Einkommen, dem Haushaltseinkommen, mit 

der Arbeit, dem Leben insgesamt, sowie Sorgen um eigene wirtschaftliche Situation und 

Sicherheit des Arbeitsplatzes) zeigen keine systematische Änderung in den Jahren nach der 

Mindestlohneinführung oder -erhöhung. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Kausaler Effekt des Mindestlohns auf Löhne, Einkommen und 
Armutsrisiko 

Für die Schätzung eines kausalen Effekts des Mindestlohns auf das Armutsrisiko wird auf die bewährte 

Identifikationsstrategie der Mindestlohnliteratur zurückgegriffen: den Differenz-in-Differenzen 

Ansatz. Im Fokus dieses Ansatzes liegt ein Vergleich der Entwicklung bestimmter Merkmale in der 

sogenannten Treatment-Gruppe (betroffen von der Reform) mit einer Kontroll-Gruppe (von der 

Reform nicht betroffen) über die Zeit, d.h. vor und nach der Reform. Eine wichtige Voraussetzung 

dafür, dass die Ergebnisse dieses Vergleichs als kausal interpretierbar sind, ist die prinzipielle 

Vergleichbarkeit der Treatment- und Kontroll-Gruppen. Insbesondere wird dabei der gemeinsame 

Trend in diesen Gruppen in der Zeit vor der Reform überprüft, der bestätigen soll, dass die 

untersuchten Merkmale sich in den zwei Gruppen in Abwesenheit der Reform ähnlich entwickelt 

hätten. 

Im Zentrum der folgenden Auswertung steht der Vergleich zwischen Gruppen gebildet auf 

unterschiedlichen Aggregationsebenen: 

 Individualebene (Personen bzw. Haushalte), 

 Regionale Ebene. 

Im Folgenden wird zunächst die Individualebene betrachtet. Die Mindestlohneinführung betrifft 

einzelne beschäftigte Individuen, also liegt es nahe, Personen aus unterschiedlichen Lohnsegmenten 

zu vergleichen. Für die Messung von Armut ist allerdings die Haushaltsebene von größerer Bedeutung. 

Bei den deskriptiven Analysen wurde gezeigt, dass die Spiegelung des Reformeingriffs und der 

Armutsmaße zwischen den Personen- und Haushaltsebenen gut funktioniert. Aus diesem Grund, und 

da die Haushaltsebene naturgemäß weniger Beobachtungspunkte beinhaltet als die Personenebene, 

wird letztere für die Analysen auf der Individualebene bevorzugt. Die Haushaltsebene wird dabei als 

Robustheitscheck der Hauptergebnisse herangezogen. Ebenfalls verbreitet in der empirischen 

Fachliteratur sind Analysen auf der regionalen Ebene, indem Regionen mit unterschiedlich starkem 

Einfluss der Mindestlohnreform verglichen werden. Um den Bezug mit dieser Literatur zu schaffen, 

schätzen wir den kausalen Effekt der Mindestlohneinführung auf Armutsrisiken auf der Ebene von 

Raumordnungsregionen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

4.1 Analysen auf der Personenebene 

4.1.1 Methodisches Vorgehen 

Der Effekt der Mindestlohnreform auf Armutsmerkmale auf der Personenebene wird mittels eines 

Differenzen-in-Differenzen Ansatzes geschätzt, wobei die Entwicklung der Armutsmerkmale über die 

Zeit in zwei Gruppen verglichen wird – betroffen von der Reform (Treatment-Gruppe) und nicht 

betroffen (Kontroll-Gruppe), unter Kontrolle mehrerer individueller Merkmale. Die Schätzgleichung 

der Differenz-im-Differenzen-Analyse auf Personenebene stellt sich wie folgt dar: 

 𝑦 , ,  = 𝛼 + ∑  [𝛿 𝐷 𝑇 +𝛾 𝐷 ] + 𝜇𝑋 ,  + 𝜆𝑋 ,  + [𝜗 ] + 𝜖 , ,  [1] 

Hierbei ist die abhängige Variable 𝑦 , ,  die Armutsgefährdung (0/1) im Jahr t des Haushalts, in dem 

Individuum i lebt (innerhalb von Region r). 𝑇  ist ein Indikator für die Treatment-Gruppe (Betroffenheit 

von der Reform) und 𝐷  ein Indikator für das Befragungsjahr. Dementsprechend wird der 

jahresspezifische Reformeffekt durch 𝛿  abgebildet. Wir schätzen Spezifikationen mit 

unterschiedlichen Gruppen von Kontrollvariablen, unter Berücksichtigung des individuellen fixen 

Effekts 𝜗 .
6 

Die robusten Standardfehler werden auf der Personenebene geclustert. Neben den 

jahresspezifischen Treatmenteffekten wird auch eine vereinfachte Spezifikation geschätzt, die nur 

zwischen der Vor- und Nach-Reform-Periode unterscheidet. 

Im Vorfeld der Analyse muss zusätzlich auf ein Endogenitätsproblem bei der Schätzung eingegangen 

werden, das die Frage der kausalen Interpretierbarkeit der Ergebnisse aufwirft. Da Arbeitseinkommen 

sowohl durch den Stundenlohn die Einteilung in die Treatment- und Kontrollgruppe beeinflusst als 

auch direkt die Armutsmessung auf der Individualebene bestimmt, besteht eine enge Bindung 

zwischen der Betroffenheit durch die Mindestlohneinführung und der Armutsgefährdung. Somit sind 

Betroffene durch die Mindestlohnreform gleichzeitig eine besondere Gruppe in Bezug auf ihr 

Armutsrisiko und daher sehr begrenzt vergleichbar mit der Kontroll-Gruppe. Da die Messung der 

Betroffenheit sich auf das Jahr 2014 bezieht, ist in diesem Jahr auch die Korrelation mit der 

Armutsgefährdung am höchsten. Da die Personenebene auf einer disaggregierten Datengrundlage 

beruht, wobei jedes Individuum in die Berechnung mit dem Stundenlohn und dem 

6 In einer ersten Spezifikation schätzen wir die Regression ohne weitere Kontrollvariablen. In einer zweiten Spezifikation 
nehmen wir individuelle, zeitvariante Kontrollvariablen auf (Geschlecht, Alter, Indikator: verheiratet, Indikator: deutsche 
Staatsbürgerschaft, Indikator: Ostdeutschland). Drittens werden haushaltsspezifische, zeitvariante Variablen aufgenommen 
(Anzahl Kinder im Alter 0-4, Anzahl Kinder im Alter 5-7, Anzahl Kinder im Alter 8-15, Haushaltstyp: Single-Haushalt, Paar ohne 
Kinder, Alleinerziehend, Paar mit Kindern, Mehrgenerationenhaushalt). In einer vierten Spezifikation kontrollieren wir 
zusätzlich für die regionalen, zeitvarianten Kovariaten aus der Regionalanalyse. Anschließend kontrollieren wir entweder für 
regionale oder individuelle fixe Effekte (fixed effects). 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

äquivalenzgewichteten Einkommen seines Haushalts eintritt, ist die Vergleichbarkeit zwischen 

Treatment- und Kontroll-Gruppen besonders problematisch. Als mögliche, dennoch imperfekte 

Lösungsansätze für dieses Endogenitätsproblem können unterschiedliche Aggregationen bei der 

Bestimmung der Betroffenheit von der Mindestlohnreform herangezogen werden, die die direkte 

Bindung zwischen Messung der Mindestlohnbetroffenheit und Armutsgefährdung abschwächen: Eine 

Möglichkeit ist eine Aggregation über die Zeit, eine andere ist die Aggregation auf regionaler Ebene, 

durch die die Wahrscheinlichkeit für die Betroffenheit durch die Reform erhöht wird, was zu einer 

Vergrößerung der Treatment-Gruppe führt und somit zu einer besseren Vergleichbarkeit von 

Treatment- und Kontroll-Gruppen. Aus diesem Grund wird im Folgenden in Bezug auf die Messung der 

Mindestlohnbetroffenheit 𝑇  auf drei mögliche Schätzstrategien eingegangen: 

1) auf Individualebene basierend auf Stundenlöhnen aus dem Jahr 2014 von unter 10 Euro 

(„Treatment 2014“); als Kontrollgruppe dienen in der Regression hierbei nur Personen mit einem 

Stundenlohn zwischen 10 Euro und dem Median (14,74 Euro) in 2014.7 Diese Strategie beruht auf 

maximal disaggregierten Daten und hierbei ist die Vergleichbarkeit der Treatment- und Kontroll-

Gruppen am niedrigsten. 

2) basierend auf dem durchschnittlichen Stundenlohn der Personen im Zeitraum 2011-2014 unter 10 

Euro („Treatment gepooled“); auch hier werden Personen über dem Median im Durchschnittslohn 

(14,83 Euro) aus den Regressionsanalysen ausgeschlossen. Diese Strategie sieht Aggregation über 

die Zeit vor und weicht die Abhängigkeit der Armutsmerkmale von der Mindestlohnbetroffenheit 

in einem bestimmten Jahr auf. 

3) auf der Regionalebene basierend auf der regionalen Betroffenheit am Wohnsitz der Person im Jahr 

2014. Die Betroffenheit wird durch den Anteil der anspruchsberechtigten Beschäftigten mit 

Stundenlöhnen unter 10 Euro im Jahr 2014 gemessen, die in der jeweiligen Raumordnungsregion 

leben. Die Regionen mit Betroffenheit über dem Median werden in die Treatment-Gruppe 

einsortiert, wobei die Regionen mit einer niedrigeren Betroffenheit zu Kontroll-Gruppe gehören. 

Hier werden – im Gegensatz zu 1 und 2 – keine Personen basierend auf ihrem jeweiligen 

Stundenlohn aus der Analyse ausgeschlossen. 

Strategie 1 wird präferiert, weil sie – durch die Disaggregation der Daten – eine genaue Schätzung des 

reformbedingten Verlaufs der Armutsmaße erlaubt. Strategien 2 und 3, sowie die Placebo- und 

Robustheitschecks dienen dabei einer Überprüfung, inwieweit die Schätzergebnisse von Endogenität 

7 Der Vergleich der Beschäftigten in unterschiedlichen Lohnsegmenten für kausale Identifikation der Effekte des 
Mindestlohns wird in der empirischen Literatur häufig benutzt, bspw. in Burauel et a. (2020). 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

betroffen sind. Abschließend ist wichtig zu betonen, dass die Strategien 2 und 3 das zugrundeliegende 

Endogenitätsproblem nicht vollständig lösen, sondern nur abschwächen können. Dementsprechend 

ist eine streng kausale Interpretierbarkeit der Regressionsergebnisse infrage zu stellen. Ein 

abschließendes Urteil über die Vergleichbarkeit der Gruppen kann anhand der Trendanalyse, d.h. den 

Vergleich des Verlaufs der Armutsmerkmale in diversen Treatment- und Kontroll-Gruppen, gefällt 

werden. 

4.1.2 Vergleichsgruppen und Trends 

4.1.2.1 Messung der Betroffenheit auf der Individualebene 

Abbildung 29 zeigt die Entwicklung der Armutsgefährdung in drei Gruppen – Treatment (Personen mit 

Stundenlöhnen unter 10 Euro im Jahr 2014), Kontroll 1 (Personen mit Stundenlöhnen zwischen 10 Euro 

und dem Medianstundenlohn aus 2014) und Kontroll 2 (Personen mit Stundenlöhnen über dem 

Medianstundenlohn aus 2014; diese Personen werden in der späteren Regressionsanalyse 

ausgeschlossen). Die Armutsgefährdung ist auf der empirisch beobachteten Armutsschwelle des 

jeweiligen Jahres berechnet. Die Abbildung zeigt, dass das Niveau der Armutsgefährdung für die 

Treatment-Gruppe nach 2015 absinkt, wobei es keine ersichtliche Veränderung des Verlaufs der 

Armutsgefährdung für die Gruppen Kontroll 1 und 2 gibt. Dabei ist besonders auffällig, dass die 

Armutsgefährdung im Jahr 2014 in der Treatment-Gruppe auf fast 30 Prozent steigt, was auf die oben 

beschriebene Endogenitätsproblematik zurückgeht. 

Darüber hinaus zeigt die Abbildung 29 die jährliche Anzahl der Beobachtungen in den drei Gruppen, 

die erwartungsgemäß 2014 am höchsten ist. Die Vermutung liegt daher nahe, dass die 

Schätzergebnisse auch von der Panelsterblichkeit beeinflusst werden können, weil die 

Stichprobenzusammensetzung sich in unterschiedlichen Befragungsjahren strukturell ändert. Diese 

Vermutung wird im Abschnitt 4.2.4 im Rahmen einer Sensitivitätsanalyse untersucht. 

Abschließend ist darauf hinzuweisen, dass die Unterschiede in der Messung der Armutsgefährdung 

basierend auf der empirisch beobachteten bzw. der fortgeschriebenen und inflationskorrigierten 

Armutsschwelle keinen nennenswerten Unterschied bei der Trendanalyse ergeben. Insgesamt ist 

festzuhalten, dass Abbildung 29 Hinweise für die Verletzung der Annahme der parallelen Trends in der 

Treatment- und Kontroll-Gruppen gibt. Dies wird statistisch in der Regressionsanalyse untersucht, die 

eine Inklusion der Kontrollvariablen und fixen Effekten auf Regional- bzw. Individualebene erlaubt. 

Allerdings bleibt festzuhalten, dass die beobachtete Selektivität der Treatment-Gruppe auch von 

zeitveränderlichen unbeobachteten Charakteristika abhängen kann, die in der Regressionsanalyse 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

nicht kontrolliert werden können. Dementsprechend sollten die Ergebnisse sehr vorsichtig hinsichtlich 

kausaler Implikationen interpretiert werden. 

Abbildung 29 Armutsgefährdung gruppiert basierend auf Mindestlohnbetroffenheit auf 
Individualebene 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

4.1.2.2 Messung der Betroffenheit auf dem aggregierten Stundenlohn 2011-2014 

Abbildung 30 zeigt den Verlauf der Armutsgefährdung für Personen mit durchschnittlichem 

Bruttostundenlohn (2011-2014) von unter 10 Euro (Treatment), zwischen 10 Euro und dem 

Medianwert (Kontroll 1) und über dem Medianwert (Kontroll 2; diese Gruppe wird in den 

Regressionsanalysen ausgeschlossen). Im Vergleich zur Abbildung 29 ist auffällig, dass die 

Armutsgefährdung in der Treatment-Gruppe keinen starken Anstieg im Jahr 2014 aufweist. Dies deutet 

darauf hin, dass die Aggregation der Löhne über die Zeit den mechanischen Zusammenhang zwischen 

der Einteilung in die Gruppen und der Armutsgefährdung zumindest zum Teil auflösen könnte. 

Gleichwohl ist anzumerken, dass die Treatment-Gruppe in allen Jahren vor der Mindestlohneinführung 

eine erhöhte Armutsgefährdung von circa 25 Prozent aufweist, was bedeutet, dass die Selektivität 

dieser Gruppe nach wie vor sehr hoch ist. Nach der Mindestlohneinführung sinkt das Niveau der 

Armutsgefährdung in dieser Gruppe. In den Kontrollgruppen 1 und 2 verläuft Armutsgefährdung flach 

ohne Niveauveränderung nach der Mindestlohneinführung. Insgesamt ist deskriptiv die Annahme der 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

parallelen Trends in diesem Fall besser erfüllt. Auch in diesem Fall sollte man jedoch darauf hinweisen, 

dass die Treatment-Gruppe durch ihr bedeutend höheres Armutsrisiko im Vergleich zur Kontroll-

Gruppe 1 hoch selektiv ist, was bei der Interpretation der Regressionsergebnisse zu berücksichtigen 

ist. 

Abbildung 30 Armutsgefährdung gruppiert basierend auf Mindestlohnbetroffenheit auf aggregierter 
Individualebene 2011-2014 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

4.1.2.3 Messung der Betroffenheit basierend auf der regionalen Mindestlohnbetroffenheit 
(Bite) 

Abbildung 31 präsentiert den Verlauf der Armutsgefährdung bei den Personen, die in den Regionen 

mit einer hohen bzw. niedrigen Betroffenheit durch die Mindestlohnreform (gemessen im Jahr 2014) 

leben. Erwartungsgemäß verläuft der Anteil der armutsgefährdeten Personen auf einem niedrigeren 

Niveau als in der Abbildung 29 oder Abbildung 30. Der Verlauf vor der Reform stärkt die Annahme der 

parallelen Trends, wobei auch kein nennenswerter Trendbruch nach 2015 in den beiden Gruppen 

festzustellen ist. Die Fallzahlen in den beiden Gruppen deuten auch hier darauf hin, dass 

Panelsterblichkeit die Schätzergebnisse verzerren könnte. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 31 Armutsgefährdung gruppiert basierend auf Mindestlohnbetroffenheit der Regionen 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

4.1.3 Ergebnisse 

Armutsrisiko 

Der vorige Abschnitt macht deutlich, dass die Vergleichbarkeit der Treatment-Gruppe mit den Kontroll-

Gruppen 1 und 2 durchaus unterschiedlich ausfällt, weswegen in der weiteren Analyse die Treatment-

Gruppe ausschließlich mit der Kontroll 1 verglichen wird. Abbildung 32 zeigt die Koeffizienten der 

Interaktion der Zeitdummies mit der individuellen Betroffenheit durch die Mindestlohneinführung. Die 

Abbildung beinhaltet die Ergebnisse aus den Spezifikationen (1) nur mit dem Betroffenheitsmaß, den 

Zeitdummies, ihren Interaktionen und ohne andere Kontrollvariablen; (2) zusätzlich mit den 

individuellen Kontrollvariablen (für genaue Beschreibung der Kotrollvariablen s. Fußnote 6), (3) 

zusätzlich mit Kontrollvariablen auf der Haushaltsebene (Typen der Haushalte; (4) zusätzlich mit 

regionalen Kontrollvariablen; (5.1) zusätzlich mit den regionalen fixen Effekten (auf der Ebene der 

Raumordnungsregionen); (5.2) zusätzlich mit den fixen Effekten auf der individuellen Ebene (statt fixen 

regionalen Effekten). Bis auf die Spezifikation mit den individuellen fixen Effekten stützen die 

Ergebnisse die Vermutung, dass die Annahme des parallelen Trends verletzt ist. Aus diesem Grund 

werden diese Ergebnisse nicht weiter diskutiert. Die Ergebnisse mit individuellen fixen Effekten zeigen 

einen Effekt der Mindestlohneinführung auf Armutsgefährdung von circa minus 3 Prozentpunkten im 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Befragungsjahr 2015 bis zu minus 5 Prozentpunkten im Befragungsjahr 2018. Die Größe dieser Effekte 

ist als sehr hoch einzuschätzen. Zurückzuführen könnte dies auch auf die hohe Selektivität dieser 

Gruppe (Armutsgefährdung vor der Reform von etwa 30 Prozent) sein. Die kausale Interpretierbarkeit 

der Ergebnisse ist daher fraglich. In Verbindung damit könnte eine alternative Erklärung hierfür der 

„reversion to the mean“ Effekt („Rückkehr zum Mittelwert“) sein – einem Phänomen, dass besonders 

schlecht gestellte Gruppen sich auch in der Abwesenheit der Eingriffe über die Zeit verbessern. Diese 

Annahme wird beim Placebo-Check im Abschnitt 4.2.2 überprüft. Trotz dieser Einschränkungen wird 

die Spezifikation mit individuellen fixen Effekten gegenüber den anderen Spezifikationen bevorzugt, 

weil sie die Treatment-Gruppe möglichst eng eingrenzt. Auf der Basis dieser Spezifikation werden 

Robustheits- und Heterogenitätschecks vorgenommen. 

Zudem ist darauf hinzuweisen, dass auch bereits im Befragungsjahr 2015 ein signifikanter 

Reformeffekt gemessen wird. Da sich die Armutsgefährdung auf das Vorjahr bezieht, ist dieser Effekt 

eigentlich ein Vor-Reform- bzw. ein Vorzieheffekt, der durch antizipierte Lohnerhöhungen vor 

Einführung des Mindestlohns 2015 zustande kommt. Die genauen Gründe für diesen „frühen“ 

Reformeffekt sind nicht bekannt, jedoch könnten sie beispielsweise mit der oben (Kapitel 2.2) 

angesprochenen Problematik des Ankereffekts, der zu einer Vermischung von Vor- und 

Befragungsjahresangaben bei Beantwortung des Fragebogens führen könnte, zusammenhängen. 

Abbildung 32 Schätzergebnisse Armutsgefährdung gruppiert basierend auf individueller 
Betroffenheit 2014 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 33 zeigt die Schätzergebnisse in den sechs oben genannten Spezifikationen bei der 

Einteilung in die Gruppen Treatment und Kontroll 1, basierend auf der durchschnittlichen 

Betroffenheit der Befragten im Zeitraum 2011-2014. Alle Spezifikationen deuten darauf hin, dass hier 

die Annahme der parallelen Trends erfüllt ist, besonders gut in der letzten Spezifikation mit den 

individuellen fixen Effekten. Der Effekt auf die Armutsgefährdung beträgt etwa minus 1 Prozentpunkt 

im Jahr 2015 und steigt bis auf minus 5 Prozentpunkte im Jahr 2018. Auch hier ist die Größe des Effekts 

durch die hohe Selektivität der Treatment-Gruppe zu erklären sowie durch den möglichen „reversion-

to-the-mean“ Effekt, wodurch die kausale Interpretierbarkeit beeinträchtigt wird. 

Abbildung 33 Schätzergebnisse Armutsgefährdung gruppiert basierend auf individueller 
durchschnittlicher Betroffenheit 2011-2014 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

53 



      
 

 

           

             

             

      

         
 

 

     

 
           

         

         

        

  

                                                           

                 
                 

    

Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 34 präsentiert die Schätzergebnisse nach der Eingruppierung in Treatment- und Kontroll-

Gruppen basierend auf dem regionalen Mindestlohn-Bite im Jahr 2014.8 In allen Spezifikationen trifft 

die Annahme eines gemeinsamen Trends vor der Reformeinführung zu, wobei auch alle Koeffizienten 

nach der Reformeinführung insignifikant ausfallen. 

Abbildung 34 Schätzergebnisse Armutsgefährdung gruppiert basierend auf regionaler Betroffenheit 
2014 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Die Abbildungen in diesem Abschnitt beziehen sich auf die empirisch beobachtete 

Armutsrisikoschwelle. Wenn die Messung der Armutsgefährdung auf der fortgeschriebenen 

Armutsrisikoschwelle 2010 (ohne/mit Inflationskorrektur, nicht dargestellt) basiert, fallen die 

Schätzergebnisse ihrer Höhe nach sehr ähnlich aus. 

8 Da in dieser Spezifikation keine Personen zusätzlich aus dem Sample ausgeschlossen werden, ist hier die Beobachtungszahl 
größer als bei den anderen beiden Konzepten, bei denen Personen oberhalb des jeweiligen Medians (Lohn 2014 bzw. 
Durchschnittslohn 2011-14) ausgeschlossen werden. 
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Armutslücke 

Abbildung 35 zeigt die Entwicklung der Armutslücke in den sechs Spezifikationen mit unterschiedlichen 

Kontrollvariablen. In allen diesen Spezifikationen wird die Annahme der parallelen Trends nicht 

verworfen, wobei auch die Veränderungen der Armutslücke in den meisten Spezifikationen und Jahren 

insignifikant ausfallen. Abbildung 36 und Abbildung 37 präsentieren die gleichen Ergebnisse basierend 

auf der durchschnittlichen individuellen Betroffenheit 2011-2014 bzw. auf der regionalen 

Betroffenheit. Sie bestätigen den Befund, dass sich die Armutslücke in keiner Spezifikation nach der 

Einführung des Mindestlohns signifikant verändert hat. 

Abbildung 35 Schätzergebnisse Armutslücke gruppiert basierend auf individueller Betroffenheit 2014 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Abbildung 36 Schätzergebnisse Armutslücke gruppiert basierend auf individueller 
durchschnittlicher Betroffenheit 2011-2014 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Abbildung 37 Schätzergebnisse Armutslücke gruppiert basierend auf regionaler Betroffenheit 2014 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

4.2 Placebo- und Robustheitsanalysen 

Die vorhergehenden Ergebnisse werden im Folgenden einer Reihe von Sensitivitätsanalysen 

unterzogen, um den Zusammenhang zwischen Mindestlohn und Armut zusätzlich auf den Prüfstand 

zu stellen und um ggf. zusätzliche Erkenntnisse zu gewinnen. Dabei werden folgende Analysen 

durchgeführt: 

1) Placebo-Schätzung mit Randomisierung der Einteilung in Treatment- und Kontrollgruppen. 

2) Placebo-Schätzung mit zeitlicher Verschiebung der Reformeinführung. 

3) Sensitivität zur Verwendung der imputierten Löhne durch eine Nachschätzung der Hauptergebnisse 

nach Ausschließung der imputierten Lohnbeobachtungen. 

4) Sensitivität gegenüber der Panelsterblichkeit, wegen der unter Umständen nur Befragte mit 

bestimmten Charakteristika in der Stichprobe verbleiben, etwa Mittelschichts-Bias, wodurch die 

Ergebnisse verzerrt werden können. 

5) Sensitivität der Hauptergebnisse beim Wechsel von der Personen- auf die Haushaltsebene. 

6) Sensitivität zur Benutzung der dynamischen Schätzung. 

4.2.1 Placebo-Schätzung mit Randomisierung der Einteilung in Treatment und 
Kontrollgruppen 

Die oben beschriebenen Ergebnisse führen die Variation in der Betroffenheit durch die 

Mindestlohnreform mit Armutsmaßen zusammen. Um zu überprüfen, ob die Ergebnisse tatsächlich 

auf die Mindestlohneinführung zurückzuführen sind, wird im Folgenden die Einteilung der Befragten 

in die Treatment- und Kontroll-Gruppen zufällig vorgenommen. Die Nachschätzung erfolgt in erster 

Linie auf der Personenebene, da diese volatilere Ergebnisse in diversen Spezifikationen zeigte und auch 

stärker von der Endogenität der Einteilung in Treatment- und Kontroll-Gruppe beeinflusst ist. Im 

Folgenden wird nur die Spezifikation mit den individuellen fixen Effekten angezeigt, die je nach der 

Definition der Treatment-Variable variiert: basierend auf der individueller Betroffenheit 2014.9 

Abbildung 38 zeigt, dass diese Placebo-Schätzung keine Effekte anzeigt, wenn die 

Mindestlohnbetroffenheit zufällig eingeteilt ist, was bestätigt, dass die Hauptergebnisse dieser Studie 

nicht von zufälliger Varianz in den Daten stammen, sondern auf die Varianz in der 

Mindestlohnbetroffenheit zurückzuführen sind. 

9 Die Auswahl der Einteilung in die Treatment-Gruppe geht zurück auf die relative Stärke dieser Ergebnisse im Vergleich zu 
den alternativen Definitionen von Treatment-Gruppen basierend auf der durchschnittlichen Betroffenheit 2011-2014 und auf 
der regionalen Betroffenheit, die hier nicht gezeigt werden. 
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Abbildung 38 Ergebnisse der Placebo-Schätzung mit zufälliger Einteilung in 
Treatment- und Control-Gruppe 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

4.2.2 Placebo-Schätzung mit zeitlicher Verschiebung der Reformeinführung 

Wie bereits erwähnt besteht zwischen der Mindestlohnbetroffenheit und Armutsgefährdung ein enger 

Zusammenhang, der darauf zurückzuführen ist, dass beide Merkmale bei ihrer Berechnung die 

Arbeitseinkommen mit einbeziehen; zudem fällt dieser Effekt im Jahr 2014 (Jahr der Messung der 

Mindestlohnbetroffenheit) besonders stark aus. Dieser Zusammenhang kann einen mechanischen 

Effekt erzeugen, wodurch die gemessenen Ergebnisse nicht nur durch die Reformeinführung so 

ausfallen, sondern auch in den anderen Jahren eine gleiche Entwicklung hätten. Hierfür wäre das 

Phänomen von „reversion to the mean“ (Rückkehr zum Mittelwert) zu erwähnen, das beschreibt, dass 

Randgruppen, wie beispielsweise Beschäftigte mit sehr niedrigen Einkommen, sich über die Zeit eher 

verbessern als verschlechtern können, weil ein Abstieg kaum noch möglich ist, jedoch Aufstiege. Um 

diesen Effekt zu überprüfen, wird hypothetisch der Zeitpunkt der Reformeinführung ins Jahr 2013 

vorverlegt und die Betroffenheit durch diese angenommene Reform im Jahr 2012 gemessen. Die 

Stichprobe beinhaltet den Zeitraum 2011-2014, vor der tatsächlichen Einführung des Mindestlohns 

2015. Abbildung 39 zeigt die Ergebnisse der Nachschätzung für drei Betroffenheitsmaße – basierend 

auf dem Bruttostundenlohn 2012 (links), basierend auf dem durchschnittlichen Bruttostundenlohn 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

2011-2012 (mittig) und basierend auf der regionalen Betroffenheit 2012. Das Bild bestätigt, dass – trotz 

der Abwesenheit der tatsächlichen Mindestlohneinführung – eine leichte und in meisten Fällen 

statistisch insignifikante Reduzierung der Armutsgefährdung um circa zwei Prozentpunkte stattfindet. 

Somit müsste man die Hauptergebnisse, dargestellt in Abbildung 32 bis einschließlich Abbildung 34, 

um diesen Wert nach unten korrigieren werden. 

Abbildung 39 Schätzergebnisse Armutsgefährdung für eine Placebo-Reform 2013 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

4.2.3 Ausschließung imputierter Löhne 

In diesem Abschnitt wird überprüft, ob die Verwendung von imputierten Löhnen aus dem SOEP die 

Ergebnisse verzerrt. Daher werden in dieser Zusatzanalyse nur nicht-imputierte Lohnbeobachtungen 

genutzt. Abbildung 40 zeigt die Nachschätzung des Effekts auf die Armutsgefährdung ohne 

Beschäftigte mit imputierten Löhnen. Die Effekte aus der Schätzung mit individuellen fixen Effekten 

bleiben dabei stabil, weshalb die Lohnimputation keinen nennenswerten Effekt auf die 

Schätzergebnisse hat. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 40 Schätzergebnisse Armutsgefährdung nach Ausschließung imputierter Löhne 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

4.2.4 Ausbalancierte Längsschnittdaten 

Die Anzahl der Beobachtungen ist im Jahr 2014, wenn die Einteilung der Treatment- und Kontroll-

Gruppe gemäß des Lohnes aus dem Jahr 2014 erfolgt, am höchsten, und nimmt in den Jahren davor 

und danach systematisch ab (Abbildung 29). Ein Grund hierfür ist die Panelsterblichkeit, also die 

Tatsache, dass manche Menschen aus unterschiedlichen Gründen nicht mehr an der SOEP-Befragung 

teilnehmen. Ein anderer Grund (insbesondere für die Jahre vor 2014) können neu hinzugekommene 

Befragte sein, beispielsweise durch Auffrischungssamples. Besonders durch das (nicht zufällige) 

Ausscheiden von Personen aus dem SOEP, könnte es zu einer zunehmenden Selektivität in der 

Stichprobe zwischen 2014 und dem aktuellen Rand kommen. Ein genauer Test für eine solche 

Verzerrung ist nicht umsetzbar, da die Informationen zu ausgeschiedenen Personen nicht vorliegen. 

Dennoch kann überprüft werden, ob eine Einschränkung auf Personen, die zwischen 2011 und 2018 

immer Teil des SOEP waren, zu anderen Ergebnissen führt. Diese zusätzliche Beschränkung führt dazu, 

dass über die Zeit die Stichprobe zumindest in sich vergleichbarer bleibt. Abbildung 41 zeigt die 

durchschnittliche Armutsrisikoquote in der Treatment-, Kontroll 1- und Kontroll 2-Gruppe über die 

Zeit, sowie die Anzahl der Beobachtungen in der jeweiligen Gruppe und zum jeweiligen Zeitpunkt. Die 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung verdeutlicht, dass sich die Stichprobe über die Zeit weniger reduziert als in der 

Hauptanalyse. 

Abbildung 41 Armutsgefährdung gruppiert basierend auf Mindestlohnbetroffenheit auf 
Individualebene in 2014, ausbalancierte Längsschnittdaten 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Ein Vergleich zwischen den oben dargestellten Hauptergebnissen und den hier erzielten Ergebnissen 

kann im Ansatz darauf hinweisen, ob die Veränderungen in der Stichprobe über die Zeit die Ergebnisse 

substanziell beeinflussen. 

Abbildung 42 zeigt die Nachschätzung der Ergebnisse auf Personenebene für die Spezifikation mit allen 

Kontrollvariablen und individuellen fixen Effekten für die Treatment-Variable basierend auf dem 

Bruttostundenlohn 2014 (links), auf dem durchschnittlichen Bruttostundenlohn 2011-2014 (mittig) 

und auf dem regionalen Bite 2014 (rechts). Insgesamt sind die Ergebnisse für die ausbalancierte 

Stichprobe den oben beschriebenen Hauptergebnissen sehr ähnlich, was darauf hinweist, dass 

Panelsterblichkeit keine nennenswerte Verzerrung der Ergebnisse hervorruft. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 42 Schätzergebnisse Armutsgefährdung für eine ausbalancierte Stichprobe 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

4.2.5 Schätzung auf der Haushaltsebene 

In der Abwägung zwischen der Verwendung der Personen- oder Haushaltsebenen für die Schätzung 

der Armutseffekte auf Individualebene wurde entschieden, die Personenebene als diejenige mit mehr 

Beobachtungen vorzuziehen. Im Folgenden werden die Hauptergebnisse auf der Haushaltsebene 

nachgeschätzt. Abbildung 43 zeigt die Koeffizienten aus der Schätzung mit der Einteilung der Haushalte 

in die Treatment-Gruppe, wenn sie mindestens einen Beschäftigten aus der Treatment-Gruppe aus 

2014 hatten, verglichen mit den Haushalten in der Kontroll-Gruppe, welche so definiert sind, dass sie 

mindestens einen Beschäftigten aus der Kontroll 1-Gruppe aus 2014 hatten, jedoch keinen 

Beschäftigten aus der Treatment-Gruppe aus 2014. Haushalte, die weder Beschäftigte aus der 

Treatment- noch aus der Kontroll 1- Gruppe in 2014 hatten, sind somit nicht Teil der Analyse auf 

Haushaltsebene. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 43 Schätzergebnisse Armutsgefährdung Haushaltsebene 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Die Spezifikationen ohne Haushalts-spezifische fixe Effekte zeigen eine Verletzung der Annahme der 

gemeinsamen Trends, wie es auch bei der vergleichbaren Schätzung auf der Personenebene zu 

beobachten war. Die letzte Spezifikation mit fixen Effekten auf der Haushaltsebene zeigt einen 

negativen Koeffizienten von circa 5 Prozentpunkten Senkung der Armutsgefährdung, was auch die 

vergleichbare Spezifikation auf der Personenebene ermittelte. Ebenfalls von Bedeutung ist auch hier 

die Frage der Endogenität der Einteilung in Treatment- und Kontroll-Gruppen, wie die Problematik der 

Rückkehr zum Mittelwert, die im Zusammenhang mit den Ergebnissen auf der Personenebene 

diskutiert wurde. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Dynamische Spezifikation 

Alternativ zu der Regressionsspezifikation in der Gleichung [1], die die Einteilung der Treatment- und 

Kontroll-Gruppen auf der Basis der Merkmale aus dem Jahr 2014 vorsieht, ist es denkbar, diese 

Einteilung dynamisch zu behandeln und in jedem Beobachtungsjahr neu vorzunehmen. Dies könnte 

vor allem angesichts der längeren Zeitperiode nach der Mindestlohneinführung 2015 vorteilhaft 

erscheinen, weil die Merkmale aus dem Jahr 2014 für spätere Befragungsjahre zunehmend an 

Bedeutung verlieren. Aus diesem Grund schätzen wir die Hauptergebnisse nach, mit einer Änderung 

der Einteilung in die Treatment- und Kontroll-Gruppen basierend auf dem Bite aus dem Jahr t-1 und 

t-2 zum aktuellen Befragungsjahr. Abbildung 44 zeigt, dass diese Einteilung zur Verletzung der 

Common-Trend-Annahme führt, weil die Koeffizienten aus den Jahren vor der Reform über Null liegen. 

Im Vergleich zu diesen Werten fallen die Koeffizienten aus den Jahren nach der Reform niedriger aus, 

was generell ähnlich zu den Hauptergebnissen dieses Berichts ausfällt. Dennoch erscheint dieser 

Robustheitscheck von der Endogenität der Einteilung in die Treatment-Gruppe betroffen zu sein, was 

diese Schätzstrategie zumindest in dieser Spezifikation in Frage stellt. 

Abbildung 44 Schätzergebnisse Armutsgefährdung dynamische Einteilung in Treatment- und Kontroll-
Gruppen 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

4.3 Heterogenitätsanalysen 

Das Armutsrisiko unterscheidet sich nicht nur nach diversen Merkmalen (wie Geschlecht oder 

Haushaltstyp), sondern auch die Veränderungen individueller Armutsrisiken im Zuge der 

Mindestlohneinführung oder -erhöhung können in diversen Gruppen unterschiedlich ausfallen. Um 

diese Heterogenität in der Auswirkung der Mindestlohnreform auf das Armutsrisiko zu überprüfen, 

wird die Regressionsgleichung [1] in folgenden Gruppen nachgeschätzt: a) nach Geschlecht, b) nach 

Haushaltstyp, c) nach Bildungsstand, d) nach Staatsangehörigkeit, e) nach Altersgruppen, f) nach 

Region. Aus Platzgründen wird nur die Variante gezeigt, die auf der Einteilung in die Treatment- und 

Kontroll-Gruppen nach dem individuellen Lohn aus dem Jahr 2014 basiert. Alternative Einteilungen in 

Treatment- und Kontroll-Gruppen basierend auf der durchschnittlichen Betroffenheit 2011-2014 und 

auf der regionalen Betroffenheit ergeben insgesamt ein qualitativ ähnliches Bild, wenn auch die 

Koeffizienten tendenziell niedriger ausfallen. 

4.3.1 Geschlecht 

Abbildung 45 schätzt die Regressionsergebnisse getrennt für Männer und Frauen nach. Der direkte 

Vergleich dieser zwei Gruppen zeigt, dass die Effekte des Mindestlohns auf Armut bei Männern und 

Frauen etwa gleich stark ausfallen, wobei die Schätzung bei den Männern etwas weniger präzise 

ausfällt. Hierauf verweisen die breiteren Konfidenzintervalle bei den Männern. 

Abbildung 45 Schätzergebnisse Armutsgefährdung nach Geschlecht 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

4.3.2 Haushaltstyp 

Abbildung 46 illustriert die Schätzergebnisse nach dem Haushaltstyp, wobei zwischen drei Gruppen 

unterschieden wird: (oben links) Singles und Alleinerziehende, (oben rechts) Paare ohne Kinder, 

(unten) Paare mit Kindern bzw. Mehrgenerationenhaushalte. Der Effekt auf Alleinerziehende 

entwickelt sich erst im vierten Jahr nach der Mindestlohneinführung. Die Effekte auf Paare mit und 

ohne Kinder sind bereits in früheren Jahren zu sehen. 

Abbildung 46 Schätzergebnisse Armutsgefährdung nach Haushaltstyp 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

4.3.3 Bildungsstand 

Abbildung 47 zeigt die Schätzergebnisse mit Unterscheidung nach Bildungsstand: (oben links) primäre 

Bildung, (oben rechts) sekundäre Bildung, (unten) tertiäre Bildung.10 Unter den Beschäftigten mit 

primärer Bildung ist der signifikante Effekt der Reform erst im vierten Jahr zu beobachten. Unter den 

Personen mit sekundärer Bildung wird ab dem ersten Jahr nach der Reform ein stabiler und (meist) 

signifikanter Effekt von 3-4 Prozentpunkten beobachtet. Personen mit tertiärer Bildung verzeichnen 

den größten Effekt von über 10 Prozentpunkten zum vierten Jahr nach der Mindestlohneinführung. 

Dieses Ergebnis kann dadurch erklärt werden, dass besser gebildete Personen schneller und stärker 

auf die Verbesserung ihrer Ressourcen reagieren, als auch über den verstärkten Effekt der „Rückkehr 

zum Mittelwert“ in dieser Gruppe, die - im Fall der eventuellen Zugehörigkeit zu einem Haushalt mit 

einem höheren Armutsrisiko – sich schneller aus dieser Situation fortbewegt. 

Abbildung 47 Schätzergebnisse Armutsgefährdung nach Bildungsstand 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

10 Primäre Bildung umfasst die Bildung der Grundschule (oder vergleichbar). Sekundäre Bildung schließt einen Haupt- oder 
Realschulabschluss (Sekundarstufe I) bzw. einen Abschluss gemäß Sekundarstufe II ein. Tertiäre Bildung umfasst den 
Abschluss an einer Universität oder Hochschule (oder vergleichbar) oder den Abschluss einer entsprechenden 
Berufsausbildung (oder vergleichbar). 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

4.3.4 Staatsangehörigkeit 

Ein weiteres Merkmal vom Interesse in Bezug auf Mindestlohnbetroffenheit und Armutsrisiko ist 

Staatsangehörigkeit. Abbildung 48 unterscheidet die Hauptergebnisse der Armutsrisikoschätzung für 

deutsche und ausländische StaatsbürgerInnen. Unter den ausländischen StaatsbürgerInnen findet 

keine Veränderung des Armutsrisikos nach der Einführung des Mindestlohns statt. Die in den 

Hauptergebnissen festgestellte Veränderung des Armutsrisikos wird nur unter den deutschen 

Staatsbürgern beobachtet. Womöglich ist dies auf strukturelle Unterschiede in diesen beiden Gruppen 

zurückzuführen, etwa die Beschäftigung in unterschiedlichen Wirtschaftssektoren. 

Abbildung 48 Schätzergebnisse Armutsgefährdung nach Staatsangehörigkeit 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

4.3.5 Altersgruppe 

Abbildung 49 präsentiert die Schätzung der Hauptergebnisse unterteilt nach drei Altersgruppen: (oben 

links) 18 bis 29jährige, (oben rechts) 30 bis 54jährige, (unten) über 55jährige. Der Effekt der Reform ist 

am stärksten unter der jüngsten Altersgruppe. In der mittleren Altersgruppe wird der Effekt erst im 

vierten Jahr nach der Reform signifikant und fällt – im Vergleich zu der jüngsten Altersgruppe – weniger 

stark aus. In der ältesten Altersgruppe ist kein Effekt der Reform zu beobachten. 

Abbildung 49 Schätzergebnisse Armutsgefährdung nach Altersgruppe 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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4.3.6 Region 

Abbildung 50 zeigt die Hauptergebnisse in Ost- und Westdeutschland und macht deutlich, dass die 

Effekte des Mindestlohns auf Armut in Ostdeutschland höher und signifikanter ausfallen, als in 

Westdeutschland. 

Abbildung 50 Schätzergebnisse Armutsgefährdung nach Region 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

4.4 Analysen auf regionaler Ebene 

Die regionale Ebene spielt bei empirischen Analysen der Mindestlohnreform eine große Rolle, weil 

viele wichtige Merkmale für die empirischen Studien nur auf der aggregierten regionalen Ebene 

vorliegen. Abbildung 51 (a) zeigt die regionale Verteilung des Anteils der Beschäftigten mit 

Stundenlöhnen unter 10 Euro im Jahr 2014 in Raumordnungsregionen Deutschlands. Dabei werden 

nur Regionen in die Analyse einbezogen, die in jedem Jahr des Analysezeitraums mindestens 30 

Beobachtungen pro Jahr aufweisen. Statt der ursprünglichen 96 Raumordnungsregionen verbleiben 

somit 92 Regionen für die vorliegende Analyse.11 Erwartungsgemäß sind ostdeutsche Regionen mehr 

11 Die vier fehlenden Raumordnungsregionen sind Schleswig-Holstein Ost, Lüneburg, Siegen und Prignitz-Oberhavel. 

70 

https://Analyse.11


      
 

 

           

           

           

              

               

               

  

          
          

         
     

  

 

 

 

             
           

     

     

   

                

           

             

Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

von der Mindestlohneinführung und -erhöhung betroffen als Westdeutschland, mit der geringsten 

Betroffenheit in Süddeutschland. Abbildung 51 (b) zeigt den durchschnittlichen Lohnabstand zur 10-

Euro-Grenze unter den Beschäftigten, die unterhalb dieser Lohngrenze verdienen. Wie bereits 

angemerkt, ist die Varianz des Lohnabstands bedeutend niedriger als die des Anteils der Betroffenen. 

Auch ist die regionale Variation weniger plausibel im Reformkontext. Aus diesem Grund wird allein auf 

den Anteil der Beschäftigten mit Stundenlöhnen unter 10 Euro als Maß für die Eingriffstiefe der 

Mindestlohnreform zugegriffen. 

Abbildung 51 Eingriffstiefe der Mindestlohnreform nach Raumordnungsregionen, gemessen am (a) 
Anteil der mindestlohnberechtigten Beschäftigten mit Stundenlöhnen unter 10 Euro, (b) 
dem durchschnittlichen Lohnabstand zur 10-Euro-Grenze unter diesen Beschäftigten in 
Euro, jeweils in 2014 

(a) Anteil (b) Lohnabstand 

Anmerkung: Die Karte zeigt die Eingriffstiefe der Mindestlohnreform nach Raumordnungsregionen. Für weiß eingefärbte 
Raumordnungsregionen (Schleswig-Holstein Ost, Lüneburg, Siegen und Prignitz-Oberhavel) sind aufgrund der Restriktionen 
zur Mindestfallzahl keine Daten verfügbar. 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

4.4.1 Methodisches Vorgehen 

Um Armut auf der Regionalebene zu messen, werden die Informationen aus dem SOEP auf Ebene der 

Raumordnungsregionen aggregiert. Als jährliches, regionales Armutsmaß wird der Anteil der Personen 

innerhalb einer Region, die armutsgefährdet sind, betrachtet. Die Betroffenheit einer Region durch die 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Mindestlohnreform wird auf zwei verschiedene Weisen gemessen. Zum einen wird der Anteil der 

anspruchsberechtigten Beschäftigten, die einen Lohn unter 10 Euro im Jahr 2014 bzw. 2013 in der 

jeweiligen Region verdient haben, an allen anspruchsberechtigten Beschäftigten in dieser Region 

betrachtet. Anhand dieser Querschnittsdaten auf Personenebene werden Merkmale für 

Mindestlohnbetroffenheit, Armutsrisiko usw. durch Aggregation innerhalb der 

Raumordnungsregionen ausgerechnet, sodass es Paneldaten auf regionaler Ebene entstehen. Dieses 

Maß ist stetig und lässt so auch eine abstufende Messung der Betroffenheit der Regionen zu. Für eine 

vereinfachte Interpretation des jeweiligen Koeffizienten wird diese Variable normiert, damit ihr 

Mittelwert gleich eins ist. Ein geschätzter Koeffizient gibt also direkt an, um wieviel das betrachtete 

Armutsmaß sich im Vergleich zum Referenzjahr verändert, wenn man eine Region mit Eingriffstiefe 

null mit einer Region mittlerer Eingriffstiefe vergleicht. In einer alternativen Analyse wird lediglich 

zwischen Regionen mit einem Anteil an anspruchsberechtigten Beschäftigten mit Stundenlohn unter 

10 Euro oberhalb beziehungsweise unterhalb des Medians im Jahr 2014 bzw. 2013 zur Unterscheidung 

zwischen einer Treatment- und einer Kontrollgruppe herangezogen (hohe versus niedrige 

Betroffenheit). Hier vergleicht ein geschätzter Koeffizient demnach diese beiden Typen von Regionen. 

Formal wird folgendes Regressionsmodell geschätzt, das einem sogenannten Differenz-in-Differenzen-

Ansatz mit jährlich variierenden Effekten entspricht: 

𝟐𝟎𝟏𝟖 𝒚𝒓,𝒕 = 𝜶 + ∑ [𝜹𝒔𝑫𝒔𝑩𝒊𝒕𝒆𝒓+𝜸𝒔𝑫𝒔] + 𝝀𝑿𝒓,𝒕 + 𝝑𝒓 + 𝝐𝒓,𝒕 [2] 𝒔 𝟐𝟎𝟏𝟏 

Hierbei bezeichnet der Index r die Raumordnungsregion (ROR) und Index t steht für das Jahr. Die 

abhängige Variable ist der Anteil der armutsgefährdeten Personen in Region r zum Zeitpunkt t (𝑦 , ). 

𝐷  bezeichnet Jahresindikatoren, wohingegen 𝐵𝑖𝑡𝑒  die Betroffenheit einer Region von der 

Mindestlohnreform misst (siehe oben). Der interessierende Effekt im Zeitverlauf (𝛿 ) wird daher über 

die Interaktion der Zeiteffekte mit der Betroffenheit geschätzt. Neben Zeiteffekten (𝐷 ) und 

zeitunabhängigen Regionseffekten (𝜗 ) wird auch für zeit- und regionenabhängige Kontrollvariablen 

(𝑋 , ) kontrolliert (Arbeitslosenquote aus t-2, Anzahl an Arbeitslosen aus t-2, Pro-Kopf-BIP aus t-2). Die 

robusten Standardfehler werden auf der ROR-Ebene geclustert. Die Regionen werden für die 

Regression anhand ihrer durchschnittlichen jährlichen Beobachtungszahl gewichtet. 

Die obige Schätzgleichung [2] erlaubt es, jahresspezifische Reformeffekte zu schätzen. Außerdem 

erlaubt eine Betrachtung der Interaktionseffekte für die Vor-Reform-Jahre eine Analyse der „Common-

Trends“-Annahme. Diese Annahme ist zentral für eine Differenz-in-Differenzen-Schätzung und besagt, 

dass die Zeitverläufe zwischen Treatment und Kontrollgruppen vor der Reform parallel sein müssen. 

Ist diese Annahme nicht erfüllt, kann ein Differenz-in-Differenzen-Ansatz keine validen kausalen 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Ergebnisse liefern. Außerdem sollte es auch hier auf das potentielle Endogenitätsproblem hingewiesen 

werden, das aus der eingeschränkten Vergleichbarkeit der Regionen mit unterschiedlicher 

Betroffenheit durch die Mindestlohnreform stammt. Neben der jahresspezifischen Schätzung der 

Reformeffekte wird außerdem eine vereinfachte Form obiger Gleichung geschätzt, bei der lediglich 

zwischen dem Vor- und Nach-Reform-Zeitraum unterschieden wird. Da in dieser einfachen Form der 

Differenz-in-Differenzen-Schätzung auf jahresspezifische Effekte verzichtet wird, bietet sie sich 

insbesondere bei kleinen Stichproben an. 

Abbildung 52 zeigt die regionale Verteilung der Armutsgefährdung in den in der Regionalanalyse 

verwendeten Regionen im Jahr 2014. Tendenziell befinden sich weniger armutsgefährdete Haushalte 

in Süddeutschland, wobei Regionen mit höherer Armutsgefährdung sowohl in Ost- als auch in 

Westdeutschland zu beobachten sind 

Abbildung 52 Armutsgefährdung nach Raumordnungsregionen 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

4.4.2 Analyse der Trends 

Die Entwicklung der Armutsrisikoquote in den Regionen mit niedriger und hoher Betroffenheit durch 

die Mindestlohnreform im Jahr 2014 wird in Abbildung 53 gezeigt. In der Gruppe mit hoher (niedriger) 

Betroffenheit befinden sich 50 Regionen (42 Regionen).12 Erwartungsgemäß verläuft die 

Armutsrisikoquote in Regionen mit hoher Betroffenheit auf einem höheren Niveau. Die höchste 

Armutsrisikoquote ist im Jahr 2014 zu beobachten und beträgt 14 Prozent in den Regionen mit hoher 

Betroffenheit. Charakteristisch ist der Zeitverlauf der Armutsrisikoquote in diesen Regionen – steigend 

bis 2014 und stabil ab dem Jahr 2015. In den Regionen mit niedriger Betroffenheit verläuft die 

Armutsrisikoquote tendenziell leicht steigend von 2011 bis 2018. 

Abbildung 53 Entwicklung des Armutsrisikos in Regionen mit hoher und 
niedriger Betroffenheit der Mindestlohnreform (in 2014) 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

12 Die ungleiche Verteilung der Regionen zwischen zwei Gruppen liegt an der Anzahl der Regionen mit in etwa ähnlicher 
mittlerer Betroffenheit, die alle zusammen zur Gruppe „hoher Bite“ gezählt werden. Der Schwellenwert liegt bei 25 Prozent 
in 2014. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Der Verlauf der Armutsrisikoquote hängt insbesondere auch von der Dynamik der empirisch 

beobachteten Armutsschwelle ab (Abbildung 11 (b)). Um die Trends der Armutsschwelle 

herauszurechnen, wird die Armutsrisikoquote unter Verwendung einer festen und einer lediglich mit 

der Inflation fortgeschriebenen Armutsschwelle berechnet. Abbildung 54 zeigt die regionalen Verläufe 

der Armutsrisikoquoten basierend (a) auf der fortgeschriebenen Armutsschwelle aus dem Jahr 2010 

beziehungsweise basierend auf (b) der mit der Inflation fortgeschriebenen Armutsschwelle aus dem 

Jahr 2010. Erwartungsgemäß zeigen beide Abbildungen, dass die Armutsrisikoquote sowohl in stark 

als auch in weniger betroffenen Regionen nach der Einführung des Mindestlohns im Jahr 2015 sinkt. 

Besonders stark ist dies bei den Ergebnissen basierend auf der inflationsbereinigten 

Armutsrisikoschwelle 2010. 

Abbildung 54 Entwicklung der Armutsrisikoquote in den Regionen mit niedriger und hoher 
Betroffenheit durch die Mindestlohnreform 

(a) basierend auf der Armutsrisikoschwelle 2010 (b) basierend auf der inflationsbereinigten 
Armutsrisikoschwelle 2010 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Für die weitere Kausalanalyse nach dem Differenz-in-Differenzen-Ansatz müssen Abbildung 53 sowie 

Abbildung 54 auf den sogenannten „Common Trend“ untersucht werden, d.h. auf den parallelen 

Verlauf der Armutsrisikoquoten vor der Reformeinführung in den Regionen mit hoher und niedriger 

Betroffenheit gibt. Die Annahme des gemeinsamen Trends ist für eine kausale Interpretation der 

Regressionsergebnisse unerlässlich. Insgesamt ist die Annahme der parallelen Trends nicht optimal 

erfüllt, insbesondere durch das erhöhte Niveau der Armutsrisikoquote im Jahr 2014 in den stark 

betroffenen Regionen. Dies ist vermutlich auf die Tatsache zurückzuführen, dass die Betroffenheit 

durch die Reform 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

in diesem Jahr gemessen wird, weswegen das Kriterium für die Einsortierung in die Treatment-Gruppe 

in diesem Jahr am engsten mit dem Armutsrisiko zusammenhängt. Empirisch abschließend kann über 

die parallelen Trends in den zwei regionalen Gruppen erst in der späteren Regressionsanalyse geurteilt 

werden, in denen zusätzlich die Variablen kontrolliert werden, die den unterschiedlichen Verlauf der 

Armutsrisikoquoten in den zwei regionalen Gruppen erklären können, unter Berücksichtigung der 

statistischen Signifikanz der Koeffizienten im Rahmen von Konfidenzintervallen. 

4.4.3 Ergebnisse 

Armutsrisiko 

Abbildung 55 zeigt den Vergleich unterschiedlicher Spezifikationen der Gleichung [2]. Das linke Bild 

zeigt den jährlichen Treatment-Effekt (gemessen als Interaktion des Betroffenheitsmaßes und der 

jeweiligen Jahresindikatoren) für das binäre Maß der Betroffenheit, das nur zwischen den Regionen 

mit hoher und niedriger Betroffenheit unterscheidet. Die orangefarbenen Balken zeigen die Ergebnisse 

basierend auf der Betroffenheitsmessung im Jahr 2014, wie in der vorigen Schätzung auf der 

Personenebene. Zum Vergleich zeigen die grünen Balken die Ergebnisse basierend auf der 

Betroffenheitsmessung im Jahr 2013, weil diese in der empirischen Literatur zur Einführung des 

Mindestlohns in Deutschland auch Verwendung findet. Das rechte Bild stellt die Ergebnisse mit dem 

stetig gemessenen Betroffenheitsmaß aus den Jahren 2014 und 2013 vor. Der Vergleich der Bilder 

zeigt, dass die binäre Messung der Betroffenheit (2014) zu parallelen Trends vor 2015 führt. Für die 

Messung basierend auf dem Betroffenheitsmaß 2013 wird die Annahme des gemeinsamen Trends in 

den Jahren vor der Reform verletzt. Aus diesen Gründen wird das binäre Betroffenheitsmaß basierend 

auf dem Jahr 2014 im Folgenden bevorzugt. Insgesamt deuten alle vier Spezifikationen darauf hin, dass 

der Effekt der Mindestlohneinführung auf die Armutsrisikoquote auf der regionalen Ebene nicht 

signifikant ist. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 55 Kausaler Effekt auf die Armutsrisikoquote in diversen Spezifikationen 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Abbildung 56 thematisiert die Problematik der Veränderung der Armutsschwelle mit der Einführung 

des Mindestlohns und benutzt (a) die Armutsschwelle 2010 bzw. (b) die Armutsschwelle 2010 

korrigiert um die Inflation zur Berechnung der Armutsrisikoquote. Die meisten Spezifikationen (bis auf 

solche basierend auf dem kontinuierlichen Bite 2013) deuten darauf hin, dass es einen leicht 

negativen, aber insignifikanten Effekt der Mindestlohneinführung auf regionale Armutsrisikoquoten 

gibt. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 56 Kausaler Effekt auf die Armutsrisikoquoten mit alternativen Messungen der 
Armutsschwelle 

(a) basierend auf der Armutsschwelle 2010 (b) basierend auf der inflationsbereinigten 
Armutsschwelle 2010 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Tabelle 3 präsentiert den gepoolten Effekt für den Zeitraum ab 2015 im Vergleich zu dem Zeitraum vor 

der Reform basierend auf drei Berechnungen der Armutsschwellen und vier unterschiedlichen 

Varianten des Betroffenheitsmaßes. Die gepoolte Schätzung ermöglicht es, die Freiheitsgrade der 

Regression und somit die Präzision der Schätzung zu erhöhen. In allen geschätzten Varianten fällt der 

Effekt der Mindestlohneinführung auf regionale Armutsrisikoquoten insignifikant aus. Der Koeffizient 

ist in den meisten Spezifikationen leicht negativ. 

Tabelle 3 Kausale Effekte auf Armutsschwelle – gepoolt vor/nach 2015 und nach verschiedenen 
Berechnungen der Armutsschwelle 

Effekt der Mindestlohneinführung auf die 
Armutsrisikoquote 

Empirisch beobachteten 
Armutsschwelle 

Armutsschwelle 
2010 

Armutsschwelle 2010, 
inflationsbereinigt 

Region über dem Medianbite 2014 x nach der 
Reform 

-0.000628 
(0.00489) 

-0.00607 
(0.00434) 

-0.00694 
(0.00457) 

Stetiger normierter Bite 2014 x nach der 
Reform 

0.00390 
(0.00906) 

-0.00777 
(0.00843) 

-0.00706 
(0.00871) 

Region über dem Medianbite 2013 x nach der 
Reform 

-0.00115 
(0.00513) 

-0.00513 
(0.00466) 

-0.00512 
(0.00491) 

Stetiger normierter Bite 2013 x nach der 
Reform 

-0.00372 
(0.00756) 

-0.0105 
(0.00679) 

-0.0118 
(0.00764) 

Anmerkungen: Jede Zelle in der Tabelle bezieht sich auf den geschätzten Treatment-Effekt aus diversen Regressionsspezifikationen. Zum 
einen wird in den Spalten zwischen drei Berechnungen der Armutsschwellen unterschieden – empirisch beobachtete Armutsschwelle, die 
Armutsschwelle aus dem Jahr 2010 und die inflationsfortgeschriebene Armutsschwelle 2010. Zum anderen differenzieren die Zeilen nach 
dem Betroffenheitsmaß – ob binär (unter/über dem Medianwert) oder stetig, und auf 2013 oder 2014 bezogen. Alle Regressionen basieren 
auf 92 Regionen in 2011-2018 und beinhalten Indikatoren für Jahre und Regionen, sowie zeit- und regionenabhängige Kontrollvariablen 
(Arbeitslosenquote aus t-2, Anzahl an Arbeitslosen aus t-2, Pro-Kopf-BIP aus t-2). 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Armutslücke 

Abbildung 57 zeigt den jährlichen kausalen Effekt auf die Armutslücke mit dem binären (links) und 

stetigen (rechts) Betroffenheitsmaß. Der Vergleich der Vor-Reform-Trends bei den 

Betroffenheitsmaßen lässt die Ergebnisse mit dem Bite 2014 (orangefarbenen Balken) valide 

erscheinen. Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass sich die Armutslücke, d.h. der Abstand zwischen 

der Armutsschwelle und dem äquivalenzgewichteten Haushaltseinkommen, mit der Einführung des 

Mindestlohns insignifikant leicht vergrößert. 

Analog zu den Ergebnissen zur Armutsrisikoquote können auch für die Armutslücke alternative 

Berechnungsmethoden basierend auf der Fortschreibung der Armutsschwelle 2010 herangezogen 

werden (Abbildung 58). Sowohl bei den Berechnungen mit der Armutsschwelle 2010, als auch mit der 

inflationskorrigierten Armutsschwelle 2010, wird keine nennenswerte Veränderung in der Entwicklung 

der Armutslücke festgestellt. Das bedeutet, dass auch dieses Merkmal der Armut bei der Schätzung 

auf der regionalen Ebene keine auf den Mindestlohn zurückzuführende Reaktion zeigt. 

Abbildung 57 Kausaler Effekt auf die Armutslücke in diversen Spezifikationen 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 58 Kausaler Effekt auf die Armutslücke mit alternativen Messungen der Armutsschwelle 

(a) basierend auf der Armutsschwelle 2010 (b) basierend auf der inflationsbereinigten 
Armutsschwelle 2010 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

4.5 Weitere Armutsmerkmale 

4.5.1 Personenebene 

Öffentliche Transferleistungen 

Ergänzend zur relativen Armutsgefährdung wird in diesem Abschnitt der Bezug verschiedener 

Transferleistungen betrachtet. Dabei werden der allgemeine, aggregierte Transferbezug im Haushalt 

sowie gezielt der Bezug von ALG II sowie Wohngeld analysiert. Darauf folgt die Analyse der 

Deprivationsmaße. Auch auf der Individualebene werden ergänzend zum Armutsrisiko öffentliche 

Transferleistungen betrachtet. Aus Platzgründen werden nur Ergebnisse gezeigt, die auf der Einteilung 

in die Treatment- und Kontroll-Gruppen mit Hilfe des individuellen Stundenlohns 2014 basieren, weil 

sie im Vergleich zu den alternativen Schätzungen (durchschnittlicher Stundenlohn 2011-2014 bzw. 

Betroffenheit des Wohnorts durch die Mindestlohnreform) höher ausfallen. Verwendet man das 

Treatment 2014, sind die Vor-Reform-Effekte auf die äquivalenzgewichtete Transfersumme in 

Haushalten der Personen aus der Treatment-Gruppe in einzelnen Fällen signifikant beziehungsweise 

nur knapp insignifikant (Abbildung 59). Dementsprechend sollte eine kausale Interpretation der 

Reformeffekte nur sehr eingeschränkt erfolgen. Die erhebliche Größenordnung der signifikanten Nach-

Reform-Effekte bis zu rund 400 Euro pro Jahr kann daher nicht uneingeschränkt auf die 

Mindestlohneinführung zurückgeführt werden. 

80 



      
 

 

     

 
     

 

      

 

     

 

Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 59 Schätzergebnisse Transfer-Bezug (Personenebene) 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Abbildung 60 Schätzergebnisse ALG II-Bezug (Personenebene) 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Die geschätzten Reform-Effekte auf ALG II-Bezug fallen mit einer Größenordnung bis etwa -4 

Prozentpunkte im Vergleich zur Vor-Reform-ALG II-Rate sehr groß aus (Abbildung 60). Hier treten 

jedoch auch signifikante Vor-Reform-Effekte auf, die darauf hindeuten, dass auch hier der geschätzte 

Zusammenhang nicht rein kausal mit der Mindestlohneinführung zusammenhängt. 

Die Analyse des äquivalenzgewichteten, jährlichen ALG II-Betrags (für BezieherInnen) zeigt kurzfristige 

signifikante Effekte im Befragungsjahr 2016 in Höhe von knapp -1000 Euro (Abbildung 61). Neben den 

grundsätzlichen Zweifeln einer kausalen Interpretierbarkeit kommt hier die sehr kleine 

Stichprobengröße hinzu, die die Schätzung insgesamt auf nur wenige Beobachtungen stützt. Da die 

Konfidenzintervalle sehr groß sind, sind auch wesentlich kleinere Effekte statistisch nicht 

auszuschließen. 

Abbildung 61 Schätzergebnisse ALG II-Bezugssumme (Personenebene) 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 62 Schätzergebnisse Wohngeld-Bezug (Personenebene) 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Beim Wohngeld-Bezug zeigt sich ein schwach signifikanter Effekt im Befragungsjahr 2017 auf die 

Armutsrisiken (Abbildung 62). Der Punktschätzer ist mit rund -2 Prozentpunkten im Vergleich zur Vor-

Reform-Wohngeldrate erheblich, die großen Konfidenzbänder können jedoch auch wesentlich 

kleinere Effekte nicht ausschließen. 

Die geschätzten Effekte auf den Wohngeldbetrag sind insignifikant (Abbildung 63). Die Aussagekraft 

dieser Schätzung auf Armutsrisiken ist jedoch auch aufgrund der kleinen Stichprobe (Einschränkung 

auf WohngeldbezieherInnen) beschränkt. Insgesamt zeigen die Ergebnisse, dass staatliche 

Bezuschussung der Mieten sich in Folge der Mindestlohneinführung kaum ändert. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 63 Schätzergebnisse Wohngeld-Bezugssumme (Personenebene) 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Deprivation 

Im Folgenden untersuchen wir die kausale Wirkung des Mindestlohns auf die im SOEP vorhandenen 

Deprivationsmaße, um ein erweitertes Bild über die Veränderung der Armutsmerkmale zu zeichnen. 

Als erstes untersuchen wir die Zufriedenheitsmaße – mit dem Leben insgesamt, mit dem 

individuellen und Haushaltseinkommen, mit der Arbeit. Darauf folgt eine Untersuchung der Sorgen 

um die Arbeitsplatzsicherheit und die eigene wirtschaftliche Situation. 

Untersucht man die allgemeine Lebenszufriedenheit (Abbildung 64), werden bei keiner der 

verwendeten Spezifikation signifikante Nach-Reform-Koeffizienten geschätzt. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 64 Schätzergebnisse Lebenszufriedenheit 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Mit der gleichen Spezifikation werden bei der Zufriedenheit mit dem persönlichen Einkommen auch 

signifikante Vor-Reform-Effekte gefunden (Abbildung 65), in einer Größenordnung um 0,2-0,3 

Einheiten auf der Zufriedenheitsskala, die von null bis zehn reicht. Relativ zum Vor-Reform-Mittel der 

Zufriedenheit mit dem persönlichen Einkommen (ca. 5,8) sind diese Effekte eher moderat. 

Bei der Zufriedenheit mit dem Haushaltseinkommen (Abbildung 66) für die Befragungsjahre 2015 bis 

2017 treten signifikante Nach-Reform-Effekte von knapp 0,2 Einheiten auf der Zufriedenheitsskala auf. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 65 Schätzergebnisse Zufriedenheit persönliches Einkommen 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Abbildung 66 Schätzergebnisse Zufriedenheit Einkommen des Haushaltes 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Die Zufriedenheit mit der Arbeit zeigt positive, aber in meisten Fällen insignifikanten Effekte 

(Abbildung 67). 

Abbildung 67 Schätzergebnisse Zufriedenheit mit der Arbeit 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Bei den Angaben zu Sorgen um die Arbeitsplatzsicherheit werden keinerlei signifikante Nach-Reform-

Effekte geschätzt (Abbildung 68). 

Die Sorgen um die wirtschaftliche Situation reagieren nicht signifikant auf die Einführung des 

Mindestlohns (Abbildung 69). 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abbildung 68 Schätzergebnisse Sorgen Arbeitsplatzsicherheit 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Abbildung 69 Schätzergebnisse Sorgen eigene wirtschaftliche Situation 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

4.5.2 Regionalebene 

Öffentliche Transferleistungen 

Um den Effekt der Mindestlohnreform auf Transferleistungen auf der regionalen Ebene zu analysieren, 

werden stets zwei Spezifikationen geschätzt. Eine Spezifikation nutzt die Eingriffstiefe der Reform 

(Anteil der Personen in der Region mit Löhnen unter 10 Euro in 2014 beziehungsweise 2013) in 

kontinuierlicher, normierter Form. Ein geschätzter Koeffizient gibt hierbei an, um wieviel der 

betrachtete Transferbezug sich im Vergleich zum Referenzjahr 2014 verändert, wenn man eine Region 

mit Eingriffstiefe null mit einer Region mittlerer Eingriffstiefe vergleicht. Die andere Spezifikation teilt 

Regionen in zwei Gruppen nach dem (gerundeten) Median der Eingriffstiefe ein. Diese Analyse 

vergleicht Regionen mit einer Eingriffstiefe unterhalb des Medians mit Regionen mit einer Eingriffstiefe 

oberhalb des Medians. 

Der Transferbezug im Haushalt misst die äquivalenzgewichtete Summe aller staatlichen Transfers, die 

im Haushalt im vorangegangenen Jahr bezogen wurden. Die Ergebnisse der Schätzung zeigen, dass der 

Effekt der Mindestlohnreform auf Transferbezug gemessen auf regionaler Ebene weitestgehend 

insignifikant ist (Abbildung 70). Auch die Vor-Reform-Effekte sind in den allermeisten Fällen nicht 

signifikant von null zu unterscheiden. Lediglich bei Verwendung der Eingriffstiefe aus dem Jahr 2013 

werden die Effekte für die Befragungsjahre 2012 (kontinuierlicher Bite) und 2017 (Dummy) ganz knapp 

signifikant. 

Abbildung 70 Schätzergebnisse Transferbezug (Regionalebene) 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Betrachtet man die Bezugsrate von ALG II, wird bei Verwendung der kontinuierlichen Eingriffstiefe ein 

signifikanter Effekt im Vor-Reform-Jahr 2013 geschätzt (Abbildung 71, rechts). Dieser Effekt deutet 

darauf hin, dass im vorliegenden Fall die sogenannte Common-Trend-Annahme verletzt ist. Dieses Vor-

Reform-Muster ist in abgeschwächter und nicht signifikanter Form auch bei Verwendung des diskreten 

Maßes der Eingriffstiefe zu beobachten (links). Aufgrund dessen sind die (meist insignifikanten) Nach-

Reform-Effekte mit Vorsicht und insbesondere nicht kausal zu interpretieren.13 

Abbildung 71 Schätzergebnisse ALG II-Bezugsrate (Regionalebene) 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

Beim Wohngeld-Bezug (Abbildung 72) liegen keine signifikanten Vor-Reform-Effekte vor, die direkt auf 

eine Verletzung der Common-Trends hindeuten. Die Effekte für die Jahre 2011 bis 2013 sind allesamt 

insignifikant und die Koeffizienten klein. Nach der Einführung des Mindestlohns deutet sich in 

Regionen mit besonders vielen (Anteil größer als der Median) Personen mit einem Stundenlohn unter 

10 Euro vor 2015 ein Rückgang des Wohngeldbezugs um etwa einen Prozentpunkt an (links). Eine 

Region mit einer mittleren Eingriffstiefe hat infolge der Mindestlohneinführung eine etwa zwei 

Prozentpunkte niedrigere Wohngeldbezugsrate als eine Region mit einer Eingriffstiefe von null 

13 Aufgrund der geringen Fallzahlen pro Region wird in der Regionalanalyse von einer Analyse der ALG II-Beträge für ALG II-
BezieherInnen und der Wohngeld-Beträge für Wohngeld-BezieherInnen abgesehen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

(rechts). Für spätere Jahre werden die Effekte tendenziell insignifikant. Im Vergleich zu einer 

durchschnittlichen Wohngeldbezugsrate in den Regionen vor der Reform (zwischen 2011 und 2014) 

von drei Prozent erscheinen die geschätzten Effekte zunächst erheblich. Allerdings sind die 

Konfidenzintervalle sehr breit, sodass auch sehr kleine Effekte im statistisch wahrscheinlichen Bereich 

liegen. Die geschätzten Effekte sind dementsprechend auch nur knapp signifikant und deshalb 

zurückhaltend zu interpretieren. 

Abbildung 72 Schätzergebnisse Wohngeld-Bezugsrate (Regionalebene) 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 

4.6 Zwischenfazit Kausalanalyse 

 Der kausale Effekt der Mindestlohnreform auf diverse Armutsmerkmale wird untersucht mit Hilfe 

des Vergleichs über die Zeit (vor und nach der Reform) und über die Eingriffstiefe. Die Eingriffstiefe 

wird zum einen auf der individuellen Ebene - unter Personen mit Stundenlöhnen unter 10 Euro 

verglichen mit dem höheren Lohnabschnitt - gemessen, oder auch zwischen Regionen mit hoher 

und niedriger Betroffenheit im Jahr 2014. 

 Auf der individuellen Ebene wird die Betroffenheit durch die Mindestlohnreform gemessen a) durch 

individuelle Stundenlöhne 2014, b) durch durchschnittliche individuelle Stundenlöhne 2011-2014, 

c) durch durchschnittliche Betroffenheit des Wohnorts. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

 Bei Einteilung der Personen in Treatment- und Kontroll-Gruppen, basierend auf ihrem individuellen 

Stundenlohn, beträgt der gemessene Effekt des Mindestlohns auf das Armutsrisiko bis zu minus 5 

Prozentpunkte. Basierend auf der Einteilung nach Wohnort werden keine signifikanten Effekte 

festgestellt. Dieses Ergebnis ist mit Vorsicht als kausal zu interpretieren, denn empirische 

Untersuchungen des Zusammenhangs zwischen Mindestlohn und Armut werden durch Probleme 

der Endogenität und der Rückkehr zum Mittelwert erschwert. Die Treatment- und die Kontroll-

Gruppen sind auch mit Rücksicht auf mehrere Kontrollvariablen sehr eingeschränkt vergleichbar. 

 Die Placebo- und Robustheitschecks bestätigen die Robustheit der Ergebnisse und verdeutlichen, 

dass etwa die Hälfte des geschätzten Effekts von Mindestlohn auf Armutsrisiko auf Individualebene 

auch in Abwesenheit der Reform realisiert wäre. 

 Heterogenitätsanalysen zeigen, dass Paare mit und ohne Kinder, Beschäftigte mit sekundärer oder 

tertiärer Bildung, deutsche Staatsbürger, junge Beschäftigte und Ostdeutsche ihr Armutsrisiko seit 

Einführung des Mindestlohns deutlich reduzieren konnten. Diese Ergebnisse können ebenfalls nur 

mit Vorsicht kausal interpretiert werden, denn die auf der Personenebene feststellbare Senkung 

des Bezugs von Transferleistungen, ALG II und Wohngeld ist ebenfalls vor dem Hintergrund der 

bestehenden Endogenität und Rückkehr zum Mittelwert zu bewerten. 

 Unter den Deprivationsmaßen sind moderate Verbesserungen in der Zufriedenheit mit dem 

persönlichen Einkommen und dem Einkommen des Haushaltes festzustellen. Andere 

Deprivationsmaße verändern sich durch die Einführung des Mindestlohns nicht. 

 In Regionen mit hoher Betroffenheit durch die Mindestlohnreform liegt auch die Armutsrisikoquote 

auf einem höheren Niveau. Im Zeitverlauf vor der Reform weisen Armutsrisikoquoten auch nur 

eingeschränkt einen parallelen Trend auf, was auf die eingeschränkte Vergleichbarkeit dieser 

Regionen hindeutet. 

 In der multivariaten Regressionsschätzung auf der regionalen Ebene wird kein statistisch 

signifikanter Zusammenhang zwischen Mindestlohneinführung und Armutsrisiko bzw. der 

Armutslücke festgestellt. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

5 Auswirkung von unterschiedlichen Höhen des Mindestlohns auf 
Armut 

Um die Auswirkungen von unterschiedlichen Höhen des Mindestlohns zu untersuchen, verwenden wir 

das Steuer- und Transfer-Mikrosimulationsmodell (STSM). Dieses Modell wurde bereits in der 

Vergangenheit wiederholt zu Verteilungsanalysen im Zusammenhang mit dem Mindestlohn genutzt 

(vgl. Müller und Steiner, 2009; 2013 und Backhaus und Müller 2020). 

5.1 Methode: Mikrosimulation 

Das STSM ist ein umfassendes Mikrosimulationsmodell zur empirischen Wirkungsanalyse von 

Einkommensteuer, Sozialabgaben und monetären Sozialtransfers auf die wirtschaftliche Situation und 

die Erwerbstätigkeit privater Haushalte.14 Datengrundlage für die vorliegende Studie ist die letzte 

Welle des SOEP, die im Jahr 2018 erhoben wurde (Distribution v35).15 Das SOEP erfasst die 

Einkommensverhältnisse der privaten Haushalte detailliert nach den verschiedenen Komponenten der 

Erwerbs- und Vermögenseinkommen sowie der Transfereinkommen (Renten und Pensionen, 

Einkommensersatzleistungen, Grundsicherung etc.). Neben den laufenden monatlichen Einkommen 

werden auch die gesamten Einkommen des Vorjahres erfasst. 

Das STSM enthält komplexe Simulationsmodule zu Einkommensteuer und Solidaritätszuschlag, zu den 

Sozialversicherungsbeiträgen sowie zu den wesentlichen bedürftigkeitsgeprüften Sozialtransfers 

(Grundsicherung, Kinderzuschlag, Wohngeld, Kindergeld, Elterngeld). Auf Grundlage der detaillierten 

Informationen zu den Einkommensarten und zur Haushaltszusammensetzung können 

Einkommensteuer und Sozialbeiträge sowie die Sozialleistungen in den meisten Fällen sehr 

realitätsnah simuliert werden. Für die Einkommensteuer werden die steuerpflichtigen Einkommen 

ermittelt, ebenso die wesentlichen Abzüge (Werbungskosten, Sonderausgaben, Kinderfreibetrag). Für 

verheiratete Paare wird eine gemeinsame Veranlagung mit Ehegattensplitting zugrunde gelegt. Ferner 

können die Sozialbeiträge sowie die bedürftigkeitsgeprüften Sozialtransfers auf Grundlage der 

Informationen zu Einkommen und Haushaltszusammenhang zuverlässig berechnet werden, bei 

Letzteren wird eine volle Inanspruchnahme angenommen. Durch die volle Inanspruchnahme wird der 

14 Für eine detaillierte Dokumentation siehe Steiner et al. (2012). 

15 Für eine Veranschaulichung der Datengrundlage siehe Grafik 1 im Anhang. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Betrag der Sozialtransfers höchstwahrscheinlich überschätzt. Auf dieser Grundlage wird das 

verfügbare Haushaltsnettoeinkommen ermittelt. 

Die relevanten Einkommensinformationen und Ausgabenpositionen (für Werbungskosten, 

Sonderausgaben etc.) werden auf das Jahr 2021 fortgeschrieben. Dabei verwenden wir zudem 

Informationen zu den Einkommensaggregaten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) 

sowie aktuelle Prognosen. Die Sondereffekte der Corona-Krise bei Kurzarbeit, Arbeitslosigkeit sowie 

bei Selbständigen und Vermögenseinkommen werden vernachlässigt, indem die Vorjahreswerte 2019 

auf 2021 fortgeschrieben werden. Auf eine Strukturfortschreibung der Haushalte nach 

demographischen und sozioökonomischen Merkmalen wird angesichts der relativ aktuellen Daten aus 

dem Jahr 2018 verzichtet. Für die Simulationen zu Einkommensteuer, Sozialbeiträgen und 

Sozialleistungen legen wir den aktuellen Rechtsstand des Jahres 2021 zugrunde. Bei den Simulationen 

werden zunächst keine Verhaltensanpassungen der Steuerpflichtigen berücksichtigt. 

Erfahrungsgemäß liefert das STSM für Reformen von Einkommensteuer oder Sozialbeiträgen sowie für 

Reformen der Sozialleistungen verlässliche Ergebnisse, sofern die obersten Perzentile der 

Einkommensverteilung davon nicht besonders betroffen sind. Auch der Niedriglohnsektor sollte in der 

Datengrundlage repräsentativ abgebildet sein. 

Mit dem STSM werden die verfügbaren Haushaltseinkommen simuliert, die neben der Haushaltsgröße 

und -zusammensetzung den Zusammenhang unterschiedlicher Lohnniveaus und Lohneinkommen mit 

dem deutschen Steuer- und Transfersystem auf der Mikroebene abbilden. Um Einkommens- und 

Verteilungsmaße nicht nur für die tatsächlich beobachteten Stundenlöhne (und Arbeitsstunden) vor 

und nach der Einführung des Mindestlohnes (bzw. nach Anpassungen des Mindestlohnes) zu 

vergleichen, sondern ebenfalls eine konsistente Vergleichsgröße für kontrafaktische Szenarien mit 

hypothetischen Mindestlohnniveaus und entsprechend angepassten Stundenlöhnen zu bekommen, 

werden in diesem Teil der Analyse die im STSM simulierten verfügbaren Einkommen verglichen. 

Wir simulieren das verfügbare Haushaltseinkommen auf der Grundlage von Stundenlöhnen, den 

vertraglichen (tatsächlichen) Arbeitsstunden sowie anderen Einkommensarten aller 

Haushaltsmitglieder. Dazu nutzen wir die Lohnangaben für den Vormonat und rechnen diese auf das 

gesamte Jahr hoch. Zusatzleistungen wie ein Urlaubs- oder Weihnachtsgeld oder ein 13. und 14. 

Monatsgehalt vernachlässigen wir, diese spielen bei den Geringverdienenden nur eine geringe Rolle.16 

16 Im Sample erhielten nur 2,85 Prozent der Beschäftigten mit einem Stundenlohn unter 12 Euro ein 13. Monatsgehalt und 
0,2 Prozent ein 14. Monatsgehalt. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Weitere Lohnveränderungen im Verlauf des Jahres wie etwa Lohnerhöhungen werden vernachlässigt, 

diese sollten aber keinen systematischen Einfluss auf die Simulationsergebnisse haben. Um die 

zeitliche Konsistenz mit den übrigen laufenden Einkommen der Haushalte zu wahren, verwenden wir 

auch für die Einkommen von Selbstständigen, die Alterseinkünfte sowie für die 

Einkommensersatzleistungen die Informationen des Vormonats, die entsprechend auf das 

Jahresniveau hochgerechnet werden. Die bedürftigkeitsgeprüften Sozialtransfers werden vom 

Simulationsmodell berechnet, wobei eine volle Inanspruchnahme angenommen wird. 

Mit diesem Simulationsmodell können die Wirkungen veränderter Stundenlöhne auf die 

Nettohaushaltseinkommen simuliert werden. Dazu variieren wir die Stundelöhne entsprechend den 

Szenarien zum höheren Mindestlohn. Zusätzlich müssen Annahmen über die Einhaltung der 

Mindestlohnregelungen (Compliance) getroffen werden. Die veröffentlichten Studien zu den 

Lohneffekten legen nahe, dass Non-Compliance eine Rolle in den Jahren nach der 

Mindestlohneinführung gespielt hat (Mindestlohnkommission 2020, S. 71). Im Rahmen der Simulation 

können unterschiedliche Non-Compliance-Raten abgebildet werden. Bei Erhöhung des Mindestlohns 

können die Befolgungsraten konstant gehalten oder variiert werden. Ähnliche Annahmen können im 

Rahmen der Simulationsanalysen zu Spillover-Effekten in höhere Bereiche der Lohnverteilung 

getroffen werden. Allerdings ist die empirische Evidenz zu diesen Spillover-Effekten nicht eindeutig. 

Daher nehmen wir in dem Basisszenario zunächst vollständige Einhaltung (Full-Compliance) und keine 

Spillover-Effekte an. In dem Basisszenario wird auch angenommen, dass es keine 

Beschäftigungseffekte oder Veränderung der Erwerbstätigkeit, wie z.B. ein höheres Arbeitsangebot 

gibt. 

In weiteren Szenarien (Kapitel 5.4) untersuchen wir, wie sich die Ergebnisse verändern, wenn mögliche 

Spillover-Effekte greifen, wenn sich die Compliance-Raten verändern (geringere Compliance), und 

wenn es zu möglichen Beschäftigungseffekten durch die Mindestlohnerhöhung kommt. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Auf Basis der simulierten verfügbaren Haushaltsnettoeinkommen können die oben skizzierten 

Verteilungs- und Armutsanalysen für unterschiedliche Mindestlohnhöhen durchgeführt werden. Die 

Ergebnisse werden im Folgenden nach Dezilen des äquivalenzgewichteten Nettoeinkommens der 

Haushalte dargestellt. Um die Einkommenssituation von Haushalten unterschiedlicher Größe und 

Zusammensetzung vergleichbar zu machen, wird für die Haushaltsmitglieder ein bedarfsgewichtetes 

Pro-Kopf-Nettoeinkommen (Äquivalenzeinkommen) nach der international üblichen Bedarfsskala 

(„neue OECD-Skala“) ermittelt.17 Anschließend wird die Bevölkerung nach der Höhe dieses 

Einkommens in zehn gleich große Gruppen geordnet (Dezile). Als Haushaltstypen unterscheiden wir 

Singles und Alleinerziehende, Paare ohne Kinder, Paare mit einem Kind, Paare mit mindestens zwei 

Kindern sowie sonstige Haushalte (z.B. Wohngemeinschaften). Zusätzlich unterscheiden wir nach dem 

Migrationshintergrund (im Ausland geborene Personen oder Kinder von im Ausland geborenen 

Personen) sowie nach in den letzten Jahren Geflüchteten. Ferner werden Angaben zu den Haushalten 

mit Bezug von Grundsicherungsleistungen einschließlich von Wohngeld und Kinderzuschlag gemacht.18 

Die regionalen Verteilungswirkungen werden nach West- und Ostdeutschland inklusive Berlin 

unterschieden. 

5.2 Ergebnisse: Referenzszenario Status Quo 

Im Folgenden betrachten wir zunächst die Bevölkerungsstruktur, Anzahl der ArbeitnehmerInnen sowie 

die Verteilung der Bruttolöhne und der Haushaltsnettoeinkommen im Status Quo, also zum Stand 2021 

ohne die Effekte der Corona-Krise. Dargestellt wird die Modelldatengrundlage, mit der die 

Simulationen zum Mindestlohn durchgeführt werden. Die Reformszenarien werden relativ zu diesen 

Werten evaluiert. 

Die Ergebnisse des Status Quo sind in Tabelle 4 und Tabelle 5 abgebildet. Das Modell bildet die 

Bevölkerung im Aggregat und in der Struktur recht gut ab. Die Zahl der ArbeitnehmerInnen ist 

vergleichbar mit den sozialversicherungspflichtigen Arbeitnehmern aus den gesamtwirtschaftlichen 

Statistiken. Ausländische SaisonarbeitnehmerInnen sind dabei nicht oder nur anteilig erfasst. 

17 Dabei erhält der Haushaltsvorstand ein Bedarfsgewicht von 1, weitere erwachsene Personen im Haushalt und Kinder ab 
14 Jahren ein Gewicht von 0,5 sowie Kinder unter 14 Jahren ein Gewicht von 0,3. Damit werden Bedarfsunterschiede 
zwischen Erwachsenen, Jugendlichen und Kindern sowie Vorteile der gemeinsamen Haushaltswirtschaft berücksichtigt. Vgl. 
auch den Begriff „Äquivalenzeinkommen“ im DIW Glossar. 

18 Um die Fälle mit geringem Bezug sowie damit verbundene Messfehler bei der Erhebung auszuschließen, wurde für die 
Analyse eine Mindesthöhe des Leistungsbezugs je Haushalt für die Grundsicherung von 100 Euro im Jahr und für das 
Wohngeld von 30 Euro im Jahr festgelegt. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Zusätzlich nehmen wir an, dass es keine ArbeitnehmerInnen mit einem Stundenlohn von unter 5 Euro 

gibt. Da es im SOEP Personen mit geringeren Stundenlöhnen gibt und diese höchstwahrscheinlich auf 

Messfehler zurückzuführen sind, werden diese auf 5 Euro erhöht. Entsprechend ist die 

Bruttolohnsumme etwas niedriger als das vergleichbare Aggregat der VGR. Während die Sozialbeiträge 

gut repräsentiert werden, dürfte die Einkommensteuerbelastung durch die Untererfassung der 

Haushalte mit hohen Einkommen um etwa 10 Prozent zu niedrig ausfallen. Grundsicherung 

einschließlich Wohngeld und Kinderzuschlag sind dagegen gut erfasst, dabei nehmen wir eine volle 

Inanspruchnahme der Leistungen an. Insgesamt sind die Haushalte mit niedrigen und mittleren 

Stundenlöhnen in der Datengrundlage repräsentativ abgebildet, was sich zum einen durch die 

Vergleichbarkeit zu den aggregierten Statistiken zeigt und zum anderen durch simulierte 

Armutsrisikoquoten, die gut zu vergleichbaren Studien am aktuellen Rand passen (siehe unten). 

Tabelle 4 Bevölkerung, Haushalte, ArbeitnehmerInnen und Einkommen im 
Referenzszenario 
nach Einkommensgruppen 

Nach Dezilen 
Haushaltsnetto-

äquivalenz-

einkommen1) 

Haushaltsnetto-

äquivalenzeinkommen1) 

Haushalte 
Arbeit-
nehmer 

Bruttolöhne 

Einkom-
menssteuer 
und Sozial-

beiträge 

Grund-
sicherung, 
Wohngeld, 

Kinder-
zuschlag 

Haushaltsnetto-
einkommen 

Klassen-
durch-
schnitt 

höchstes 
Eink. 

(Perzentil) 
Aggregat 

Durchschn. 
je Haushalt 

Euro je Jahr 1 000 Mio. Euro Euro 

1. Dezil 9 942 12 702 5 093 1 520 15 518 7 113 16 004 64 127 12 591 
2. Dezil 14 499 16 240 4 331 1 909 33 986 12 899 9 863 86 104 19 882 
3. Dezil 17 652 19 264 4 102 2 520 58 583 21 729 2 265 102 708 25 039 
4. Dezil 20 621 22 080 4 277 2 756 72 316 29 072 1 217 123 341 28 840 
5. Dezil 23 393 24 737 3 993 3 323 99 265 39 374 370 136 568 34 200 
6. Dezil 26 374 28 023 3 949 3 822 129 762 50 309 284 152 934 38 723 
7. Dezil 29 930 31 950 3 888 4 285 173 171 66 064 169 173 189 44 541 
8. Dezil 34 485 37 396 3 826 4 711 211 156 84 714 109 198 671 51 925 
9. Dezil 41 317 46 082 3 863 4 952 266 618 111 569 167 238 932 61 859 

10. Dezil 68 020 - 3 854 4 878 405 716 213 734 90 387 868 100 638 

Insgesamt 27 726 - 41 176 34 676 1 466 092 636 577 30 538 1 664 443 40 423 

1) Äquivalenzgewichtet mit der neuen OECD-Skala, bezogen auf die Bevölkerung in Privathaushalten. 
Quelle: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), v35. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Tabelle 5 Bevölkerung, Haushalte, ArbeitnehmerInnen und Einkommen im Referenzszenario 
nach sozialen und regionalen Gruppen 

Gruppen 

Bevöl-
kerung 

Haushalte 
Arbeit-
nehmer 

Bruttolöhne 

Einkom-
menssteuer 
und Sozial-

beiträge 

Grund-
sicherung, 
Wohngeld, 

Kinder-
zuschlag 

Haushaltsnetto-
einkommen 

Aggregat 
Durchschn. 
je Haushalt 

1 000 Mio. Euro Euro 

Haushaltstypen 

Singles 18 104 18 104 7 612 314 111 163 816 10 352 448 788 24 789 
Alleinerziehende 2 691 1 412 1 192 37 035 13 585 2 819 43 708 30 944 
Paare ohne Kinder 21 939 10 854 8 412 371 086 182 083 4 243 506 408 46 657 
Paare m. 1 Kind 14 529 5 214 8 024 331 113 124 908 3 463 300 037 57 543 
Paare m. mind. 2 K. 22 657 5 369 9 157 399 790 146 826 9 595 354 635 66 057 
Sonstige Haushalte 

Grundsicherung
1) 

430 223 280 12 958 5 360 66 10 867 48 747 

Mit Grundsicherung 9 628 4 253 2 346 38 320 11 159 30 538 91 530 21 522 
Ohne Grundsicherung 

Alte-/neue Länder 

70 722 36 923 32 329 1 427 771 625 418 0 1 572 912 42 600 

Alte Länder o. Berlin 64 994 32 661 28 199 1 224 252 538 835 22 178 1 382 275 42 322 
Neue Länder m. Berlin 

Migrations-

hintergrund
2) 

15 357 8 515 6 476 241 840 97 742 8 360 282 168 33 137 

Kein Migrationshint. 62 469 33 487 26 574 1 155 994 518 375 16 794 1 355 241 40 470 
Migrationshint. 17 881 7 689 8 102 310 098 118 202 13 745 309 202 40 215 
darunter Geflüchtete 195 114 110 1 887 472 343 2 052 17 950 

1) Einschließlich Kinderzuschlag und Wohngeld. 
2) Im Ausland geborene Personen oder Kinder von im Ausland geborenen Personen. 
Quelle: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), v35. 

5.3 Reformszenario: Auswirkung eines Mindestlohns von 12 Euro 

Im Folgenden werden die Auswirkungen einer Erhöhung des Mindestlohnes auf 12 Euro pro Stunde im 

Basisszenario dargestellt (Tabelle 6). Wie oben beschrieben, nehmen wir in dem Basisszenario 

zunächst vollständige Einhaltung und keine Spillover-Effekte an. In dem Basisszenario wird auch 

angenommen, dass es keine Beschäftigungseffekte oder Veränderung der Erwerbstätigkeit, wie z.B. 

ein höheres Arbeitsangebot, gibt. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Tabelle 6 Wirkungen Mindestlohnszenario 12 Euro, Basisvariante 
nach Einkommensgruppen 

Nach Dezilen 
Haushaltsnetto-

äquivalenz-

einkommen1) 

Vom Mindestlohn 
betroffene 

Bruttolöhne 

Einkom-
menssteuer 
und Sozial-

beiträge 

Grund-
sicherung, 
Wohngeld, 

Kinder-
zuschlag 

Haushaltsnetto-
einkommen 

Arbeit-
nehmer 

Haushalte Aggregat 
Durchschn. 
je Haushalt 

1 000 Mio. Euro Euro 

1. Dezil 795 756 3 744 1 028 - 958 1 712 336 
2. Dezil 1 002 925 3 855 1 229 - 843 1 757 406 
3. Dezil 882 838 2 698 977 - 107 1 579 385 
4. Dezil 673 610 2 041 731 - 72 1 254 293 
5. Dezil 647 564 1 865 775 - 19 1 067 267 
6. Dezil 599 542 1 246 516 - 10 723 183 
7. Dezil 562 508 1 893 809 - 19 1 044 268 
8. Dezil 488 456 1 488 604 - 3 878 230 
9. Dezil 464 449 1 170 454 - 8 688 178 

10. Dezil 359 337 658 283 - 4 374 97 

Insgesamt 6 470 5 985 20 659 7 405 - 2 042 11 076 269 

in Prozent Referenzszenario 

1. Dezil 52,3 14,8 24,1 14,5 -6,0 2,7 2,7 
2. Dezil 52,5 21,4 11,3 9,5 -8,6 2,0 2,0 
3. Dezil 35,0 20,4 4,6 4,5 -4,7 1,5 1,5 
4. Dezil 24,4 14,3 2,8 2,5 -6,0 1,0 1,0 
5. Dezil 19,5 14,1 1,9 2,0 -5,1 0,8 0,8 
6. Dezil 15,7 13,7 1,0 1,0 -3,6 0,5 0,5 
7. Dezil 13,1 13,1 1,1 1,2 -11,0 0,6 0,6 
8. Dezil 10,4 11,9 0,7 0,7 -2,4 0,4 0,4 
9. Dezil 9,4 11,6 0,4 0,4 -4,8 0,3 0,3 

10. Dezil 7,4 8,8 0,2 0,1 -4,2 0,1 0,1 

Insgesamt 18,7 14,5 1,4 1,2 -6,7 0,7 0,7 

1) Äquivalenzgewichtet mit der neuen OECD-Skala, bezogen auf die Bevölkerung in Privathaushalten. 
Quelle: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), v35. 

Die Simulationen zeigen, dass knapp 6,5 Millionen ArbeitnehmerInnen (etwa 19 Prozent) und 6 

Millionen Haushalte (14,5 Prozent) von der Erhöhung des Mindestlohns betroffen sind. Hiervon 

erhalten 5,2 Millionen ArbeitnehmerInnen in ihrer Haupttätigkeit und 1,2 Millionen in der 

Nebentätigkeit Lohnerhöhungen. Im Vergleich zur VSE ist die Zahl der Betroffenen niedriger. Die 

Verzerrung kann einerseits durch die Lohnfortschreibung von 2018 auf 2021 mit durchschnittlich 3 

Prozent jährlich und andererseits durch die Verwendung der Haushaltsgewichte des SOEP erklärt 

werden. Ohne Lohnfortschreibung und unter Verwendung der Personengewichte ermitteln wir knapp 

10 Millionen Betroffene, nach Fortschreibung der Einkommen sind nur noch 7,3 Millionen 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

ArbeitnehmerInnen betroffen. Durch Verwendung der Haushaltsgewichte fallen also noch einmal 

knapp 1 Millionen Betroffene weg. 

Der Großteil der Betroffenen befindet sind in den unteren Dezilen der Einkommensverteilung der 

Haushalte. Die Bruttolöhne steigen im ersten Dezil um 24,1 Prozent. Der Anstieg im 2 Dezil ist mit 

knapp 11,3 Prozent etwas niedriger. Es zeigt sich, dass auch Personen und Haushalte in den oberen 

Dezilen von der Erhöhung des Mindestlohnes profitieren. Diese Personen haben Löhne unter 12 Euro, 

leben jedoch in einem Haushalt mit hohen sonstigen Einkommen (zum Beispiel durch Vermögens- oder 

Transfereinkommen oder das Einkommen der PartnerIn oder anderer Haushaltsmitglieder). Insgesamt 

steigen die Bruttolöhne im Durchschnitt um 1,4 Prozent. Die höheren Bruttolöhne werden gemindert 

durch Einkommensteuer und Sozialversicherungsbeiträge, die um etwa 1,2 Prozent steigen. Ferner 

gehen die Leistungen aus Grundsicherung, Wohngeld und Kinderzuschlag im Durchschnitt um knapp 7 

Prozent zurück. Dabei fallen die Wirkungen über die Dezile unterschiedlich aus. Absolut reduzieren 

sich die Transfers am stärksten in den untersten Dezilen. Die größten relativen Veränderungen sind 

allerdings im obersten Dezil zu finden, was durch die geringe Höhe der Transfers bei den Haushalten 

mit hohen Einkommen zu erklären ist. 

Insgesamt zeigt sich, dass die Erhöhung des Mindestlohns trotz steigender Einkommensteuer und 

Sozialbeiträgen sowie sinkender Transferzahlungen die Haushaltsnettoeinkommen im Durchschnitt 

um 0,7 Prozent erhöhen. In den untersten drei Dezilen ist der Einkommenseffekt mit 1,5 bis 2,7 Prozent 

am größten. Niedrigverdienende ArbeitnehmerInnen im unteren Bereich der Einkommensverteilung 

profitieren also spürbar von der Mindestlohnerhöhung. 

Die Auswirkungen eines Mindestlohns von 12 Euro unterscheiden sich deutlich zwischen sozio-

demographischen Gruppen (Tabelle 7). Alleinerziehende, Menschen mit Migrationshintergrund sowie 

Personen mit Grundsicherungsbezug sind besonders stark von der Erhöhung betroffen. Für diese 

Gruppen erhöhen sich der Bruttolohneinkommen und das Nettohaushaltseinkommen am 

deutlichsten. Die Effekte sind auch in Ostdeutschland größer, da hier das Lohnniveau deutlich unter 

dem bundesdeutschen Durchschnitt liegt. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Tabelle 7 Wirkungen Mindestlohnszenario 12 Euro, Basisvariante 
nach sozialen und regionalen Gruppen 

Gruppen 

Vom Mindestlohn 
betroffene 

Bruttolöhne 

Einkom-
menssteuer 
und Sozial-

beiträge 

Grund-
sicherung, 
Wohngeld, 

Kinder-
zuschlag 

Haushaltsnetto-
einkommen 

Arbeit-
nehmer 

Haushalte Aggregat 
Durchschn. 
je Haushalt 

1 000 Mio. Euro Euro 

Haushaltstypen 

Singles 1 438 1 438 4 620 1 521 - 869 2 179 120 
Alleinerziehende 376 370 1 146 331 - 182 620 439 
Paare ohne Kinder 1 390 1 317 3 885 1 494 - 407 1 948 179 
Paare m. 1 Kind 1 505 1 368 5 345 2 033 - 250 3 045 584 
Paare m. mind. 2 K. 1 707 1 441 5 465 1 954 - 332 3 162 589 
Sonstige Haushalte 

Grundsicherung
1) 

54 50 197 73 - 1 123 552 

Mit Grundsicherung 1 313 1 202 5 998 1 743 - 2 185 2 005 471 
Ohne Grundsicherung 

Alte-/neue Länder 

5 157 4 783 14 661 5 662 143 9 071 246 

Alte Länder o. Berlin 5 000 4 591 15 996 5 838 - 1 366 8 720 267 
Neue Länder m. Berlin 

Migrations-

hintergrund
2) 

1 470 1 394 4 663 1 567 - 676 2 356 277 

Kein Migrationshint. 4 611 4 291 13 901 5 069 - 1 134 7 588 227 
Migrationshint. 1 860 1 694 6 758 2 336 - 909 3 489 454 
darunter Geflüchtete 

Haushaltstypen 

51 48 237 71 - 42 124 1 087 

in Prozent Referenzszenario 

Singles 18,9 7,9 1,5 0,9 -8,4 0,5 0,5 
Alleinerziehende 31,6 26,2 3,1 2,4 -6,5 1,4 1,4 
Paare ohne Kinder 16,5 12,1 1,0 0,8 -9,6 0,4 0,4 
Paare m. 1 Kind 18,8 26,2 1,6 1,6 -7,2 1,0 1,0 
Paare m. mind. 2 K. 18,6 26,8 1,4 1,3 -3,5 0,9 0,9 
Sonstige Haushalte 

Grundsicherung1) 

19,4 22,3 1,5 1,4 -1,6 1,1 1,1 

Mit Grundsicherung 56,0 28,3 15,7 15,6 -7,2 2,2 2,2 
Ohne Grundsicherung 

Alte-/neue Länder 

16,0 13,0 1,0 0,9 - 0,6 0,6 

Alte Länder o. Berlin 17,7 14,1 1,3 1,1 -6,2 0,6 0,6 
Neue Länder m. Berlin 

Migrations-

hintergrund2) 

22,7 16,4 1,9 1,6 -8,1 0,8 0,8 

Kein Migrationshint. 17,4 12,8 1,2 1,0 -6,8 0,6 0,6 
Migrationshint. 23,0 22,0 2,2 2,0 -6,6 1,1 1,1 
darunter Geflüchtete 45,9 42,2 12,6 15,1 -12,1 6,1 6,1 

1) Einschließlich Kinderzuschlag und Wohngeld. 
2) Im Ausland geborene Personen oder Kinder von im Ausland geborenen Personen. 
Quelle: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), v35. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

In Tabelle 7 und Tabelle 8 werden die simulierten Effekte auf unterschiedliche Armutsmaße und Maße 

der Einkommensverteilung dargestellt. Die Erhöhung des Mindestlohns hat einen merklichen 

mindernden Effekt auf die Armutsrisikoquote. Diese sinkt um 0,7 Prozentpunkte auf 15,2 Prozent, was 

einer Reduktion um knapp 5 Prozent entspricht. Vor allem Alleinerziehende und Menschen in der 

Grundsicherung werden aus der Armut geholt. Bei den Alleinerziehenden ist der relative Effekt aber 

geringer als bei anderen Haushaltstypen (z.B. Paaren mit Kindern). Dieses Ergebnis ist statistisch durch 

die höhere Armutsrisikoquote im Status Quo zu erklären. 

Tabelle 8 Wirkungen Mindestlohnszenario 12 Euro, Basisvariante 
auf Armutsmaße und Einkommensverteilungsmaße 

Maße 
Vor 

Reform 
Nach 

Reform 
Differenz 
in Prozent 

Armutsquote Prozent 

Armutslücke Euro/Jahr 

Gini-Koeffizient 

GE-Maße 

GE(0) (mld) 
GE(1) (Theil) 
GE(2) (scv) 

15,9 15,2 -4,8% 

3 595 3 553 -1,2% 

0,291 0,288 -1,0% 

0,148 0,145 -1,9% 
0,166 0,163 -1,7% 
0,320 0,314 -1,6% 

Quelle: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), v35. 

Die Armutslücke sinkt durch den höheren Mindestlohn minimal. Auch der Gini-Koeffizient der 

Verteilung des Haushaltsnettoäquivalenzeinkommens sinkt leicht um 0,003, was einem relativen 

Rückgang um 1 Prozent entspricht. Die GE(0)- und GE(1) Maße19, die weniger auf die Mitte der 

Verteilung und stärker auf Veränderungen im unteren Einkommensbereich reagieren, sinken um 1,9 

sowie 1,7 Prozent. 

5.4 Weitere Szenarien zu einem Mindestlohn von 11 Euro, 10,45 Euro, zu Non-
Compliance und zu Spillover-Effekten 

Als weitere Szenarien simulieren wir einen Mindestlohn von jeweils 11 Euro und 10,45 Euro sowie 

Szenarien zu Non-Compliance und Spillover-Effekten. 

19 https://en.wikipedia.org/wiki/Generalized_entropy_index. Diese Maße bilden die unteren Segmente der 
Einkommensverteilung besser ab. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

5.4.1 Auswirkung von Mindestlohn von 11 Euro und 10,45 Euro 

Eine Erhöhung des Mindestlohns auf 11 Euro reduziert die Wirkungen gegenüber dem Szenario mit 12 

Euro auf knapp 5,2 Millionen betroffene ArbeitnehmerInnen (14,9 Prozent) in 4,8 Millionen 

Haushalten (11,7 Prozent) (Tabelle 9). An der Verteilung über die Einkommen ändert sich nur wenig. 

Die Bruttolöhne steigen insgesamt um 1 Prozent, in den unteren Dezilen entsprechend stärker. 

Einkommensteuer und Sozialversicherungsbeiträge steigen um 0,8 Prozent, die Leistungen aus 

Grundsicherung, Wohngeld und Kinderzuschlag sinken im Durchschnitt um 5,4 Prozent. Die 

Haushaltsnettoeinkommen werden im Durchschnitt um 0,4 Prozent erhöht. In den untersten drei 

Dezilen steigen die Nettoeinkommen um 1 bis 2 Prozent. 

Tabelle 9 Wirkungen Mindestlohnszenario 12 Euro, Basisvariante 
auf Armutsrisikoquote und Armutslücke 

Merkmale 

Armutsquote Armutslücke 

vor Reform 
nach 

Reform 
Differenz 
in Prozent 

vor Reform 
nach 

Reform 
Differenz 
in Prozent 

Haushaltstypen 

Singles 26,6 25,8 -3,0% 3 716 3 673 -1,1% 
Alleinerziehende 33,9 32,6 -3,8% 3 990 3 822 -4,2% 
Paare ohne Kinder 10,5 10,2 -2,7% 3 285 3 241 -1,3% 
Paare m. 1 Kind 10,5 10,1 -4,1% 3 601 3 500 -2,8% 
Paare m. mind. 2 K. 14,0 12,7 -9,2% 2 940 2 993 1,8% 
Sonstige Haushalte 

Grundsicherung
1) 

17,9 14,5 -18,6% 4 871 5 158 5,9% 

Mit Grundsicherung 62,9 59,1 -6,0% 3 605 3 601 -0,1% 
Ohne Grundsicherung 

Alte-/neue Länder 

9,5 9,2 -3,6% 3 589 3 524 -1,8% 

Alte Länder o. Berlin 14,8 14,1 -4,4% 3 671 3 615 -1,5% 
Neue Länder m. Berlin 

Migrations-

hintergrund
2) 

20,8 19,6 -5,8% 3 380 3 374 -0,2% 

Kein Migrationshint. 13,3 12,8 -3,9% 3 513 3 490 -0,6% 
Migrationshint. 25,1 23,5 -6,4% 3 807 3 719 -2,3% 
darunter Geflüchtete 56,1 50,5 -10,0% 6 016 6 297 4,7% 

1) Einschließlich Kinderzuschlag und Wohngeld. 
2) Im Ausland geborene Personen oder Kinder von im Ausland geborenen Personen. 
Quelle: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), v35. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Nach soziodemographischen Gruppen ergeben die Analysen für den Mindestlohn von 11 Euro keine 

nennenswerten Unterschiede (Tabelle 11). Die Wirkungen konzentrieren sich noch etwas 

ausgeprägter auf Alleinerziehende, Menschen mit Migrationshintergrund sowie Personen mit 

Grundsicherungsbezug, bei denen der Anteil der Beschäftigten mit niedrigen Löhnen höher ist als in 

den übrigen Gruppen. Dieser Effekt tritt auch in Ostdeutschland auf. 

Tabelle 10 Wirkungen Mindestlohnszenario 11 Euro 
nach Einkommensgruppen 

Nach Dezilen 
Haushaltsnetto-

äquivalenz-

einkommen1) 

Vom Mindestlohn 
betroffene 

Bruttolöhne 

Einkom-
menssteuer 
und Sozial-

beiträge 

Grund-
sicherung, 
Wohngeld, 

Kinder-
zuschlag 

Haushaltsnetto-
einkommen 

Arbeit-
nehmer 

Haushalte Aggregat 
Durchschn. 
je Haushalt 

1 000 Mio. Euro Euro 

1. Dezil 689 651 2 989 799 - 893 1 254 246 
2. Dezil 848 795 2 515 765 - 614 1 111 256 
3. Dezil 619 595 1 632 571 - 50 989 241 
4. Dezil 500 478 1 319 456 - 52 813 190 
5. Dezil 487 441 1 188 505 - 7 670 168 
6. Dezil 484 436 695 284 - 7 406 103 
7. Dezil 427 383 1 344 576 - 15 730 188 
8. Dezil 405 373 1 066 430 - 3 629 164 
9. Dezil 391 376 810 296 - 6 488 126 

10. Dezil 331 309 474 204 - 4 266 69 

Insgesamt 5 180 4 837 14 033 4 885 - 1 651 7 356 179 

in Prozent Referenzszenario 

1. Dezil 45,3 12,8 19,3 11,2 -5,6 2,0 2,0 
2. Dezil 44,4 18,4 7,4 5,9 -6,2 1,3 1,3 
3. Dezil 24,6 14,5 2,8 2,6 -2,2 1,0 1,0 
4. Dezil 18,1 11,2 1,8 1,6 -4,3 0,7 0,7 
5. Dezil 14,6 11,0 1,2 1,3 -2,0 0,5 0,5 
6. Dezil 12,7 11,0 0,5 0,6 -2,4 0,3 0,3 
7. Dezil 10,0 9,9 0,8 0,9 -9,1 0,4 0,4 
8. Dezil 8,6 9,7 0,5 0,5 -2,4 0,3 0,3 
9. Dezil 7,9 9,7 0,3 0,3 -3,4 0,2 0,2 

10. Dezil 6,8 8,0 0,1 0,1 -4,1 0,1 0,1 

Insgesamt 14,9 11,7 1,0 0,8 -5,4 0,4 0,4 

1) Äquivalenzgewichtet mit der neuen OECD-Skala, bezogen auf die Bevölkerung in Privathaushalten. 
Quelle: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), v35. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Tabelle 11 Wirkungen Mindestlohnszenario 11 Euro 
nach sozialen und regionalen Gruppen 

Nach Dezilen 
Haushaltsnetto-

äquivalenz-

einkommen1) 

Vom Mindestlohn 
betroffene 

Bruttolöhne 

Einkom-
menssteuer 
und Sozial-

beiträge 

Grund-
sicherung, 
Wohngeld, 

Kinder-
zuschlag 

Haushaltsnetto-
einkommen 

Arbeit-
nehmer 

Haushalte Aggregat 
Durchschn. 
je Haushalt 

1 000 Mio. Euro Euro 

Haushaltstypen 
Singles 1 113 1 113 3 095 945 - 773 1 323 73 
Alleinerziehende 303 299 784 215 - 114 445 315 
Paare ohne Kinder 1 061 1 015 2 509 946 - 318 1 222 113 
Paare m. 1 Kind 1 274 1 175 3 786 1 427 - 204 2 128 408 
Paare m. mind. 2 K. 1 380 1 190 3 752 1 315 - 241 2 170 404 
Sonstige Haushalte 

Grundsicherung1) 

49 45 107 38 - 1 69 308 

Mit Grundsicherung 1 184 1 094 4 502 1 265 - 1 754 1 422 334 
Ohne Grundsicherung 

Alte-/neue Länder 

3 996 3 743 9 531 3 620 103 5 934 161 

Alte Länder o. Berlin 4 087 3 794 11 161 3 981 - 1 108 5 998 184 
Neue Länder m. Berlin 

Migrations-

hintergrund2) 

1 093 1 043 2 872 904 - 544 1 358 160 

Kein Migrationshint. 3 720 3 488 9 328 3 330 - 893 4 993 149 
Migrationshint. 1 460 1 349 4 705 1 555 - 759 2 363 307 
darunter Geflüchtete 

Haushaltstypen 

40 38 170 49 - 37 84 738 

in Prozent Referenzszenario 

Singles 14,6 6,1 1,0 0,6 -7,5 0,3 0,3 
Alleinerziehende 25,4 21,2 2,1 1,6 -4,1 1,0 1,0 
Paare ohne Kinder 12,6 9,4 0,7 0,5 -7,5 0,2 0,2 
Paare m. 1 Kind 15,9 22,5 1,1 1,1 -5,9 0,7 0,7 
Paare m. mind. 2 K. 15,1 22,2 0,9 0,9 -2,5 0,6 0,6 
Sonstige Haushalte 

Grundsicherung1) 

17,7 20,2 0,8 0,7 -1,0 0,6 0,6 

Mit Grundsicherung 50,5 25,7 11,7 11,3 -5,7 1,6 1,6 
Ohne Grundsicherung 

Alte-/neue Länder 

12,4 10,1 0,7 0,6 - 0,4 0,4 

Alte Länder o. Berlin 14,5 11,6 0,9 0,7 -5,0 0,4 0,4 
Neue Länder m. Berlin 

Migrations-

hintergrund2) 

16,9 12,2 1,2 0,9 -6,5 0,5 0,5 

Kein Migrationshint. 14,0 10,4 0,8 0,6 -5,3 0,4 0,4 
Migrationshint. 18,0 17,5 1,5 1,3 -5,5 0,8 0,8 
darunter Geflüchtete 35,9 33,6 9,0 10,3 -10,8 4,1 4,1 

1) Einschließlich Kinderzuschlag und Wohngeld. 
2) Im Ausland geborene Personen oder Kinder von im Ausland geborenen Personen. 
Quelle: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), v35. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Bei einer Erhöhung des Mindestlohns auf lediglich 10,45 Euro sind mit 12,4 Prozent der 

ArbeitnehmerInnen und 9,8 Prozent der Haushalte entsprechend weniger Personen oder Haushalte 

betroffen. Im Vergleich zum Szenario mit 12 Euro Mindestlohn sind alle Effekte proportional geringer, 

in den unteren drei Dezilen steigt das Nettoeinkommen zwischen 0,7 und 1,7 Prozent, insgesamt steigt 

es um durchschnittlich 0,4 Prozent (Tabelle 12). 

Tabelle 12 Wirkungen Mindestlohnszenario 10,45 Euro 
nach Einkommensgruppen 

Nach Dezilen 
Haushaltsnetto-

äquivalenz-

einkommen1) 

Vom Mindestlohn 
betroffene 

Bruttolöhne 

Einkom-
menssteuer 
und Sozial-

beiträge 

Grund-
sicherung, 
Wohngeld, 

Kinder-
zuschlag 

Haushaltsnetto-
einkommen 

Arbeit-
nehmer 

Haushalte Aggregat 
Durchschn. 
je Haushalt 

1 000 Mio. Euro Euro 

1. Dezil 615 579 2 623 689 - 816 1 078 212 
2. Dezil 655 632 1 941 578 - 505 833 192 
3. Dezil 475 458 1 262 433 - 41 769 187 
4. Dezil 428 409 1 035 347 - 44 642 150 
5. Dezil 405 375 912 386 - 3 516 129 
6. Dezil 389 346 481 198 - 5 278 70 
7. Dezil 357 325 1 114 480 - 14 595 153 
8. Dezil 354 332 878 355 - 3 515 135 
9. Dezil 315 301 684 232 - 4 427 110 

10. Dezil 307 288 377 163 - 4 209 54 

Insgesamt 4 300 4 043 11 306 3 860 - 1 438 5 860 142 

in Prozent Referenzszenario 

1. Dezil 40,4 11,4 16,9 9,7 -5,1 1,7 1,7 
2. Dezil 34,3 14,6 5,7 4,5 -5,1 1,0 1,0 
3. Dezil 18,9 11,2 2,2 2,0 -1,8 0,7 0,7 
4. Dezil 15,5 9,6 1,4 1,2 -3,6 0,5 0,5 
5. Dezil 12,2 9,4 0,9 1,0 -0,8 0,4 0,4 
6. Dezil 10,2 8,8 0,4 0,4 -1,7 0,2 0,2 
7. Dezil 8,3 8,4 0,6 0,7 -8,1 0,3 0,3 
8. Dezil 7,5 8,7 0,4 0,4 -2,4 0,3 0,3 
9. Dezil 6,4 7,8 0,3 0,2 -2,6 0,2 0,2 

10. Dezil 6,3 7,5 0,1 0,1 -4,1 0,1 0,1 

Insgesamt 12,4 9,8 0,8 0,6 -4,7 0,4 0,4 

1) Äquivalenzgewichtet mit der neuen OECD-Skala, bezogen auf die Bevölkerung in Privathaushalten. 
Quelle: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), v35. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Tabelle 13 Wirkungen Mindestlohnszenario 10,45 Euro 
nach sozialen und regionalen Gruppen 

Nach Dezilen 
Haushaltsnetto-

äquivalenz-

einkommen1) 

Vom Mindestlohn 
betroffene 

Bruttolöhne 

Einkom-
menssteuer 
und Sozial-

beiträge 

Grund-
sicherung, 
Wohngeld, 

Kinder-
zuschlag 

Haushaltsnetto-
einkommen 

Arbeit-
nehmer 

Haushalte Aggregat 
Durchschn. 
je Haushalt 

1 000 Mio. Euro Euro 

Haushaltstypen 
Singles 923 923 2 493 727 - 712 996 55 
Alleinerziehende 247 244 619 161 - 93 357 253 
Paare ohne Kinder 835 800 1 976 742 - 270 940 87 
Paare m. 1 Kind 1 085 1 008 3 126 1 160 - 166 1 770 339 
Paare m. mind. 2 K. 1 167 1 030 3 018 1 044 - 196 1 750 326 
Sonstige Haushalte 

Grundsicherung1) 

43 39 73 26 0 47 212 

Mit Grundsicherung 977 925 3 798 1 053 - 1 539 1 150 270 
Ohne Grundsicherung 

Alte-/neue Länder 

3 323 3 118 7 508 2 808 101 4 710 128 

Alte Länder o. Berlin 3 423 3 194 9 108 3 207 - 957 4 863 149 
Neue Länder m. Berlin 

Migrations-

hintergrund2) 

877 849 2 198 653 - 480 998 117 

Kein Migrationshint. 3 107 2 934 7 447 2 609 - 771 3 949 118 
Migrationshint. 1 193 1 109 3 859 1 251 - 666 1 911 249 
darunter Geflüchtete 

Haushaltstypen 

34 33 141 38 - 33 69 606 

in Prozent Referenzszenario 

Singles 12,1 5,1 0,8 0,4 -6,9 0,2 0,2 
Alleinerziehende 20,8 17,3 1,7 1,2 -3,3 0,8 0,8 
Paare ohne Kinder 9,9 7,4 0,5 0,4 -6,4 0,2 0,2 
Paare m. 1 Kind 13,5 19,3 0,9 0,9 -4,8 0,6 0,6 
Paare m. mind. 2 K. 12,7 19,2 0,8 0,7 -2,0 0,5 0,5 
Sonstige Haushalte 

Grundsicherung1) 

15,4 17,4 0,6 0,5 -0,6 0,4 0,4 

Mit Grundsicherung 41,7 21,7 9,9 9,4 -5,0 1,3 1,3 
Ohne Grundsicherung 

Alte-/neue Länder 

10,3 8,4 0,5 0,4 - 0,3 0,3 

Alte Länder o. Berlin 12,1 9,8 0,7 0,6 -4,3 0,4 0,4 
Neue Länder m. Berlin 

Migrations-

hintergrund2) 

13,5 10,0 0,9 0,7 -5,7 0,4 0,4 

Kein Migrationshint. 11,7 8,8 0,6 0,5 -4,6 0,3 0,3 
Migrationshint. 14,7 14,4 1,2 1,1 -4,8 0,6 0,6 
darunter Geflüchtete 30,6 28,9 7,5 8,1 -9,6 3,4 3,4 

1) Einschließlich Kinderzuschlag und Wohngeld. 
2) Im Ausland geborene Personen oder Kinder von im Ausland geborenen Personen. 
Quelle: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), v35. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

5.4.2 Auswirkung von Non-Compliance 

Eine genaue Ermittlung der Non-Compliance beim Mindestlohn ist schwierig, da Untersuchungen auf 

Basis von verschiedenen Datengrundlagen zu unterschiedlichen Ergebnissen kommen. In der VSE wird 

eine Nicht-Einhaltungs-Quote von 1,3 Prozent und im SOEP von 6,8 Prozent ermittelt. Daher 

verwenden wir für die Simulation verschiedene Prozentsätze von 2, 4 und 6 Prozent an Non-

Compliance. Diese Quote wird einheitlich für alle Mindestlohnbetroffenen angewendet und die von 

Non-Compliance betroffenen ArbeitnehmerInnen mit Mindestlohn werden zufällig ausgewählt, sodass 

die gewünschte Quote von Non-Compliance an den Mindestlohnberechtigten erreicht wird. Bei diesen 

Personen wird der Stundenlohn wieder auf das ursprüngliche Niveau zurückgesetzt. 

Die Annahmen zur Non-Compliance reduzieren bei einer Quote von 2 Prozent der 

Mindestlohnberechtigten die Wirkungen des Mindestlohns gegenüber dem Szenario mit 12 Euro um 

etwa 700.000 auf 5,9 Millionen betroffene ArbeitnehmerInnen (16,9 Prozent) in 5,5 Millionen 

Haushalten (13,3 Prozent) (Tabelle 14). An der Verteilung über die Einkommen ändert sich auch bei 

diesem Szenario nur wenig. Die Bruttolöhne steigen insgesamt um 1,3 statt 1,4 Prozent, in den unteren 

Dezilen fällt die Differenz entsprechend stärker aus. Einkommensteuer und 

Sozialversicherungsbeiträge steigen um 1 Prozent, die Leistungen aus Grundsicherung, Wohngeld und 

Kinderzuschlag sinken im Durchschnitt um 6,1 Prozent. Die Haushaltsnettoeinkommen werden im 

Durchschnitt um 0,6 Prozent erhöht. In den untersten drei Dezilen steigen die Nettoeinkommen um 

1,3 bis 2,5 Prozent. In den Szenarien mit 4 und 6 Prozent bleibt die Struktur der Effekte gleich, die 

Stärke wird allerding mit steigender Non-Compliance geringer. Die stärksten Änderungen befinden sich 

in den untersten drei Dezilen, da hier die meisten Personen vom Mindestlohn betroffen sind. 

Nach sozio-demographischen Gruppen ergeben die Analysen für die Non-Compliance keine 

nennenswerten Unterschiede (Tabelle 15), da die Betroffenheit zufällig ausgewählt wurde. In Tabelle 

17 und Tabelle 19 werden die Ergebnisse für 4 und 6 Prozent gezeigt. Die Auswirkungen fallen bei 

höhere Non-Compliance geringer aus, sind aber hinsichtlich ihrer Struktur vergleichbar. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Tabelle 14 Wirkungen Mindestlohnszenario 12 Euro mit Non-Compliance von 
2 Prozent nach Einkommensgruppen 

Nach Dezilen 
Haushaltsnetto-

äquivalenz-

einkommen1) 

Vom Mindestlohn 
betroffene 

Bruttolöhne 

Einkom-
menssteuer 
und Sozial-

beiträge 

Grund-
sicherung, 
Wohngeld, 

Kinder-
zuschlag 

Haushaltsnetto-
einkommen 

Arbeit-
nehmer 

Haushalte Aggregat 
Durchschn. 
je Haushalt 

1 000 Mio. Euro Euro 

1. Dezil 707 680 3 453 952 - 860 1 596 313 
2. Dezil 942 881 3 673 1 175 - 811 1 662 384 
3. Dezil 759 722 2 127 751 - 60 1 290 315 
4. Dezil 581 529 1 851 659 - 72 1 111 260 
5. Dezil 599 537 1 697 710 - 15 969 243 
6. Dezil 540 485 1 061 439 - 10 607 154 
7. Dezil 518 474 1 783 757 - 13 994 256 
8. Dezil 455 427 1 336 539 - 3 790 207 
9. Dezil 433 418 1 082 412 - 8 642 166 

10. Dezil 328 307 575 241 - 4 334 87 

Insgesamt 5 864 5 459 18 638 6 635 - 1 855 9 995 243 

in Prozent Referenzszenario 

1. Dezil 46,5 13,3 22,3 13,4 -5,4 2,5 2,5 
2. Dezil 49,4 20,3 10,8 9,1 -8,2 1,9 1,9 
3. Dezil 30,1 17,6 3,6 3,5 -2,6 1,3 1,3 
4. Dezil 21,1 12,4 2,6 2,3 -5,9 0,9 0,9 
5. Dezil 18,0 13,4 1,7 1,8 -4,0 0,7 0,7 
6. Dezil 14,1 12,3 0,8 0,9 -3,6 0,4 0,4 
7. Dezil 12,1 12,2 1,0 1,1 -7,6 0,6 0,6 
8. Dezil 9,7 11,2 0,6 0,6 -2,4 0,4 0,4 
9. Dezil 8,7 10,8 0,4 0,4 -4,8 0,3 0,3 

10. Dezil 6,7 8,0 0,1 0,1 -4,2 0,1 0,1 

Insgesamt 16,9 13,3 1,3 1,0 -6,1 0,6 0,6 

1) Äquivalenzgewichtet mit der neuen OECD-Skala, bezogen auf die Bevölkerung in Privathaushalten. 
Quelle: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), v35. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Tabelle 15 Wirkungen Mindestlohnszenario 12 Euro mit Non-Compliance von 2 Prozent nach 
sozialen und regionalen Gruppen 

Nach Dezilen 
Haushaltsnetto-

äquivalenz-

einkommen1) 

Vom Mindestlohn 
betroffene 

Bruttolöhne 

Einkom-
menssteuer 
und Sozial-

beiträge 

Grund-
sicherung, 
Wohngeld, 

Kinder-
zuschlag 

Haushaltsnetto-
einkommen 

Arbeit-
nehmer 

Haushalte Aggregat 
Durchschn. 
je Haushalt 

1 000 Mio. Euro Euro 

Haushaltstypen 
Singles 1 328 1 328 4 314 1 395 - 842 2 006 111 
Alleinerziehende 330 324 1 014 298 - 148 559 396 
Paare ohne Kinder 1 260 1 208 3 496 1 358 - 335 1 778 164 
Paare m. 1 Kind 1 347 1 226 4 680 1 774 - 226 2 656 509 
Paare m. mind. 2 K. 1 545 1 325 4 957 1 745 - 304 2 884 537 
Sonstige Haushalte 

Grundsicherung1) 

54 49 178 65 - 1 112 503 

Mit Grundsicherung 1 174 1 097 5 454 1 587 - 1 995 1 809 425 
Ohne Grundsicherung 

Alte-/neue Länder 

4 689 4 362 13 185 5 048 140 8 185 222 

Alte Länder o. Berlin 4 487 4 145 14 321 5 184 - 1 227 7 821 239 
Neue Länder m. Berlin 

Migrations-

hintergrund2) 

1 377 1 314 4 318 1 451 - 628 2 174 255 

Kein Migrationshint. 4 180 3 924 12 466 4 517 - 1 008 6 817 204 
Migrationshint. 1 684 1 536 6 172 2 118 - 847 3 178 413 
darunter Geflüchtete 

Haushaltstypen 

47 45 217 65 - 39 113 989 

in Prozent Referenzszenario 

Singles 17,4 7,3 1,4 0,9 -8,1 0,4 0,4 
Alleinerziehende 27,7 23,0 2,7 2,2 -5,2 1,3 1,3 
Paare ohne Kinder 15,0 11,1 0,9 0,7 -7,9 0,4 0,4 
Paare m. 1 Kind 16,8 23,5 1,4 1,4 -6,5 0,9 0,9 
Paare m. mind. 2 K. 16,9 24,7 1,2 1,2 -3,2 0,8 0,8 
Sonstige Haushalte 

Grundsicherung1) 

19,2 22,1 1,4 1,2 -1,2 1,0 1,0 

Mit Grundsicherung 50,0 25,8 14,2 14,2 -6,5 2,0 2,0 
Ohne Grundsicherung 

Alte-/neue Länder 

14,5 11,8 0,9 0,8 - 0,5 0,5 

Alte Länder o. Berlin 15,9 12,7 1,2 1,0 -5,5 0,6 0,6 
Neue Länder m. Berlin 

Migrations-

hintergrund2) 

21,3 15,4 1,8 1,5 -7,5 0,8 0,8 

Kein Migrationshint. 15,7 11,7 1,1 0,9 -6,0 0,5 0,5 
Migrationshint. 20,8 20,0 2,0 1,8 -6,2 1,0 1,0 
darunter Geflüchtete 42,5 38,9 11,5 13,7 -11,3 5,5 5,5 

1) Einschließlich Kinderzuschlag und Wohngeld. 
2) Im Ausland geborene Personen oder Kinder von im Ausland geborenen Personen. 
Quelle: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), v35. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Tabelle 16 Wirkungen Mindestlohnszenario 12 Euro mit Non-Compliance von 4 Prozent nach 
Einkommensgruppen 

Nach Dezilen 
Haushaltsnetto-

äquivalenz-

einkommen1) 

Vom Mindestlohn 
betroffene 

Bruttolöhne 

Einkom-
menssteuer 
und Sozial-

beiträge 

Grund-
sicherung, 
Wohngeld, 

Kinder-
zuschlag 

Haushaltsnetto-
einkommen 

Arbeit-
nehmer 

Haushalte Aggregat 
Durchschn. 
je Haushalt 

1 000 Mio. Euro Euro 

1. Dezil 632 606 3 189 877 - 780 1 492 293 
2. Dezil 845 798 3 321 1 066 - 712 1 518 350 
3. Dezil 649 629 1 908 684 - 58 1 148 280 
4. Dezil 519 474 1 724 614 - 70 1 030 241 
5. Dezil 545 486 1 543 647 - 14 880 220 
6. Dezil 506 458 966 390 - 10 563 142 
7. Dezil 488 444 1 679 713 - 13 930 239 
8. Dezil 384 357 1 267 521 0 741 194 
9. Dezil 409 400 873 313 - 8 532 138 

10. Dezil 287 275 498 207 - 4 292 76 

Insgesamt 5 264 4 926 16 967 6 029 - 1 670 9 124 222 

in Prozent Referenzszenario 

1. Dezil 41,6 11,9 20,5 12,3 -4,9 2,3 2,3 
2. Dezil 44,2 18,4 9,8 8,3 -7,2 1,8 1,8 
3. Dezil 25,8 15,3 3,3 3,1 -2,5 1,1 1,1 
4. Dezil 18,8 11,1 2,4 2,1 -5,8 0,8 0,8 
5. Dezil 16,4 12,2 1,6 1,6 -3,8 0,6 0,6 
6. Dezil 13,2 11,6 0,7 0,8 -3,6 0,4 0,4 
7. Dezil 11,4 11,4 1,0 1,1 -7,6 0,5 0,5 
8. Dezil 8,2 9,3 0,6 0,6 0,0 0,4 0,4 
9. Dezil 8,3 10,4 0,3 0,3 -4,8 0,2 0,2 

10. Dezil 5,9 7,1 0,1 0,1 -4,2 0,1 0,1 

Insgesamt 15,2 12,0 1,2 0,9 -5,5 0,5 0,5 

1) Äquivalenzgewichtet mit der neuen OECD-Skala, bezogen auf die Bevölkerung in Privathaushalten. 
Quelle: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), v35. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Tabelle 17 Wirkungen Mindestlohnszenario 12 Euro mit Non-Compliance von 4 Prozent nach 
sozialen und regionalen Gruppen 

Nach Dezilen 
Haushaltsnetto-

äquivalenz-

einkommen1) 

Vom Mindestlohn 
betroffene 

Bruttolöhne 

Einkom-
menssteuer 
und Sozial-

beiträge 

Grund-
sicherung, 
Wohngeld, 

Kinder-
zuschlag 

Haushaltsnetto-
einkommen 

Arbeit-
nehmer 

Haushalte Aggregat 
Durchschn. 
je Haushalt 

1 000 Mio. Euro Euro 

Haushaltstypen 
Singles 1 178 1 178 3 949 1 273 - 763 1 845 102 
Alleinerziehende 305 301 883 263 - 126 483 342 
Paare ohne Kinder 1 114 1 077 3 101 1 190 - 296 1 599 147 
Paare m. 1 Kind 1 229 1 144 4 362 1 652 - 215 2 471 474 
Paare m. mind. 2 K. 1 387 1 180 4 511 1 593 - 268 2 625 489 
Sonstige Haushalte 

Grundsicherung
1) 

51 46 161 59 - 1 102 456 

Mit Grundsicherung 1 043 979 4 992 1 456 - 1 799 1 681 395 
Ohne Grundsicherung 

Alte-/neue Länder 

4 221 3 948 11 975 4 573 130 7 443 202 

Alte Länder o. Berlin 4 029 3 743 13 015 4 703 - 1 097 7 136 218 
Neue Länder m. Berlin 

Migrations-

hintergrund
2) 

1 236 1 184 3 952 1 327 - 572 1 989 234 

Kein Migrationshint. 3 798 3 586 11 477 4 169 - 932 6 260 187 
Migrationshint. 1 466 1 340 5 490 1 860 - 737 2 864 373 
darunter Geflüchtete 

Haushaltstypen 

41 39 196 59 - 36 100 878 

in Prozent Referenzszenario 

Singles 15,5 6,5 1,3 0,8 -7,4 0,4 0,4 
Alleinerziehende 25,6 21,3 2,4 1,9 -4,5 1,1 1,1 
Paare ohne Kinder 13,2 9,9 0,8 0,7 -7,0 0,3 0,3 
Paare m. 1 Kind 15,3 21,9 1,3 1,3 -6,2 0,8 0,8 
Paare m. mind. 2 K. 15,1 22,0 1,1 1,1 -2,8 0,7 0,7 
Sonstige Haushalte 

Grundsicherung
1) 

18,1 20,7 1,2 1,1 -1,2 0,9 0,9 

Mit Grundsicherung 44,4 23,0 13,0 13,0 -5,9 1,8 1,8 
Ohne Grundsicherung 

Alte-/neue Länder 

13,1 10,7 0,8 0,7 - 0,5 0,5 

Alte Länder o. Berlin 14,3 11,5 1,1 0,9 -4,9 0,5 0,5 
Neue Länder m. Berlin 

Migrations-

hintergrund
2) 

19,1 13,9 1,6 1,4 -6,8 0,7 0,7 

Kein Migrationshint. 14,3 10,7 1,0 0,8 -5,6 0,5 0,5 
Migrationshint. 18,1 17,4 1,8 1,6 -5,4 0,9 0,9 
darunter Geflüchtete 36,8 34,3 10,4 12,6 -10,4 4,9 4,9 

1) Einschließlich Kinderzuschlag und Wohngeld. 
2) Im Ausland geborene Personen oder Kinder von im Ausland geborenen Personen. 
Quelle: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), v35. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Tabelle 18 Wirkungen Mindestlohnszenario 12 Euro mit Non-Compliance von 6 Prozent nach 
Einkommensgruppen 

Nach Dezilen 
Haushaltsnetto-

äquivalenz-

einkommen1) 

Vom Mindestlohn 
betroffene 

Bruttolöhne 

Einkom-
menssteuer 
und Sozial-

beiträge 

Grund-
sicherung, 
Wohngeld, 

Kinder-
zuschlag 

Haushaltsnetto-
einkommen 

Arbeit-
nehmer 

Haushalte Aggregat 
Durchschn. 
je Haushalt 

1 000 Mio. Euro Euro 

1. Dezil 565 543 2 921 808 - 685 1 399 275 
2. Dezil 694 665 2 864 905 - 681 1 255 290 
3. Dezil 596 581 1 785 638 - 51 1 078 263 
4. Dezil 432 408 1 575 561 - 62 939 220 
5. Dezil 503 450 1 479 620 - 12 843 211 
6. Dezil 446 419 845 343 - 9 489 124 
7. Dezil 459 431 1 510 647 - 13 826 212 
8. Dezil 389 369 1 132 466 0 660 173 
9. Dezil 383 376 767 275 - 8 465 120 

10. Dezil 262 257 464 188 - 4 277 72 

Insgesamt 4 729 4 500 15 341 5 451 - 1 526 8 231 200 

in Prozent Referenzszenario 

1. Dezil 37,2 10,7 18,8 11,4 -4,3 2,2 2,2 
2. Dezil 36,4 15,4 8,4 7,0 -6,9 1,5 1,5 
3. Dezil 23,6 14,2 3,0 2,9 -2,3 1,0 1,0 
4. Dezil 15,7 9,6 2,2 1,9 -5,1 0,8 0,8 
5. Dezil 15,1 11,3 1,5 1,6 -3,3 0,6 0,6 
6. Dezil 11,7 10,6 0,7 0,7 -3,3 0,3 0,3 
7. Dezil 10,7 11,1 0,9 1,0 -7,6 0,5 0,5 
8. Dezil 8,3 9,7 0,5 0,6 0,0 0,3 0,3 
9. Dezil 7,7 9,7 0,3 0,2 -4,8 0,2 0,2 

10. Dezil 5,4 6,7 0,1 0,1 -4,1 0,1 0,1 

Insgesamt 13,6 10,9 1,0 0,9 -5,0 0,5 0,5 

1) Äquivalenzgewichtet mit der neuen OECD-Skala, bezogen auf die Bevölkerung in Privathaushalten. 
Quelle: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), v35. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Tabelle 19 Wirkungen Mindestlohnszenario 12 Euro mit Non-Compliance von 6 Prozent nach 
sozialen und regionalen Gruppen 

Nach Dezilen 
Haushaltsnetto-

äquivalenz-

einkommen1) 

Vom Mindestlohn 
betroffene 

Bruttolöhne 

Einkom-
menssteuer 
und Sozial-

beiträge 

Grund-
sicherung, 
Wohngeld, 

Kinder-
zuschlag 

Haushaltsnetto-
einkommen 

Arbeit-
nehmer 

Haushalte Aggregat 
Durchschn. 
je Haushalt 

1 000 Mio. Euro Euro 

Haushaltstypen 
Singles 1 051 1 051 3 586 1 150 - 682 1 696 94 
Alleinerziehende 276 273 792 238 - 115 429 304 
Paare ohne Kinder 1 030 1 002 2 864 1 104 - 259 1 484 137 
Paare m. 1 Kind 1 136 1 081 3 941 1 479 - 194 2 245 431 
Paare m. mind. 2 K. 1 189 1 050 4 000 1 423 - 275 2 278 424 
Sonstige Haushalte 

Grundsicherung1) 

48 44 158 57 - 1 99 446 

Mit Grundsicherung 904 856 4 529 1 319 - 1 615 1 542 363 
Ohne Grundsicherung 

Alte-/neue Länder 

3 825 3 645 10 812 4 131 90 6 690 181 

Alte Länder o. Berlin 3 613 3 426 11 681 4 221 - 989 6 393 196 
Neue Länder m. Berlin 

Migrations-

hintergrund2) 

1 116 1 074 3 660 1 230 - 537 1 838 216 

Kein Migrationshint. 3 425 3 297 10 397 3 807 - 856 5 626 168 
Migrationshint. 1 304 1 204 4 943 1 643 - 670 2 606 339 
darunter Geflüchtete 

Haushaltstypen 

35 34 174 52 - 30 91 800 

in Prozent Referenzszenario 

Singles 13,8 5,8 1,1 0,7 -6,6 0,4 0,4 
Alleinerziehende 23,1 19,3 2,1 1,7 -4,1 1,0 1,0 
Paare ohne Kinder 12,2 9,2 0,8 0,6 -6,1 0,3 0,3 
Paare m. 1 Kind 14,2 20,7 1,2 1,2 -5,6 0,7 0,7 
Paare m. mind. 2 K. 13,0 19,6 1,0 1,0 -2,9 0,6 0,6 
Sonstige Haushalte 

Grundsicherung1) 

17,3 19,9 1,2 1,1 -1,2 0,9 0,9 

Mit Grundsicherung 38,5 20,1 11,8 11,8 -5,3 1,7 1,7 
Ohne Grundsicherung 

Alte-/neue Länder 

11,8 9,9 0,8 0,7 - 0,4 0,4 

Alte Länder o. Berlin 12,8 10,5 1,0 0,8 -4,5 0,5 0,5 
Neue Länder m. Berlin 

Migrations-

hintergrund2) 

17,2 12,6 1,5 1,3 -6,4 0,7 0,7 

Kein Migrationshint. 12,9 9,8 0,9 0,7 -5,1 0,4 0,4 
Migrationshint. 16,1 15,7 1,6 1,4 -4,9 0,8 0,8 
darunter Geflüchtete 31,5 29,7 9,2 11,1 -8,8 4,5 4,5 

1) Einschließlich Kinderzuschlag und Wohngeld. 
2) Im Ausland geborene Personen oder Kinder von im Ausland geborenen Personen. 
Quelle: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), v35. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

5.4.3 Auswirkung von Spillover-Effekten 

Die Spillover-Effekte bedeuten, dass die Erhöhung des Mindestlohns neben den Lohnsteigerungen 

unterhalb der Mindestlohngrenze auch zu einem Anstieg der Stundenlöhne oberhalb der Grenze führt. 

Für die Simulation wird angenommen, dass diese Wirkungen bis zum Median-Stundenlohn reichen, 

der bei 17,51 Euro je Sunde liegt. Ferner nehmen wir an, dass die Löhne oberhalb der 

Mindestlohngrenze und unterhalb des Medianlohns durch die Spillover-Effekte um einheitlich 10 

Prozent steigen. 

Die Spillover-Effekte erhöhen die Einkommenseffekte deutlich gegenüber der Basis-Simulation. Die 

Bruttolöhne steigen mit 2,9 Prozent doppelt so stark (Tabelle 20). Dieser Effekt ist recht gleichmäßig 

über die Einkommensgruppen verteilt. Einkommensteuer und Sozialversicherungsbeiträge steigen mit 

2,6 Prozent noch etwas ausgeprägter durch die starke Progression im Eingangsbereich des 

Einkommensteuertarifs. Die Leistungen aus Grundsicherung, Wohngeld und Kinderzuschlag gehen im 

Durchschnitt um 8,6 Prozent zurück. Hier ist der Rückgang gegenüber dem Basisszenario weniger 

ausgeprägt, da vor allem AufstockerInnen betroffen sind. Die Haushaltsnettoeinkommen steigen im 

Durchschnitt um 1,4 Prozent, ebenfalls doppelt so stark wie im Basisszenario. In den untersten drei 

Dezilen steigen die Nettoeinkommen um 2,6 bis 3,0 Prozent. 

Nach sozio-demographischen Gruppen ergeben die Analysen für die Spillover-Effekte eine etwas 

gleichmäßigere Verteilung (Tabelle 21). Da die Wirkungen der Spillover-Effekte bis in die 

Mittelschichten hineinreichen, sind sie weniger stark auf Alleinerziehende, Menschen mit 

Migrationshintergrund, Personen mit Grundsicherungsbezug oder Ostdeutschland konzentriert, bei 

denen der Anteil der Beschäftigten mit niedrigen Löhnen höher ist als in den übrigen Gruppen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Tabelle 20 Wirkungen Mindestlohnszenario 12 Euro mit Spillover-Effekt 
nach Einkommensgruppen 

Nach Dezilen 
Haushaltsnetto-

äquivalenz-

einkommen1) 

Vom Mindestlohn 
betroffene 

Brutto-löhne 

Einkom-
menssteuer 
und Sozial-

beiträge 

Grund-
sicherung, 
Wohngeld, 

Kinder-
zuschlag 

Haushaltsnetto-
einkommen 

Arbeit-
nehmer 

Haushalte Aggregat 
Durchschn. 
je Haushalt 

1 000 Mio. Euro Euro 

1. Dezil 795 756 4 160 1 172 - 1 011 1 931 379 
2. Dezil 1 002 925 5 015 1 648 - 1 084 2 258 521 
3. Dezil 882 838 4 992 1 882 - 314 2 764 674 
4. Dezil 673 610 5 246 2 057 - 154 3 063 716 
5. Dezil 647 564 5 649 2 422 - 21 3 201 802 
6. Dezil 599 542 4 447 1 875 - 17 2 564 649 
7. Dezil 562 508 4 108 1 759 - 23 2 305 593 
8. Dezil 488 456 3 819 1 638 - 5 2 180 570 
9. Dezil 464 449 2 708 1 152 - 6 1 533 397 

10. Dezil 359 337 1 644 749 - 4 907 235 

Insgesamt 6 470 5 985 41 789 16 353 - 2 639 22 707 551 

in Prozent Referenzszenario 

1. Dezil 52,3 14,8 26,8 16,5 -6,3 3,0 3,0 
2. Dezil 52,5 21,4 14,8 12,8 -11,0 2,6 2,6 
3. Dezil 35,0 20,4 8,5 8,7 -13,9 2,7 2,7 
4. Dezil 24,4 14,3 7,3 7,1 -12,7 2,5 2,5 
5. Dezil 19,5 14,1 5,7 6,2 -5,6 2,3 2,3 
6. Dezil 15,7 13,7 3,4 3,7 -5,9 1,7 1,7 
7. Dezil 13,1 13,1 2,4 2,7 -13,6 1,3 1,3 
8. Dezil 10,4 11,9 1,8 1,9 -4,4 1,1 1,1 
9. Dezil 9,4 11,6 1,0 1,0 -3,8 0,6 0,6 

10. Dezil 7,4 8,8 0,4 0,4 -4,2 0,2 0,2 

Insgesamt 18,7 14,5 2,9 2,6 -8,6 1,4 1,4 

1) Äquivalenzgewichtet mit der neuen OECD-Skala, bezogen auf die Bevölkerung in Privathaushalten. 
Quelle: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), v35. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Tabelle 21 Wirkungen Mindestlohnszenario 12 Euro mit Spillover-Effekt 
nach sozialen und regionalen Gruppen 

Nach Dezilen 
Haushaltsnetto-

äquivalenz-

einkommen1) 

Vom Mindestlohn 
betroffene 

Brutto-löhne 

Einkom-
menssteuer 
und Sozial-

beiträge 

Grund-
sicherung, 
Wohngeld, 

Kinder-
zuschlag 

Haushaltsnetto-
einkommen 

Arbeit-
nehmer 

Haushalte Aggregat 
Durchschn. 
je Haushalt 

1 000 Mio. Euro Euro 

Haushaltstypen 
Singles 1 438 1 438 9 795 3 717 - 903 5 125 283 
Alleinerziehende 376 370 1 787 585 - 220 968 686 
Paare ohne Kinder 1 390 1 317 8 865 3 600 - 438 4 806 443 
Paare m. 1 Kind 1 505 1 368 10 600 4 255 - 371 5 967 1 144 
Paare m. mind. 2 K. 1 707 1 441 10 417 4 065 - 707 5 646 1 052 
Sonstige Haushalte 

Grundsicherung1) 

54 50 325 130 - 1 194 870 

Mit Grundsicherung 1 313 1 202 7 278 2 530 - 782 2 250 529 
Ohne Grundsicherung 

Alte-/neue Länder 

5 157 4 783 34 511 13 167 - 1 398 20 456 554 

Alte Länder o. Berlin 5 000 4 591 32 098 7 180 - 268 17 520 536 
Neue Länder m. Berlin 

Migrations-

hintergrund2) 

1 470 1 394 9 691 2 243 - 132 5 186 609 

Kein Migrationshint. 4 611 4 291 29 211 6 551 - 296 16 160 483 
Migrationshint. 1 860 1 694 12 578 2 943 - 215 6 547 851 
darunter Geflüchtete 

Haushaltstypen 

51 48 303 336 - 47 159 1 391 

in Prozent Referenzszenario 

Singles 18,9 7,9 3,1 2,3 -8,7 1,1 1,1 
Alleinerziehende 31,6 26,2 4,8 4,3 -7,8 2,2 2,2 
Paare ohne Kinder 16,5 12,1 2,4 2,0 -10,3 0,9 0,9 
Paare m. 1 Kind 18,8 26,2 3,2 3,4 -10,7 2,0 2,0 
Paare m. mind. 2 K. 18,6 26,8 2,6 2,8 -7,4 1,6 1,6 
Sonstige Haushalte 

Grundsicherung 

19,4 22,3 2,5 2,4 -1,9 1,8 1,8 

Mit Grundsicherung 56,0 28,3 19,0 22,7 -2,6 2,5 2,5 
Ohne Grundsicherung 

Alte-/neue Länder 

16,0 13,0 2,4 2,1 1,3 1,3 

Alte Länder o. Berlin 17,7 14,1 2,6 1,3 -1,2 1,3 1,3 
Neue Länder m. Berlin 

Migrations-

hintergrund2) 

22,7 16,4 4,0 2,3 -1,6 1,8 1,8 

Kein Migrationshint. 17,4 12,8 2,5 1,3 -1,8 1,2 1,2 
Migrationshint. 23,0 22,0 4,1 2,5 -1,6 2,1 2,1 
darunter Geflüchtete 45,9 42,2 16,1 71,1 -13,6 7,7 7,7 

1) Einschließlich Kinderzuschlag und Wohngeld. 
2) Im Ausland geborene Personen oder Kinder von im Ausland geborenen Personen. 
Quelle: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), v35. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

5.4.4 Auswirkung von Beschäftigungseffekten 

Die Wirkungen von Lohnänderungen auf die Beschäftigung werden in der ökonomischen Literatur mit 

Elastizitäten gemessen. Wir unterscheiden hier zwischen Arbeitsangebots- und 

Arbeitsnachfrageelastizitäten.20 Da es im Folgenden um die Simulation von Verteilungswirkungen 

potentieller Beschäftigungswirkungen geht, machen wir hierzu keine eigenen Schätzungen, sondern 

simulieren diese auf Grundlage von Konsens-Schätzungen aus der Literatur. 

Es gibt eine Reihe von empirischen Studien zu Arbeitsangebots- und Arbeitsnachfrageelastizitäten. Die 

Studien unterscheiden sich bezüglich der Population, der Datengrundlage, der Methode und den 

ökonomischen Annahmen, so dass die Ergebnisse recht unterschiedlich sind (Bargain et al., 2014). 

Lichter et al. (2015) sowie Peichl und Siegloch (2012) haben empirische Ergebnisse für die 

Nachfrageelastizitäten zusammengefasst. 

Zum Arbeitsangebot kann generell festgehalten werden, dass die Reaktionen relativ gering sind, vor 

allem bei Männern.21 Ferner gibt es einen breiten Konsens in der Literatur, dass die 

Arbeitsangebotselastizitäten mit steigendem Nettoeinkommen abnehmen.22 In den Simulationen 

unterscheiden wir nicht explizit zwischen Männern und Frauen. Daher verwenden wir eine mittlere 

Arbeitsangebotselastizität von 0,3, bezogen auf das Nettoeinkommen nach Sozialbeiträgen und 

Einkommensteuer. Diese Elastizität entspricht den Ergebnissen eigener Schätzungen für Deutschland 

auf Basis des SOEP und des STSM (Steiner et al., 2012). Zudem repräsentiert der mittlere Wert von 0,3 

die in der empirischen Literatur etablierten Muster für Männer, Frauen und Haushalte mit Kindern 

(Bargain et al., 2014; Bargain und Peichl, 2013).23 Wir berücksichtigen hier explizit die Heterogenität 

nach Einkommensdezilen: Die Elastizitäten reichen dabei von 0,5 im untersten Einkommensdezil bis 

0,15 im obersten Dezil. 

20 Die Arbeitsangebotselastizität gibt an, um wieviel Prozent sich das Arbeitsangebot verändert, wenn die (Netto-)Löhne um 
1 Prozent steigen/sinken. Analog dazu ist die Arbeitsnachfrageelastizität das Maß dafür, wie stark sich die Nachfrage nach 
Arbeit verändert, wenn die Löhne um 1 Prozent steigen/sinken. 

21 In diesen Elastizitäten sind mögliche, dynamische Effekte von Steuern oder Transferzahlungen nicht abgebildet. Keane und 
Rogersen (2012) argumentieren, dass die Arbeitsangebotsreaktionen ohne dynamische Effekte unterschätzt werden, vor 
allem, wenn die Humankapitalakkumulation über den Lebenszyklus nicht berücksichtigt wird. 

22 Für Haushalte mit höheren Einkommen spielen Steuergestaltung und Steuervermeidung eine zunehmende Rolle, etwa bei 
„fringe benefits“ (z.B. Dienstwagen) oder bei Vermögenseinkommen. Für die Wirkungen des Mindestlohns sind diese 
Reaktionen nur von sehr geringer Bedeutung, so dass sie hier vernachlässigt werden. 

23 Männer haben kleinere Elastizitäten als Frauen ohne Kinder. Unter den Frauen werden für alleinerziehende Mütter größere 
Elastizitäten gefunden als für kinderlose Alleinstehende; verheiratete Frauen liegen dazwischen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Für die Arbeitsnachfrage finden wir in der Literatur eine mittlere Nachfrageelastizität von -0,4 (Lichter 

et al., 2015). Für die Branchen „Metallbearbeitung etc.“ und „Baugewerbe“ werden statistisch 

signifikant höhere Werte gefunden. Wir setzen für diese Branchen einen Wert von -0,6 an. 

Wendet man diese mittleren Elastizitäten auf die Lohnerhöhungen der vom Mindestlohn betroffenen 

ArbeitnehmerInnen an, so geht die Arbeitsnachfrage um 342 000 vollzeitäquivalente Beschäftigte 

zurück, das Arbeitsangebot steigt um 167 000 vollzeitäquivalente Beschäftigte. Angesichts der 

Erfahrungen mit der Einführung und Erhöhung des Mindestlohns in den letzten Jahren erscheinen 

diese Effekte eher hoch, vor allem die Beschäftigungsverluste durch den Rückgang der 

Arbeitsnachfrage der Unternehmen. Daher interpretieren wir diese Effekte als oberes Szenario der 

möglichen Beschäftigungseffekte. Zusätzlich simulieren wir ein unteres Szenario mit den halben 

mittleren Elastizitäten, sowohl für das Arbeitsangebot als auch für die -nachfrage. Dann ergeben sich 

entsprechend die halben Beschäftigungseffekte, also ein Rückgang von 171 000 Vollzeitstellen bei der 

Arbeitsnachfrage und eine Erhöhung von 83 000 Vollzeitstellen beim Arbeitsangebot. 

Im einfachen neoklassischen Arbeitsmarktmodell mit Konkurrenzgleichgewicht wäre vor allem der 

Rückgang der Arbeitsnachfrage für die tatsächliche Beschäftigungsentwicklung maßgeblich. Die 

Unternehmen mit niedriger Grenz-Arbeitsproduktivität reduzieren ihre Beschäftigung, während das 

höhere Arbeitsangebot nicht zum Zuge käme beziehungsweise die Unternehmen weniger produktive 

Mitarbeitende durch produktivere Mitarbeitende aus der stillen Reserve ersetzen würden. Die 

mitunter geäußerten Sorgen vor höheren Beschäftigungsverlusten im Vorfeld der Einführung des 

Mindestlohns 2015 waren maßgeblich von diesen Leitbildern geprägt. Tatsächlich haben sich diese 

Befürchtungen aber wohl nur zu einem kleinen Teil bewahrheitet, da die Wirkungskanäle auf dem 

Arbeitsmarkt deutlich komplexer sind (dazu etwa Krebs und Drechsel-Grau, 2021 und Dustmann et al., 

2021). So sind zwar in einzelnen Bereichen Beschäftigungsverhältnisse mit niedriger Produktivität 

abgebaut worden. Die ArbeitnehmerInnen sind aber teilweise in andere Bereiche mit 

Arbeitskräfteknappheit abgewandert, ferner wurden für diese Bereiche wohl auch Arbeitskräfte aus 

der stillen Reserve mobilisiert. Ferner könnte der Mindestlohn Rigiditäten auf den Arbeits- und 

Gütermärkten zugunsten von mehr Beschäftigung verringert haben, so dass sich insgesamt 

Beschäftigungsgewinne und -verluste weitgehend kompensieren können. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Vor diesem Hintergrund erscheint es für die hier betrachteten Verteilungswirkungen sinnvoll, die 

Arbeitsangebots- und -nachfrageeffekte zu saldieren. Wir schätzen also für das obere Szenario per 

Saldo einen Rückgang von 175.000 Vollzeitstellen, und für das untere Szenario einen Rückgang um 

88.000 Vollzeitstellen (Tabelle 22). 

Tabelle 22 Angebots- und Nachfrageffekte der Mindestlohnerhöhung 

Szenario mit Szenario mit 
hohen Effekten niedrigen Effekten 

Angebotseffekt 166.608 83.304 

Nachfrageeffekt -341.648 -170.824 

Saldo -175.040 -87.520 

In der Simulation wählen wir unter den Mindestlohnbetroffenen die Quote zufällig aus, die sich aus 

den jeweiligen Stellenrückgängen ergibt. Bei einer Anzahl an Betroffenen im Hauptjob von 5,2 

Millionen ergibt sich im oberen Szenario ein Beschäftigungsverlust von 3,34 Prozent, im unteren 

Szenario ein Rückgang von 1,67 Prozent. Wir beschränken die Analyse auf die 

Hauptbeschäftigungsverhältnisse. Die jeweiligen Betroffenen verlieren daraufhin ihren Job und ihr 

Einkommen wird auf null gesetzt. Daraufhin durchlaufen sie das STSM, beziehen also zunächst 

Arbeitslosengeld, falls sie dafür berechtigt sind, sowie ansonsten oder aufstockend 

bedürftigkeitsgeprüfte Sozialleistungen. 

Die Auswirkungen des oberen Szenarios mit den höheren negativen Beschäftigungseffekten nach 

Einkommensgruppen werden in Tabelle 23 dargestellt. Die Anzahl der Betroffenen verringert sich um 

gut 150 Tausend auf 6,3 Millionen Beschäftigte (18,2 Prozent aller potentiell mindestlohnberechtigten 

Arbeitnehmer) in 5,9 Millionen Haushalten (14,2 Prozent aller Haushalte). Der Bruttolohnzuwachs fällt 

im Durchschnitt mit 1,2 Prozent um 0,2 Prozentpunkte geringer als im Basisszenario aus. Dieser Effekt 

wird sowohl durch sinkende Einkommenssteuer als auch Arbeitslosengeld I und andere 

Sozialleistungen abgemildert, sodass das Nettoeinkommen mit 0,6 Prozent nur um 0,1 Prozentpunkte 

weniger als im Basisszenario steigt. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Die Effekte nach sozialen Gruppen sind in Tabelle 24 dargestellt. Die stärksten Unterschiede zum 

Basisszenario finden sich in den eher ärmeren Haushalten, also bei Alleinerziehenden, Beziehern von 

Sozialleistungen und Geflüchteten. Diese Ergebnisse sollten allerdings mit Vorsicht interpretiert 

werden, da die Auswahl des Beschäftigungsrückgangs zufällig erfolgt und keine strukturellen 

Arbeitsmarkteffekte berücksichtigt. 

Tabelle 23 Wirkungen Mindestlohnszenario 12 Euro mit höheren negativen Beschäftigungseffekten 
nach Einkommensgruppen 

Nach Dezilen 
Haushaltsnetto-

äquivalenz-

einkommen1) 

Vom Mindestlohn 
betroffene Brutto-

löhne 

Einkom-
menssteuer 
und Sozial-

beiträge 

Arbeits-
losengeld 

Grund-
sicherung, 
Wohngeld, 

Kinder-
zuschlag 

Haushaltsnetto-
einkommen 

Arbeit-
nehmer 

Haushalte Aggregat 
Durchschn. 
je Haushalt 

1 000 Mio. Euro Euro 

1. Dezil 774 735 3 475 975 45 - 915 1 588 312 
2. Dezil 987 914 3 658 1 191 18 - 769 1 696 392 
3. Dezil 828 788 1 583 682 251 - 32 1 080 263 
4. Dezil 660 599 1 883 692 53 - 66 1 171 274 
5. Dezil 622 547 1 413 630 113 - 2 887 222 
6. Dezil 595 538 1 181 496 21 - 10 691 175 
7. Dezil 554 500 1 775 767 24 - 4 990 255 
8. Dezil 480 450 1 319 546 58 - 3 825 216 
9. Dezil 463 447 1 011 393 15 - 8 604 156 

10. Dezil 356 334 635 274 10 - 4 359 93 

Insgesamt 6 319 5 852 17 934 6 646 610 - 1 812 9 891 240 

in Prozent Referenzszenario 

1. Dezil 50,9 14,4 22,4 13,7 3,4 -5,7 2,5 2,5 
2. Dezil 51,7 21,1 10,8 9,2 1,5 -7,8 2,0 2,0 
3. Dezil 32,8 19,2 2,7 3,1 17,6 -1,4 1,1 1,1 
4. Dezil 24,0 14,0 2,6 2,4 7,3 -5,4 0,9 0,9 
5. Dezil 18,7 13,7 1,4 1,6 10,0 -0,5 0,6 0,6 
6. Dezil 15,6 13,6 0,9 1,0 1,5 -3,6 0,5 0,5 
7. Dezil 12,9 12,9 1,0 1,2 1,1 -2,4 0,6 0,6 
8. Dezil 10,2 11,8 0,6 0,6 2,8 -2,4 0,4 0,4 
9. Dezil 9,4 11,6 0,4 0,4 1,4 -4,8 0,3 0,3 

10. Dezil 7,3 8,7 0,2 0,1 0,4 -4,2 0,1 0,1 

Insgesamt 18,2 14,2 1,2 1,0 23,5 -5,9 0,6 0,6 

1) Äquivalenzgewichtet mit der neuen OECD-Skala, bezogen auf die Bevölkerung in Privathaushalten. 
Quelle: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), v35. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Tabelle 24 Wirkungen Mindestlohnszenario 12 Euro mit höheren negativen Beschäftigungseffekten 
nach sozialen und regionalen Gruppen 

Nach Dezilen 
Haushaltsnetto-

äquivalenz-

einkommen1) 

Vom Mindestlohn 
betroffene Brutto-

löhne 

Einkom-
menssteuer 
und Sozial-

beiträge 

Arbeits-
losengeld 

Grund-
sicherung, 
Wohngeld, 

Kinder-
zuschlag 

Haushaltsnetto-
einkommen 

Arbeit-
nehmer 

Haushalte Aggregat 
Durchschn. 
je Haushalt 

1 000 Mio. Euro Euro 

Haushaltstypen 
Singles 1 411 1 411 4 271 1 420 95 - 845 2 039 113 
Alleinerziehende 359 354 865 272 53 - 146 485 343 
Paare ohne Kinder 1 358 1 288 3 351 1 367 167 - 341 1 778 164 
Paare m. 1 Kind 1 471 1 337 4 636 1 801 104 - 237 2 652 509 
Paare m. mind. 2 K. 1 664 1 413 4 850 1 785 110 - 243 2 896 539 
Sonstige Haushalte 

Grundsicherung1) 

54 50 - 39 1 81 - 1 40 181 

Mit Grundsicherung 1 253 1 155 5 115 1 548 194 - 1 997 1 699 400 
Ohne Grundsicherung 

Alte-/neue Länder 

5 065 4 697 12 819 5 098 416 185 8 191 222 

Alte Länder o. Berlin 4 878 4 480 13 961 5 265 431 - 1 243 7 756 237 
Neue Länder m. Berlin 

Migrations-

hintergrund2) 

1 441 1 372 3 973 1 381 179 - 570 2 135 251 

Kein Migrationshint. 4 512 4 199 11 990 4 526 502 - 952 6 854 205 
Migrationshint. 1 806 1 653 5 944 2 120 107 - 860 3 036 395 
darunter Geflüchtete 

Haushaltstypen 

50 47 221 68 0 - 35 117 1 026 

in Prozent Referenzszenario 

Singles 18,5 7,8 1,4 0,9 2,6 -8,2 0,5 0,5 
Alleinerziehende 30,2 25,0 2,3 2,0 9,8 -5,2 1,1 1,1 
Paare ohne Kinder 16,1 11,9 0,9 0,8 3,9 -8,0 0,4 0,4 
Paare m. 1 Kind 18,3 25,6 1,4 1,4 2,8 -6,8 0,9 0,9 
Paare m. mind. 2 K. 18,2 26,3 1,2 1,2 3,6 -2,5 0,8 0,8 
Sonstige Haushalte 

Grundsicherung1) 

19,4 22,3 -0,3 0,0 76,9 -1,6 0,4 0,4 

Mit Grundsicherung 53,4 27,2 13,3 13,9 11,3 -6,5 1,9 1,9 
Ohne Grundsicherung 

Alte-/neue Länder 

15,7 12,7 0,9 0,8 3,1 - 0,5 0,5 

Alte Länder o. Berlin 17,3 13,7 1,1 1,0 3,4 -5,6 0,6 0,6 
Neue Länder m. Berlin 

Migrations-

hintergrund2) 

22,2 16,1 1,6 1,4 6,6 -6,8 0,8 0,8 

Kein Migrationshint. 17,0 12,5 1,0 0,9 4,4 -5,7 0,5 0,5 
Migrationshint. 22,3 21,5 1,9 1,8 2,8 -6,3 1,0 1,0 
darunter Geflüchtete 45,1 41,4 11,7 14,4 0,0 -10,3 5,7 5,7 

1) Einschließlich Kinderzuschlag und Wohngeld. 
2) Im Ausland geborene Personen oder Kinder von im Ausland geborenen Personen. 
Quelle: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), v35. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Die Wirkungen des unteren Szenarios mit den niedrigeren negativen Beschäftigungseffekten sind in 

Tabelle 25 und Tabelle 26 dargestellt. Auch hier finden sich keine starken Abweichungen zum 

Basisszenario. Die Wirkungen sind sehr ähnlich zum oberen Szenario mit den höheren negativen 

Beschäftigungseffekten und fallen im Vergleich zum Basisszenario entsprechend niedriger aus. 

Tabelle 25 Wirkungen Mindestlohnszenario 12 Euro mit niedrigeren negativen 
Beschäftigungseffekten 
nach Einkommensgruppen 

Nach Dezilen 
Haushaltsnetto-

äquivalenz-

einkommen1) 

Vom Mindestlohn 
betroffene Brutto-

löhne 

Einkom-
menssteuer 
und Sozial-

beiträge 

Arbeits-
losengeld 

Grund-
sicherung, 
Wohngeld, 

Kinder-
zuschlag 

Haushaltsnetto-
einkommen 

Arbeit-
nehmer 

Haushalte Aggregat 
Durchschn. 
je Haushalt 

1 000 Mio. Euro Euro 

1. Dezil 784 745 3 694 975 4 - 938 1 687 312 
2. Dezil 980 903 3 505 1 177 50 - 781 1 602 392 
3. Dezil 858 815 2 238 717 24 26 1 398 263 
4. Dezil 659 596 1 681 679 132 - 53 1 109 274 
5. Dezil 641 559 1 781 682 38 - 19 1 039 222 
6. Dezil 593 536 1 193 498 18 - 10 694 175 
7. Dezil 558 503 1 862 781 18 - 19 1 023 255 
8. Dezil 479 449 1 247 544 34 - 3 748 216 
9. Dezil 464 449 1 170 421 1 - 8 688 156 

10. Dezil 359 337 658 278 10 - 4 374 93 

Insgesamt 6 375 5 892 19 028 6 750 328 - 1 807 10 362 240 

in Prozent Referenzszenario 

1. Dezil 51,5 14,6 23,8 13,7 0,3 -5,9 2,6 2,5 
2. Dezil 51,3 20,8 10,3 9,1 4,0 -7,9 1,9 2,0 
3. Dezil 34,1 19,9 3,8 3,3 1,6 1,2 1,4 1,1 
4. Dezil 23,9 13,9 2,3 2,3 18,0 -4,4 0,9 0,9 
5. Dezil 19,3 14,0 1,8 1,7 3,3 -5,1 0,8 0,6 
6. Dezil 15,5 13,6 0,9 1,0 1,3 -3,6 0,5 0,5 
7. Dezil 13,0 12,9 1,1 1,2 0,8 -11,0 0,6 0,6 
8. Dezil 10,2 11,7 0,6 0,6 1,6 -2,4 0,4 0,4 
9. Dezil 9,4 11,6 0,4 0,4 0,1 -4,8 0,3 0,3 

10. Dezil 7,4 8,8 0,2 0,1 0,4 -4,2 0,1 0,1 

Insgesamt 18,4 14,3 1,3 1,1 12,6 -5,9 0,6 0,6 

1) Äquivalenzgewichtet mit der neuen OECD-Skala, bezogen auf die Bevölkerung in Privathaushalten. 
Quelle: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), v35. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Tabelle 26 Wirkungen Mindestlohnszenario 12 Euro mit niedrigeren negativen 
Beschäftigungseffekten 
nach sozialen und regionalen Gruppen 

Nach Dezilen 
Haushaltsnetto-

äquivalenz-

einkommen1) 

Vom Mindestlohn 
betroffene Brutto-

löhne 

Einkom-
menssteuer 
und Sozial-

beiträge 

Arbeits-
losengeld 

Grund-
sicherung, 
Wohngeld, 

Kinder-
zuschlag 

Haushaltsnetto-
einkommen 

Arbeit-
nehmer 

Haushalte Aggregat 
Durchschn. 
je Haushalt 

1 000 Mio. Euro Euro 

Haushaltstypen 
Singles 1 386 1 386 3 597 1 381 146 - 676 1 752 97 
Alleinerziehende 376 370 1 142 278 5 - 182 617 436 
Paare ohne Kinder 1 380 1 307 3 723 1 380 62 - 407 1 885 174 
Paare m. 1 Kind 1 483 1 347 5 058 1 873 61 - 221 2 884 553 
Paare m. mind. 2 K. 1 696 1 432 5 311 1 815 54 - 319 3 102 578 
Sonstige Haushalte 

Grundsicherung1) 

54 50 197 24 0 - 1 123 552 

Mit Grundsicherung 1 293 1 184 5 783 1 572 24 - 2 098 1 941 456 
Ohne Grundsicherung 

Alte-/neue Länder 

5 082 4 708 13 245 5 178 304 290 8 422 228 

Alte Länder o. Berlin 4 929 4 520 14 699 5 343 253 - 1 177 8 145 249 
Neue Länder m. Berlin 

Migrations-

hintergrund2) 

1 446 1 372 4 329 1 408 75 - 630 2 218 260 

Kein Migrationshint. 4 538 4 220 12 656 4 597 225 - 924 7 045 210 
Migrationshint. 1 837 1 672 6 372 2 153 103 - 884 3 317 431 
darunter Geflüchtete 

Haushaltstypen 

49 46 207 67 0 - 31 112 979 

in Prozent Referenzszenario 

Singles 18,2 7,7 1,1 0,8 4,1 -6,5 0,4 0,4 
Alleinerziehende 31,5 26,2 3,1 2,0 1,0 -6,5 1,4 1,4 
Paare ohne Kinder 16,4 12,0 1,0 0,8 1,5 -9,6 0,4 0,4 
Paare m. 1 Kind 18,5 25,8 1,5 1,5 1,6 -6,4 1,0 1,0 
Paare m. mind. 2 K. 18,5 26,7 1,3 1,2 1,8 -3,3 0,9 0,9 
Sonstige Haushalte 

Grundsicherung 1) 

19,4 22,3 1,5 0,4 0,0 -1,6 1,1 1,1 

Mit Grundsicherung 55,1 27,8 15,1 14,1 1,4 -6,9 2,1 2,1 
Ohne Grundsicherung 

Alte-/neue Länder 

15,7 12,8 0,9 0,8 2,2 - 0,5 0,5 

Alte Länder o. Berlin 17,5 13,8 1,2 1,0 2,0 -5,3 0,6 0,6 
Neue Länder m. Berlin 

Migrations-

hintergrund2) 

22,3 16,1 1,8 1,4 2,8 -7,5 0,8 0,8 

Kein Migrationshint. 17,1 12,6 1,1 0,9 2,0 -5,5 0,5 0,5 
Migrationshint. 22,7 21,7 2,1 1,8 2,7 -6,4 1,1 1,1 
darunter Geflüchtete 44,2 40,5 11,0 14,2 0,0 -9,0 5,5 5,5 

1) Einschließlich Kinderzuschlag und Wohngeld. 
2) Im Ausland geborene Personen oder Kinder von im Ausland geborenen Personen. 
Quelle: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), v35. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Abschließend werden in Tabelle 27 und Tabelle 28 die Effekte der ergänzenden Szenarien auf die 

Armutsmaße und die Maße der Einkommensverteilung dargestellt. Die Armutsrisikoquote geht bei den 

Szenarien mit einem niedrigeren Mindestlohn von 11 Euro und 10,45 Euro sowie bei den Non-

Compliance-Szenarien weniger stark zurück als im Basisszenario, während sie beim Spillover-Szenario 

stärker zurückgeht. Analoge Effekte ergeben sich für die Maße der Einkommensverteilung. Das ist 

plausibel, da vor allem das Spillover-Szenario bis weit in die Mittelschichten hineinreicht und deren 

Einkommen stützt. Die Armutslücke verändert sich kaum. 

Durch die geringen Beschäftigungseffekte verringert sich die Armutsrisikoquote im Vergleich zum 

Basisszenario wenig, auch die Effekte auf die anderen Maße fallen ähnlich hoch aus. Bei den hohen 

Beschäftigungseffekten verringert sich die Armutsrisikoquote nur auf 15,4 Prozent, die anderen 

Effekte fallen um jeweils höchstens 0,3 Prozent geringer aus als im Basisszenario. 

Tabelle 27 Wirkung der Alternativszenarien auf die Armutsmaße 
10,45 Euro, Non-Compliance mit 2,4 und 6 Prozent 

Maße 
Vor 

Reform 

Mindestohn 10,45€ Non-Compliance 2% Non-Compliance 4% Non-Compliance 6% 

Szenario 
Differenz 
in Prozent 

Szenario 
Differenz 
in Prozent 

Szenario 
Differenz 
in Prozent 

Szenario 
Differenz 
in Prozent 

Armutsquote Prozent 

Armutslücke Euro/Jahr 

Gini-Koeffizient 

GE-Maße 
GE(0) (mld) 
GE(1) (Theil) 
GE(2) (scv) 

15,9 

3 595 

0,291 

0,148 
0,166 
0,320 

15,4 -2,9% 

3 562 -0,9% 

0,290 -0,5% 

0,146 -1,1% 
0,164 -0,9% 
0,317 -0,9% 

15,2 -4,5% 

3 558 -1,0% 

0,289 -0,9% 

0,145 -1,8% 
0,163 -1,5% 
0,315 -1,5% 

15,3 -4,0% 

3 560 -1,0% 

0,289 -0,8% 

0,145 -1,6% 
0,163 -1,4% 
0,315 -1,3% 

15,3 -3,6% 

3 563 -0,9% 

0,289 -0,7% 

0,146 -1,5% 
0,164 -1,3% 
0,316 -1,2% 

Quelle: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), v35. 

Tabelle 28 Wirkung der Alternativszenarien auf die Armutsmaße 
11 Euro, Spillover, hohe und geringe Beschäftigungseffekte 

Maße 
Vor 

Reform 

Mindestohn 11€ Spillover 
Beschäftigungseffekte 

(gering) 
Beschäftigungseffekte 

(hoch) 

Szenario 
Differenz 
in Prozent 

Szenario 
Differenz 
in Prozent 

Szenario 
Differenz 
in Prozent 

Szenario 
Differenz 
in Prozent 

Armutsquote Prozent 

Armutslücke Euro/Jahr 

Gini-Koeffizient 

GE-Maße 
GE(0) (mld) 
GE(1) (Theil) 
GE(2) (scv) 

15,9 

3 595 

0,291 

0,148 
0,166 
0,320 

15,3 -3,6% 

3 562 -0,9% 

0,289 -0,6% 

0,146 -1,4% 
0,164 -1,1% 
0,316 -1,1% 

15,0 -5,7% 

3 555 -1,1% 

0,287 -1,5% 

0,144 -2,6% 
0,161 -2,7% 
0,310 -3,0% 

15,2 -4,4% 

3 570 -0,7% 

0,289 -0,9% 

0,145 -1,7% 
0,163 -1,5% 
0,315 -1,5% 

15,4 -3,5% 

3 553 -1,2% 

0,289 -0,8% 

0,146 -1,6% 
0,163 -1,4% 
0,315 -1,4% 

Quelle: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), v35. 

125 



      
 

 

   

               

            

    

            

         

             

            

              

           

          

             

           

             

              

            

           

           

         

            

             

          

              

            

            

      

            

              

              

             

                

           

Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

6 Fazit 

In dieser Studie wurden auf Basis des SOEP die Auswirkungen des Mindestlohns auf Einkommen und 

Armut untersucht. Für die Analysen wurden deskriptive und kausale ökonometrische Methoden sowie 

ein Mikrosimulationsmodell genutzt. 

Die deskriptive Analyse zeigt, dass die Mindestlohneinführung 2015 von einem Anstieg in 

durchschnittlichen Stundenlöhnen begleitet wurde, was gleichzeitig die Armutsrisikoschwelle steigen 

ließ. Dieser Anstieg, der über der Inflationskorrektur liegt, erzeugt eine mechanische Vergrößerung des 

Einkommensbereichs, unter dem relative Armut gemessen wird, und somit der potenziellen positiven 

Wirkung des Mindestlohns auf Armut entgegenwirkt. Aus diesem Grund ist es wichtig, neben der 

relativ gemessenen Armutsrisikogefährdung auch weitere Merkmale der Armut zu betrachten – 

Transferleistungsbezug, Wohngeldbezug, ALG II sowie Deprivationsmaße wie etwa Zufriedenheit mit 

dem persönlichen Einkommen. Die kausale Analyse erfolgte auf der regionalen und auf der 

individuellen Ebene. Auf der regionalen Ebene wurde kein nennenswerter Zusammenhang zwischen 

Mindestlohneinführung 2015 und Armut festgestellt. Auf der individuellen Ebene wird ein Effekt von 

Mindestlohneinführung auf Armut in der Gruppe der Betroffenen (Personen, die 2014 unter 10 Euro 

pro Stunden verdienten) von bis zu minus 5 Prozentpunkten geschätzt. Placebo- und 

Robustheitsanalysen bestätigen diese Schätzung und unterstreichen dabei, dass ungefähr die Hälfte 

des Effekts auf die natürliche Verbesserung in Armutsrisikogefährdung der Haushalte mit 

NiedriglohnverdienerInnen zurückzuführen ist, die auch in Abwesenheit der Mindestlohnreform 

stattgefunden hätte. Die Mindestlohnreform auf der individuellen Ebene wirkt besonders stark bei 

Paaren mit oder ohne Kinder, Personen mit tertiärer Bildung, deutschen StaatsbürgerInnen und jungen 

Befragten. Die Mindestlohneinführung auf der individuellen Ebene wirkt negativ auf 

Transferleistungsbezug und den Bezug von ALG II, wobei hier ebenfalls auf die Defizite der 

Identifikation des kausalen Zusammenhangs hingewiesen werden soll. Zudem wirkt die Einführung des 

Mindestlohns leicht positiv auf die Zufriedenheit mit dem persönlichen Einkommen und dem 

Haushaltseinkommen, aber nicht auf andere Deprivationsmaße. 

Auf Basis des Mikrosimulationsmodells wurde gezeigt, dass die Erhöhung des Mindestlohns auf 

12 Euro pro Stunde spürbare Effekte auf Haushaltseinkommen und die Reduktion von Armut haben 

kann. Der Großteil der vom Mindestlohn Betroffenen befindet sich in den unteren Dezilen der 

Einkommensverteilung der Haushalte. Die Bruttolöhne steigen im ersten Dezil um 24,1 Prozent. Der 

Anstieg im 2 Dezil ist mit knapp 11,3 Prozent etwas niedriger. Insgesamt steigen die Bruttolöhne im 

Durchschnitt um 1,4 Prozent. Die höheren Bruttolöhne werden gemindert durch Einkommensteuer 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

und Sozialversicherungsbeiträge, die um etwa 1,2 Prozent steigen. Ferner gehen die Leistungen aus 

Grundsicherung, Wohngeld und Kinderzuschlag im Durchschnitt um knapp 7 Prozent zurück. Dabei 

fallen die Wirkungen über die Dezile unterschiedlich aus. Absolut reduzieren sich die Transfers am 

stärksten in den untersten Dezilen. Insgesamt zeigt sich, dass die Erhöhung des Mindestlohns trotz 

steigender Einkommensteuer und Sozialbeiträgen sowie sinkender Transferzahlungen die 

Haushaltsnettoeinkommen im Durchschnitt um 0,7 Prozent erhöhen. In den untersten drei Dezilen ist 

der Einkommenseffekt mit 1,5 bis 2,7 Prozent am größten. Niedrigverdienende ArbeitnehmerInnen im 

unteren Bereich der Einkommensverteilung profitieren also spürbar von der Mindestlohnerhöhung. 

Diese Einkommenswirkungen haben Effekte auf unterschiedliche Armutsmaße. Laut Simulationen 

reduziert sich im Basisszenario durch einen Mindestlohn von 12 Euro die Armutsrisikoquote um knapp 

5 Prozent. In weiteren Simulationen wird gezeigt, wie sich die Wirkungen durch mögliche 

Spillovereffekte, Noncompliance, und mögliche negative Beschäftigungseffekte verändern. Es kann 

gezeigt werden, dass sich auch bei unterschiedlichen Annahmen die Armutsmaße reduzieren. Auch 

unter der Annahme von negativen Beschäftigungseffekten sinkt die Armutsrisikoquote bei einem 

Mindestlohn von 12 Euro um etwa 3 Prozent. 

Mit dieser Studie konnte gezeigt werden, wie sich die Einführung und Erhöhung des Mindestlohns auf 

das Armutsrisiko ausgewirkt hat und welche Effekte eine weitere Erhöhung des Mindestlohns auf 

Armut haben könnte. Die Simulationsanalysen basieren auf unterschiedlichen Annahmen, die zum 

Großteil auf Basis von theoretischen Argumenten getroffen wurden. Es besteht daher insbesondere 

weiterer Forschungsbedarf, belastbare empirische Evidenz für diese Annahmen zu erbringen. 
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Anhang 

Grafik 1 Schaubild zur Datengrundlage des STSM 
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Tabelle 29 Deskriptive Statistiken, Personenebene, Sample: Alle, ungewichtet 

Variable Durchschnitt St. Abw. Min Max N 

Deutsche Staatsbürgerschaft 0.90 0.27 0.00 1.00 206,979 

Ostdeutschland 0.20 0.43 0.00 1.00 206,979 

Frauen 0.50 0.50 0.00 1.00 206,979 

Ein-Personen-HH'e 0.10 0.34 0.00 1.00 206,979 

(Ehe-)Paare ohne Kind 0.30 0.46 0.00 1.00 206,979 

Alleinerziehende 0.10 0.29 0.00 1.00 206,979 

Paare mit Kind(ern) 0.40 0.50 0.00 1.00 206,979 

Mehrgenerationen-HH und sonstige 0.00 0.15 0.00 1.00 206,979 

Std.lohn: vertraglich (mit imputierten Löhnen) 17.00 9.65 2.17 54.23 106,352 

Äquiv. HH-Eink., mit Mietimp. 24,529.40 17,706.19 0.00 1,007,534.69 206,979 

Armutsrisikoquote 0.20 0.37 0.00 1.00 206,979 

Armutsabstand 2,990.30 2,329.27 0.29 14,250.00 32,925 

Armutsschwelle, jährlich 12,877.80 695.88 11,994.96 14,250.00 206,979 

Öff. Transfers im HH (äquiv.) 1,716.00 2,407.99 0.00 78,480.00 188,723 

ALG II-Bezug, Inzidenz 0.10 0.28 0.00 1.00 201,724 

ALG II-Bezug, Summe 4,322.40 2,606.34 4.80 21,600.00 17,161 

Wohngeld-Bezug, Summe 1,107.80 1,013.40 8.11 9,600.00 5,507 

Wohngeld-Bezug, Inzidenz 0.00 0.16 0.00 1.00 204,472 

Zufriedenheit Leben 7.30 1.72 0.00 10.00 206,434 

Zufriedenheit persönliches Einkommen 6.20 2.53 0.00 10.00 200,180 

Zufriedenheit HH-Einkommen 6.70 2.23 0.00 10.00 203,841 

Zufriedenheit Arbeit 7.10 2.07 0.00 10.00 129,259 

Sorgen wirtschaftliche Situation 0.60 0.48 0.00 1.00 206,033 

Sorgen Arbeitsplatzsicherheit 0.40 0.49 0.00 1.00 126,649 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Tabelle 30 Deskriptive Statistiken, Personenebene, Sample: aB, ungewichtet 

Variable Durchschnitt St. Abw. Min Max N 

Deutsche Staatsbürgerschaft 0.90 0.27 0.00 1.00 102,421 

Ostdeutschland 0.20 0.42 0.00 1.00 102,421 

Frauen 0.50 0.50 0.00 1.00 102,421 

Ein-Personen-HH'e 0.10 0.30 0.00 1.00 102,421 

(Ehe-)Paare ohne Kind 0.20 0.42 0.00 1.00 102,421 

Alleinerziehende 0.10 0.30 0.00 1.00 102,421 

Paare mit Kind(ern) 0.60 0.50 0.00 1.00 102,421 

Mehrgenerationen-HH und sonstige 0.00 0.14 0.00 1.00 102,421 

Std.lohn: vertraglich (mit imputierten Löhnen) 17.10 9.49 2.17 54.23 102,421 

Äquiv. HH-Eink., mit Mietimp. 25,275.90 14,158.69 0.00 759,524.00 102,421 

Armutsrisikoquote 0.10 0.30 0.00 1.00 102,421 

Armutsabstand 2,562.80 2,206.37 0.78 13,779.00 10,413 

Armutsschwelle, jährlich 12,900.00 699.79 11,994.96 14,250.00 102,421 

Öff. Transfers im HH (äquiv.) 1,655.90 1,894.95 0.00 30,000.00 94,004 

ALG II-Bezug, Inzidenz 0.00 0.21 0.00 1.00 100,313 

ALG II-Bezug, Summe 3,239.00 2,245.59 4.80 21,600.00 4,525 

Wohngeld-Bezug, Summe 904.90 816.80 8.11 9,600.00 2,333 

Wohngeld-Bezug, Inzidenz 0.00 0.15 0.00 1.00 101,409 

Zufriedenheit Leben 7.40 1.56 0.00 10.00 102,224 

Zufriedenheit persönliches Einkommen 6.60 2.14 0.00 10.00 102,091 

Zufriedenheit HH-Einkommen 6.90 2.02 0.00 10.00 101,463 

Zufriedenheit Arbeit 7.10 1.96 0.00 10.00 100,703 

Sorgen wirtschaftliche Situation 0.70 0.47 0.00 1.00 102,117 

Sorgen Arbeitsplatzsicherheit 0.40 0.49 0.00 1.00 100,997 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Armut 

Tabelle 31 Deskriptive Statistiken, Personenebene, Sample: aB<10, ungewichtet 

Variable Durchschnitt St. Abw. Min Max N 

Deutsche Staatsbürgerschaft 0.90 0.32 0.00 1.00 22,889 

Ostdeutschland 0.30 0.46 0.00 1.00 22,889 

Frauen 0.60 0.48 0.00 1.00 22,889 

Ein-Personen-HH'e 0.10 0.29 0.00 1.00 22,889 

(Ehe-)Paare ohne Kind 0.20 0.38 0.00 1.00 22,889 

Alleinerziehende 0.10 0.35 0.00 1.00 22,889 

Paare mit Kind(ern) 0.50 0.50 0.00 1.00 22,889 

Mehrgenerationen-HH und sonstige 0.00 0.18 0.00 1.00 22,889 

Std.lohn: vertraglich (mit imputierten Löhnen) 7.00 2.22 2.17 10.00 22,889 

Äquiv. HH-Eink., mit Mietimp. 18,296.30 9,753.91 0.00 302,321.50 22,889 

Armutsrisikoquote 0.30 0.44 0.00 1.00 22,889 

Armutsabstand 2,819.30 2,245.88 0.78 13,779.00 6,003 

Armutsschwelle, jährlich 12,828.70 667.85 11,994.96 14,250.00 22,889 

Öff. Transfers im HH (äquiv.) 2,066.30 2,235.77 0.00 24,000.00 19,861 

ALG II-Bezug, Inzidenz 0.10 0.34 0.00 1.00 21,804 

ALG II-Bezug, Summe 3,445.10 2,247.62 4.80 14,400.00 2,852 

Wohngeld-Bezug, Summe 981.30 919.68 8.33 9,600.00 1,146 

Wohngeld-Bezug, Inzidenz 0.10 0.22 0.00 1.00 22,366 

Zufriedenheit Leben 7.20 1.70 0.00 10.00 22,839 

Zufriedenheit persönliches Einkommen 5.50 2.36 0.00 10.00 22,745 

Zufriedenheit HH-Einkommen 6.10 2.27 0.00 10.00 22,420 

Zufriedenheit Arbeit 7.10 2.12 0.00 10.00 22,009 

Sorgen wirtschaftliche Situation 0.80 0.42 0.00 1.00 22,784 

Sorgen Arbeitsplatzsicherheit 0.50 0.50 0.00 1.00 22,365 

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen. 
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